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Vorwort. 



X Die vorliegende Arbeit behandelt drei auf dem Titelblatte 
benannte „psychiatrisch -kriminalistische Probleme'*. Am aus- 
führlichsten wurde seiner Wichtigkeit halber das letzte Problem: 
„Psychopathische Zustände als Strafausschließungsgründe im Straf- 
rechte'* erörtert. 

Die Absicht des Verfassers war es, die Anschauimgen zu rekon- 
struieren, welche um 1803, betreffend die „Strafausschließungsgründe" 
des § 2 lit. a), 6) und c) des Strafgesetzbuches die herrschenden 
waren. Der Verfasser wollte weiters zeigen, welches der Wille der 
Gesetzgeber gewesen sei, welche Schwierigkeiten sich angesichts der 
Textierung des § 2 des St. G. B. in der Praxis ergaben, in welcher 
Weise man die Bestimmungen des § 2 des St. G. B. in der Praxis 
interpretierte, um diese Schwierigkeiten zu beseitigen, schließlich, wie 
diese Bestimmungen heute interpretiert werden und welche Schwie- 
rigkeiten sich hiebei heute noch ergeben. 

Der Verfasser war daher genötigt, die historische Methode der 
Untersuchung und der Darstellung zu wählen. 

Etwaige Einwürfe, daß die Gesetzesauslegung es mit der „gesetz- 
geberischen Willenserklärung" aber nicht mit der hinter der 
Erklärung liegenden, nicht ausgedrückten „gesetzgeberischen Wil- 
lensmeinung" zu tun habe, femer, daß Vorarbeiten zum Gesetze, 
Motive etc. nicht Gesetzeskraft haben, und daher nicht zu berück- 
sichtigen sind, oder zumindest nicht überschätzt werden dürfen, 
treffen den Verfasser nicht, da er sich der historischeu Daten nur 
zur Erläuterung des kodifizierten Kechtes bediente und bedienen 
mußte, wollte er den „Verstand des Gesetzes" ermitteln, welcher 
„aus der eigentümlichen Bedeutung der Worte in ihrem Zusammen- 
hange und aus der klaren Absicht des Gesetzgebers hervorleuchtet" 
(§ 6 und 7 a. b. G. B.). 

Der Verfasser ist auch gefaßt darauf, daß seinen Ausführungen 
entgegnet werden wird, der oberste Gerichtshof habe nicht bloß den 
im Texte dieser Arbeit zitierten Anschauungen Ausdruck gegeben, 
sondern auch in einigen Entscheidungen erklärt: 
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IV Vorwort. 

Nach § 1 des St. Gr. B. werde zu jedem Verbrechen böser Vor- 
satz gefordert. Da dieser sich aus Bewußtsein und Willen zusammen- 
setze, so werde er undenkbar, sobald eines der beiden Momente hin- 
wegfalle. 

Im Falle des § 2, lit. a) St. G., schließe die krankhafte psychi- 
sche Veranlagung entweder den Grebrauch des Intellektes oder die freie 
Willensbestimmung oder beide zugleich aus. 

Der normale Gebrauch der Vernunft werde aber nur durch das 
harmonische Zusammenwirken des gesunden Intellektes und freien Willens 
bedingt. Werde einer dieser Faktoren infolge geistiger Erkrankung in 
seinen Funktionen gestört und gehemmt, so könne von einem Vemunft- 
gebrauche nicht mehr die Kede sein. 

Der § 2 des St. Gr. B. trägt also, so könnte man ihm viel- 
leicht entgegnen, bei dieser Interpretation den Fortschritten der 
psyt'Matrischen Wissenschaft in weitestem Maße Kechnung. 

Diese vom obersten Gerichtshofe einigemale vertretene An- 
schauung ist jedoch „de lege lata" eine irrtümliche. Das Gesetz be- 
stimmt ausdrücklich und taxativ die Fälle, in welchen der böse 
Vorsatz, bezw. auch die im bösen Vorsatze inbegriffene „freie Willens- 
bestimmung" ausgeschlossen sei. 

Die angedeutete Anschauung des obersten Gerichtshofes basiert nun 
auf einem circulus vitiosus. Sie konkludiert nämlich : „Zum Verbrechen 
ist freier Wille erforderlich." „Freier Wille ist z. B. nicht vor- 
handen, wenn der Täter des Gebrauches der Vernunft ganz beraubt 
ist." „Der Täter ist des Gebrauches der Vernunft bereits ganz 
beraubt, wenn z. B. der Faktor des freien Willens gestört und 
gehemmt ist." 

Der oberste Gerichtshof hat daher diese Interpretation des § 2 
lit. a) selbst aufgegeben und es vertritt die Judikatur dieses Ge- 
richtshofes in den in letzterer Zeit erflossenen, übereinstimmenden 
Entscheidungen diejenige Anschauung, welche der Verfasser im Texte 
kurzweg als die Anschauung des obersten Gerichtshofes bezeichnet hat. 

Die im Texte dargestellte Interpretation des § 2 des St- 
G. B. durch den obeisten Gerichtshof ermöglicht jedoch keine andere 
Schlußfolgerung, als diejenige, welche der Verfasser im letzten Ab- 
schnitte dieser Arbeit zu ziehen versucht hat, nämlich: „die Not- 
wendigkeit der Reform des Strafrechtes." 

Der Verfasser wäre glücklich, wenn es ihm gelungen sein sollte, 
auf diese Weise bei den Arbeiten an der Reform unseres Straf- 
gesetzes wenn auch nur Handlangerdienste verrichtet zu haben. 
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Bereits im Jahre 1740 hatte Platner^) in seinem „Pro- 
gramma, quo ostenditur, medicos de insanis et furiosis audiendos 
esse" den Ärzten die Berechtigang vindiziert, den Geisteszustand 
psychis3h Erkrankter zu beurteilen, und man hatte von da an immer 
mehr und mehr die spezielle Befähigung und ausschließliche Berech- 
tigung der Ärzte, ein Urteil über „die Form und die Eealität der 
Seelenstörungen" zu fällen, anerkannt, bis Kant^) die These auf- 
stellte, daß die Entscheidung der gerichtlichen Fragen über „den 
moralischen und intellektuellen Zustand" eines Menschen der phi- 
losophischen Fakultät gebühre. 

Kant erklärte: „Wenn . . . jemand vorsätzlich ein Unglück 
angerichtet hat, und nun, ob und welche Schuld deswegen auf ihm 
hafte, die Frage ist, — mithin zuvor ausgemacht werden muß, ob 
•er damals verrückt gewesen sei oder nicht, so kann das Gericht 
ihn nicht an die medizinische, sondern müßte ihn an 
•die philosophische Fakultät verweisen; denu die Frage, ob 
•der Angeklagte bei seiner Tat im Besitze seines natürlichen Ver- 
standes- und Beurteilungsvermögens gewesen sei, ist gänzlich psy- 
«chologisch — und, obgleich körperliche Verschrobenheit der Seelen- 
organe vielleicht wohl bisweilen die Ursache einer unnatürlichen 
Übertretung des (jedem Menschen beiAvohnenden) Pflichtgesetzes 
sein möchte, so sind doch die Arzte und Psychologen überhaupt 
noch nicht so weit, um das Maschinenwesen im Menschen so tief 



^) Platner: Progr., quo ostenditur, modicos de insanis et furiosis 
audiendos esse. Lips. 1740. 

-) Kant: Anthropologie § 41. 

Türkei, Fsychiatrisch-kriminalistische Probleme. a 
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einzusehen, daß sie die Anwandlung zu einer solchen Greueltat 
daraus erklären oder... sie vorhersehen könnten.'^ ^) 

Metzger^) war der erste, welcher Kant entgegentrat, und 
Hof bauer*), obwohl Professor der Rechte und Philosophie, teilte 
Metzgers Ansicht, welche schließlich den Sieg davontrug. 

Kaum schien dieser Streit der Fakultäten beendigt, als von 
Frankreich her ein neuer Angriff gegen die Kompetenz der Ärzte erfolgte. 

Coste,*) selbst ein Arzt, bezeichnete es als eine bloß her- 
kömmliche Sitte, daß die Ärzte über zweifelhafte psychische Zustände 
befragt werden, und vertrat die Anschauung, daß jeder Mensch 
„von gesundem Verstände" ebenso richtig hierüber urteilen 
könne, als beispielsweise ein Pinel oder ein Esquirol. 

Coste hatte an dem französischen Advokaten Eegnault^) 
einen leidenschaftlichen Verteidiger gefunden. 

Französische *) und amerikanische ^) Ärzte grilfen Coste heftig 
an und auch gegen Regnault wurde von Leuret®), Royer Col- 
lard^) und anderen ein langwieriger Kampf geführt. 

^) Zeiller (Vorbereitung zur neuesten Österreichischen Gesetz- 
künde, Wien 1810, IV, S. 171 Anm.) meint, es würde vielleicht dem 
Streite am sichersten abgeholfen, „wenn in ähnlichen Fällen dem Sani- 
täts-Collegio auch Psychologen von Profession beigezogen würden. Solche 
sind teils die öffentlichen Professoren der Philosophie, welche Psycho- 
logie lehren, teils diejenigen Arzte, welche über Irrenhäuser bestellt sind". 

*) Metzger: Neue vermischte medic. Schriften I, S. 64, und 
Gerichtl. medicinische Abhandig., Königsberg 1803, S. 74 ff. 

') Hofbauer: Die Psychologie in ihren Anwendungen auf die 
Rechtspflege, § 1, Note 3. 

*) Journal universel des sciences medicales Tom. 43, p. 53^ 
Juli 1826. 

^) Regnault: Du degr^ de competence des m^decins dans les. 
questions judiciaires relatives aux ali^nations mentale« et des th^ories 
physiologiques sur la monomanie, Paris 1828; in deutscher Über- 
setzung: Das gerichtliche Urteil der Arzte über zweifelhafte psychische 
Zustände, insbesondere über die sogenannte Monomanie, juristisch-psy- 
chologisch beurteilt von Regnault. Aus dem Französischen übersetzt 
von Bourel mit einem Anhange von Nasse, Cöln 1830. 

*) Georget in d. Archives generales de Med. Tom. XIII, p. 499.. 

') The North- American medical an surgical Journal, April 1828,. 

p. 457. 

^) Annales d'Hygifene publique et de m^decine legale, Paris 1829,. 

Tom. I, p. 281. 

^) Journ. hebdom. de Medec. 1829, Tom. II, S. 181 u. ff. ; vgU 
auch Friedreich, Magazin für Seelenkunde, 6. Heft, S. 268, und 
8. Heft, S. 166. 
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Schließlich blieb alles beim alten und wieder schien sozu- 
sagen der Streit der Fakultäten beigelegt und die Kompetenzfrage 
in prinzipieller Hinsicht zu Gunsten der Ärzte entschieden. 

Die Einigung war aber nur eine scheinbare; denn bald ent- 
stand eine Kontroverse darüber, wie weit diese ärztliche Kom- 
petenz reiche, „wie weit das peinliche Recht von der Medizin, der 
Strafrichter vom Arzte" abhängig gemacht werden dürfe. Es han- 
delte sich darum, welche Fragen dem Arzte und welche dem 
Eicht er zur Beantwortung in foro vorbehalten seien. 

Unsere österreichische Strafprozeßordnung^) läßt — so sollte 
man glauben — an Deutlichkeit des Wortlautes nichts zu wünschen 
übrig und keine Zweifel über die Intention des Gesetzgebers auf- 
kommen, indem sie im Hauptstücke „Vom Augenscheine und 
den Sachverständigen*^, sub „HI. Verfahren bei Zwei- 
feln über Geistesstörungen oder über Zurechnungs- 
fähigkeit" im § 134 bestimmt: 

„Entstehen Zweifel darüber, ob der Beschuldigte den Gebrauch 
seiner Vernunft besitze, oder ob er an einer Geistesstörung leide, 
wodurch die Zurechnungsfähigkeit desselben aufgehoben sein könnte, 
so ist die Untersuchung des Geistes- und Gemütszustandes des 
Beschuldigten jederzeit durch zwei Ärzte zu veranlassen," 

"Dieselben haben über das Ergebnis ihrer Beobachtungen Bericht 
zu erstatten, alle für die Beurteilung des Geistes- und Gemüts- 
zustandes des Beschuldigten einflußreichen Tatsachen zusammen- 
zustellen, sie nach ihrer Bedeutung sowohl einzeln als im Zusammen- 
hange zu prüfen und, falls sie eine Geistesstörung als vorhanden 
betrachten, die Natur der Krankheit, die Art und den Grad der- 
selben zu bestimmen und sich sowohl nach den Akten, als nach 
ihrer eigenen Beobachtung über den Einfluß auszusprechen, welchen 
die Krankheit auf die Vorstellungen, Triebe und Handlungen des 
Beschuldigten geäußert habe und noch äußere, und ob und in wel- 
chem Maße dieser getrübte Geisteszustand zur Zeit der begangenen 
Tat bestanden habe." 

Die sogenannte „Subsumption unter das Gesetz" ist sohin im 
Sinne des § 134 der St. P. 0. gewiß Aufgabe des Kichters, und 

^) Gesetz vom 23. Mai 1873, R. G. El. Nr. 119. [In der alten 
Strafprozeßordnung (kais. Patent vom 29. Juli 1853) entspricht dem 
heutigen § 134 der § 95, welcher mit § 134 der St. P. O. fast wört- 
lich übereinstimmt.] 

Türkei, Psychiatrisch -kriminalistische Probleme. "^ 
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der Experte hat seiner Pflicht Genüge getan, wenn er dem Richter, 
welcher sich Aufklärung schaffen will, ob er den § 2 des St. G. B. 
zur Anwendung zu bringen hat oder nicht, die von diesem gestellten 
Fragen innerhalb der Grenzen des § 134 der St. P. 0. „so 
gut beantwortet, als er eben kann".^) 

Den juristisch unanfechtbaren Standpunkt des § 134 der St.- 
P. 0., daß die Beantwortung der Frage, ob § 2 lit. a)y h) oder c) 
des Strafgesetzes anzuwenden sei, Aufgabe des Eichters und nicht 
Sache der Experten sei, hat die österr. Gesetzgebung auch bei den 
geplanten Reformen nicht verlassen wollen, und mit Recht bemerkt 
der Ausschuß des Abgeordnetenhauses^) in den Anmerkungen zum 
§ 56 der „Ausschußheschlüsse mr Regierungsvorlage des Straf gesetzes 
vom Jahre 1874^ (gewöhnlich im Gegensatze zur Begierungsvorlage 
als Ausschuß-Entwurf oder Entwurf II bezeichnet) : 

„Der Ausdruck „Unzurechnungsfähigkeit'^ wurde im Gesetze 
mit Absicht vermieden und dadurch die ünzuträglichkeit 
beseitigt, daß der Gerichtsarzt gefragt wird, ob jemand 
zur Zeit der Verübung einer Tat zurechnungsfähig 
war oder nicht. Die Zurechnungsfähigkeit ist nämlich 
ein juristischer Begriff, der Arzt hat darüber nicht 
auszusagen." 



^) ^S^' Mayer: Kommentar zu der österr. Strafprozeßordnung, 
I. Teil, S. 462 zu §. 134: „Die ... an die Sachverständigen zu rich- 
tenden Fragen sind nach der Anordnung dieses Paragraphes (§ 134 
St. P. O.) zu verfassen und müssen so gestellt sein, daß deren Beant- 
wortung dem Richter keinen Zweifel läßt, ob die Vorschriften des § 2, 
Abs. ö), b) u. c) des St. G. Anwendung finden oder nicht, denn die J 

letztere Beurteilung steht nur dem Richter (§§ 258 u. 313) und nie 
dem Sachverständigen zu. " Vgl. H o e g e 1 : Geschichte des österr. Straf- 
rechtes, 1. Heft, S. 181. Vgl. auch österr. Strafprozeßordnung § 319. 

^) Vgl* 210 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 
Abgeordnetenhauses, XI. Session 1891: „Die Zusammenstellung 
der wichtigeren Abänderungen, welche der im Jahre 1874 eingebrachte 
Strafgesetzentwurf in den Ausschußberatungen und späteren Regierungs- 
vorlagen erfahren hat," S. 141 und 142. 

§ 56 (I. Entwurf = R. V.) lautete: „Eine Handlung ist nicht 4 

strafbar, wenn derjenige, der sie begangen hat, zu dieser Zeit sich in 
einem Zustande von Bewußtlosigkeit (Entwurf 11 [A. E.] schaltete hier 
„voller Trunkenheit" ein) oder krankhafter Hemmung oder Störung der 
Geistestätigkeit befand, welcher es ihm unmöglich machte, seinen Willen 
frei zu bestimmen oder das Strafbare seiner Handlung einzusehen." ^ 

(Gleichlautend Entwurf IH R. V. § 57 und Entwurf 1891, § 56.) 
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Der Ausschuß hat sich allerdings auf ein strittiges Gebiet 
begeben, indem er fortfährt: 

Der Arzt hat „nur zu erklären, ob der Angeklagte zur Zeit 
der Verübung der Tat derart geisteskrank war, daß er seinen Willen 
frei zu bestimmen oder das Strafbare seiner Handlung einzusehen 
nicht vermochte".^) 

Nachdem das Problem vom juridisch-theoretischen Standpunkte 
erörtert erscheint, soll die Aufmerksamkeit auf die Praxis gelenkt 
werden. 

Es ist nun eine nicht zu leugnende Tatsache, daß trotz der 
Judikate des obersten Gerichtshofes an die psychiatrischen Experten 
in foro immer wieder die Frage gerichtet wird, ob der Explorand 
^zurechnungsfähig" sei oder nicht, oder zumindest dieselben nach- 
drücklichst aufgefordert werden, ihr im Sinne des § 134 der St.- 
P. 0. abgegebenes Gutachten zu ergänzen und präzise anzugeben, 
ob der Inkulpat des Gebrauches der Vernunft ganz beraubt sei, ob 
•er die Tat im Zustande der abwechselnden Sinnenverrückung oder 
schließlich in einer Sinnenverwirrung begangen habe. 

Die Psychiater haben zu dieser Tatsache in verschiedener Weise 
Stellung genommen. 

Einige von ihnen haben es bezweifelt, daß es vom sach- 
lichen Standpunkte aus vorteilhafter wäre, wenn der Sachverständige 
4ie Beantwortung dieser Frage ablehnen wollte; denn es sei sehr 
ungewiß, ob der Eichter besser imstande sein werde, die Frage nach 
-der „Zurechnungsfähigkeit" zu beantworten, als der Psychiater. Die 
Aufgabe, welche bisher der Psychiater zu lösen gehabt habe, würde 
einfach auf diese Weise einer „anderen Stelle" zugeschoben, die 
noch weniger geeignet sei, dieselbe richtig zu erfassen. Dies habe 
wenigstens stets die Erfahrung gelehrt.*) 

^) Als Motiv hieftir wird angegeben: „Die Anführung beider Mo- 
mente, der Unfreiheit des Willens und der Hemmung des Intellektes, 
ist notwendig, weil das Strafgesetz nicht der richtige Ort ist, um die 
psychiatrische Streitfrage über die sogenannte moral insanity zu lösen." 

^) ^g^» Kant a. a. O. : „Eine gerichtliche Arzneikunde (medicina 
forensis) ist — wenn es auf die Frage ankommt, ob der Gemüths- 
zustand des Thäters Verrückung, oder mit gesundem Verstände genom- 
mene Entschließung sey — Einmischung in fremdes Geschäft, wovon 
der Richter nichts versteht, wenigstens es, als zu seinem Forum nicht 
^gehörend, an eine andere Facultät verweisen muß." Vgl. dagegen den 
von Mitter meier mitgeteilten, vor einem schottischen Gerichtshofe ver- 
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Die Mehrzahl der österreichischen Irrenärzte und insbesonders 
die Mitglieder der Wiener medizinischen Fakultät haben aber wieder- 
holt erklärt, daß sie zur Beantwortung der Trage, ob ein Individuum 
zurechnungsfähig sei oder nicht, keineswegs kompetent seien und 
haben Klage darüber geführt, daß sie durch eine derartige Frage- 
stellung in eine ganz exzeptionelle Lage gebracht werden, in welcher 
sich sonst kein Sachverständiger, welches Faches auch immer, befinde. 
An den Sachverständigen sollen ja nur Fragen gerichtet werden^ 
die sich auf Probleme seiner Wissenschaft, seiner Kunst oder seines 
Gewerbes beziehen, Fragen, welche er vermöge und auf Grund 
seines Wissens und Könnens zu beantworten imstande sei. 

Die dem psychiatrischen Experten vorgelegte Frage, ob im 
konkreten Falle „Zurechnungsfähigkeit" als gegeben anzusehen sei 
oder nicht, könne derselbe aber auf Grund seines „psychiatrischen" 
Wissens eben nicht beantworten. 

Das Strafgesetz sei aufgebaut auf dem Begriffe der Zurechnungs- 
fähigkeit, diese habe die Theorie der Willensfreiheit zur Voraus- 
setzung, eine Theorie, die ihrerseits wieder imerwiesen und nach 
dem Ausspruche der hervorragenden Metaphysiker weder im posi- 
tiven noch im negativen Sinne erweisbar sei. ^). 

Die Bezeichnung „zurechnungsfähig" und „unzurechnungsfähig" 
seien gar nicht der Terminologie der psychiatrischen Wissenschaft, 
entnommen, und der Begriff „Zurechnungsfähigkeit" sei ein meta- 
physischer oder juridischer, aber kein naturwissenschaftlicher. Mit 
diesem metaphysischen Begriffe solle nun der naturwissenschaftliche 
Begriff „Krankheit" in Einklang gebracht werden, ein Verlangen,, 
das in befriedigender Weise nicht zu erfüllen sei. 

Die „Zurechnungsföhigkeit" sei nicht eine Eigenschaft oder 
ein Zustand eines Individuums, welchen man durch Untersuchung 

handelten Fall eines Brandstifters, in welchem der Lord justice Cleri 
erklärte, die Geschworenen müßten sich fragen, ob es bewiesen sei, daß 
ein Angeklagter seiner Vernunft beraubt war. Diese Frage könnten sie 
aber nach seiner Ansicht weit besser entscheiden als Arzte und Rechts* 
gelehrte. Vgl. Ebers: „Die Zurechnung," 1860, S. 15 u. ff. 

^) Wagner v. Jauregg: „Zur Reform des Irren wesens. " IV.,, 
Irrenwesen und Strafrechtspflege, Wiener klin. Wochenschr. 1901/1902. 
Über das Problem „Willensfreiheit und Strafe" vgl. Löffler- „Schuld- 
formen des Strafrechtes" bei Hirschfeld 1895 und die zahlreichen Ab- 
handlungen verschiedener Autoren in der Liszt sehen Zeitschrift für 
d. ges. Strafrechtspflege. 
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erkennen und absolut feststellen könne, wie z. B» eine bestimmte 
Körperdimension, es handle sich hiebei vielmehr um eine Juris- 
tische Formel", deren Lösung bestenfalls nur mit Eücksicht auf 
ein bestimmtes Strafgesetz möglich sei. 

Der Versuch, diese Formel zu lösen, begegnet aber nach An- 
gabe der Experten aus folgenden Gründen nicht unbedeutenden 
Schwierigkeiten. 

Der unklare Wortlaut unseres Gesetzes läßt sich mit den 
modernen Anschauungen der Naturwissenschaft und insbesondere 
mit den Lehren der psychiatrischen Wissenschaft nach dem heutigen 
Stande ihrer Entwicklung nicht oder wenigstens nicht immer ohne 
Zwang in Einklang bringen. 

Unser österreichisches Strafgesetz stammt aus einer Zeit, in 
welcher die Psychiatrie eine noch durchaus unentwickelte, teilweise 
in Banden des Spiritualismus stehende Wissenschaft war. „In Deutsch- 
land hat erst Griesinger durch seine Arbeiten über Pathologie 
und Therapie der psychischen Krankheiten in den 60-er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts ein geläutertes System in diese Wissenschaft 
gebracht und für dieselbe den Boden der exakten Forschung durch 
Einführung der pathologischen Anatomie in die klinische Psychiatrie 
geebnet. Die von Griesinger geschilderten Seelenzustände sind auch 
heute noch mustergültig, doch hat seither diese Wissenschaft in 
der Diagnostik, Lokalisation der Gehirnkrankheiten, der Pathologie 
und in dem Studium der gerade "den Kriminalisten „ interessierenden 
Krankheitserscheinungen insbesondere in den letzten Dezennien be- 
deutende Fortschritte gemacht." ^) Es kann sohin nicht wundernehmen, 
daß das aus den Jahren 1803, resp. 1852 stammende Strafgesetz in 
denjenigen Bestimmungen, welche das Gebiet der psychiatrischen 
Wissenschaft berühren, dem Stande derselben heute nur mangelhaft 
entspreche. 

Selbst, wenn daher — wie dies gewöhnlich geschieht — an 
die Sachverständigen die Frage in der an den Wortlaut unseres 
Strafgesetzes sich anschließenden Form gestellt wird : „Ist der Ex- 
plorand des Gebrauches der Vernunft ganz beraubt oder hat er die 
Tat bei abwechselnder Sinnenverrückung zu der Zeit, da die Ver- 
rückung dauerte, oder in einer Sinnenverwirrung, in welcher er sich 



^) Vgl. Hinterstoisser: „Verminderte Zurechnungsfähigkeit* 
(Österr. Sanitätswesen XVI, Nr. 23, S. 198 u. ff.). 
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seiner Handlung nicht bewußt war, begangen," wird die Beantwor- 
tung derselben von den Experten als eine schwierige bezeichnet. 

Um diese Fragen beantworten zu können, genüge es nicht, den 
betreffenden Fall auf das genaueste zu kennen, sondern man müsse 
auch wissen, welche Zustände das Gesetz im Auge hatte und hat, 
wenn es von der „Beraubung des Vemunftgebrauches", der „abwech- 
selnden Sinnenverrückung" und der „Sinnenverwirrung" spricht. 

„Wenn man unser Strafgesetz durchüest," so äußerte sich 
Prof. Wagner V. Ja ur egg ^) in der „Enquete der kulturpolitischen 
Gesellschaft betreffend die Voruntersuchung", „findet man, daß 
demjenigen ein Verbrechen nicht angerechnet wird, der des Gebrau- 
ches der Vernunft „ganz" beraubt ist. Mit diesem Wortlaute des 
Gesetzes ist aber überhaupt nichts mehr anzufangen. Es ist dies, 
eine Art und Weise, die Dinge auszudrücken, die einer früheren 
Epoche angehörte. Wenn man sich genau an diesen Wortlaut halten 
und nur diejenigen von der strafrechtlichen Verantwortung befreit 
erklären wollte, welche des Gebrauches der Vernunft „gänzlich" 
beraubt sind, würden nur die ganz Verblödeten dieser Wohltat teil- 
haftig werden, eine große Anzahl von Individuen aber, die gegen- 
wärtig nicht bloß nach dem bei uns, sondern auch nach dem ander- 
wärts geltenden Gebrauche von der strafrechtlichen Verantwortung 
frei erklärt werden, müßte verurteilt werden, da es nach diesem 
Wortlaute des Gesetzes z. B. nicht gut angehen würde, die 
meisten „Verrückten" für unzurechnungsfähig zu erklären; denn, 
daß die Betreffenden des Gebrauches der Vernunft „völlig" beraubt 
seien, ist in den meisten Fällen, abgesehen von den Vorgeschritten- 
sten, die nicht mehr kriminell werden, nicht nachzuweisen." 

Von diesem Standpunkte aus könnte man also nach Ansicht 
der Psychiater eine Eeihe von Geisteskrankheiten, die minderen Ver- 
blödungsprozesse etc. nicht für exkulpierend erklären, und eine große 
Zahl von Leuten, die man jetzt mit allgemeiner Zustimmung für 
unzurechnungsfähig erklärt, müßte verurteilt werden, während die 
„Eechtswohltat z. B. des § 2 lit. a) unseres Strafgesetzes" nur Per- 
sonen zugute käme, die sich ohnehin in diesem Zustande selten noch in 
Freiheit befinden und selbst dann nur selten noch kriminell werden. 



^) Die Protokolle dieser, unter dem Vorsitze des Hofrats P eis er 
in Wien abgehaltenen Enquete sind noch nicht veröffentlicht. Ich habe 
daher mit Erlaubnis der Beteiligten die stenographischen Protokolle 
benützt. 



Psychiatrisch-kriminalistische Probleme. 9 

Aber selbst, wenn sich — posito sed non concesso — die Sprache 
unseres Strafgesetzbuches ins Psychiatrische übersetzen ließe, wäre 
nach Ansicht der Psychiater noch nicht viel geholfen. 

Das österreichische Strafgesetz kennt, was die Frage betrifft, 
ob der Strafausschließungsgrund des § 2 lit. a) vorhanden sei oder 
nicht, nur zwei Gegensätze: „Des Gebrauches der Vernunft ganz 
beraubt" und des „Gebrauches der Vernunft nicht ganz beraubt". 
Vom naturwissenschaftlichen Standpunkte aus, welchen der psychia- 
trische Experte niemals verlassen zu dürfen erklärt, ohne Gefahr zu 
laufen, seine Existenzberechtigung zu verlieren, gibt es aber keines- 
wegs bloß zwei Eventualitäten „Krank" und „Gesund", sondern es 
bestehen zwischen geistiger Gesundheit und Krankheit zahlreiche Mit- 
telstufen und fließende Übergänge. 

Diese Übergangsfälle markieren sich klinisch und sind klinisch 
erweisbar. Sie bilden eine fortlaufende Kette zwischen normalen 
Verhältnissen und Psychosen und die Psychiater erklären, es sei 
eine der empfindlichsten Lücken unseres Sti'afgesetzes, daß es auf 
diese Übergangsformen gar keine Kücksicht nehme. ^) 

Der psychiatrische Sachverständige hat also auf diese Weise bei 
Abgabe seines Gutachtens mit mannigfachen Schwierigkeiten zukämpfen, 
die sich ihm in dem Momente in den Weg stellen, in welchem er den 
naturwissenschaftlichen, „rein diagnostischen" Standpunkt verläßt, und 
in Hinblick auf diese Schwierigkeiten erklären sich die mehr oder minder 
häufigen Dissonanzen zwischen den psychiatrischen Sachverständigen. 

Diese Dissonanzen kommen sohin lediglich erst zum Ausdruck, 
sowie „das auf induktivem Wege gefundene Tatsachen-Material in 
einen logischen Begriff gezwungen" werden soll und liegen sohin 
gar nicht auf „medizinischem Gebiete". 

Daß vom Standpunkte des praktischen Kriminalisten aus ge- 
sprochen diese Differenzen aber einen Übelstand bedeuten, wird kaum 
geleugnet werden können. Wie diesem Übelstande abgeholfen werden 
solle, darüber war und ist man sich allerdings noch nicht einig. 

Für und gegen die Kompetenz des Arztes, die Frage nach 
der Zurechnungsfähigkeit des einzelnen Individuums zu beantworten, 
für und gegen den AVortlaut unseres Strafgesetzes, für und gegen die 
Einführung der verminderten Zurechnungsfähigkeit wurde plädiert: ^) 

^) Vgl. Hinterstoisser a. a. O. 

^) Vgl. Türkei: „Die kriminellen Geisteskranken." 
Wien 1905, S. 49 u. ff. und die daselbst angeführte Literatur. 
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Es gäbe allerdings noch ein radikaleres Mittel, diese Schwie- 
rigkeiten zu beseitigen, meint Prof. v. Wagner^), nämlich „wenn 
man die Frage der sogenannten Zurechnungsfähigkeit gar nicht im 
Laufe des Strafverfahrens, sondern erst beim Strafvollzuge zur Ent- 
scheidung brächte '^, und E a i m a n n sprach in der oberwähnten Enquete 
ganz unverhohlen die noch weiter gehende Anschauung aus, wenn 
jedes Mitglied der menschlichen Gesellschaft ohne Ausnahme für 
sozial verantwortlich angesehen, wenn die zwei Wörtchen „Schuld" 
und „Strafe" eliminiert, der Verbrecher, wie es seiner Individualität 
entspricht und mit Eücksicht auf seine soziale Gefähr- 
lichkeit behandelt würde, wenn die Metaphysik beiseite 
gelassen würde und man sich auf den Boden der den Sinnen unmit- 
telbar zugänglichen Tatsachen stellen wollte, entfiele die Notwen- 
digkeit, die Menschen in zwei Klassen, die der „Zurechnungsfähigen" 
und „Unzurechnungsfähigen", zu teilen und hiemit wäre den Disso- 
nanzen, Divergenzen und Kontroversen, betreffend die „Zm'echnungs- 
fähigkeit", pro futuro nach Tunlichkeit vorgebeugt. 

n. 

Diese radikalen Bestrebungen sind nun keineswegs neu. Sie 
sind vielmehr bereits so alt, wenn nicht älter, als unser Strafgesetz 
(1803). Sie gingen und gehen in der Eegel von Ärzten, insbesonders 
von Irrenärzten aus und stellen meistens nur die Schlußfolgerungen 
dar, welche sich aus den Anschauungen dieser Arzte über das Wesen 
des Verbrechens und die Natur des Verbrechers ergeben. 

Am 17. April 1805 besuchte Gall das Stadtvogteigefängnis 
in Berlin im Beisein der Direktionskommission. Ungefähr 200 Ge- 
fangene wurden ihm vorgestellt und seinen Beobachtungen über- 
lassen, ohne ihn vorher über ihre Verbrechen oder ihren Charakter zu 
unterrichten. Da die meisten Gefangenen hier wegen Diebstahles 
interniert waren, so ließ sich vermuten, heißt es in dem Berichte, 
daß das Organ des „Diebessinnes" bei ihnen vorzüglich ausgebildet 
sein werde — und so war es auch angeblich. Das Organ des Diebes- 
sinnes war überall gut ausgebildet, am meisten aber bei dem kleinen 
H. — Gall riet nun, denselben „lebenslänglich" einzu- 



^) Wagner: „Irrenwesen und Strafrechtspflege" a. a. 0., (S. 2, 
Anm. 2 des Sep. Abdr.). 
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sperren, weil er „lebenslang" ein Taugenichts bleiben 
werde. ^) 

Derartige Ansichten blieben jedoch keineswegs eine vereinzelte 
Erscheinung. 

^Wie oft", klagt Ideler*), ^ist der Begriff der Zurechnungs- 
fähigkeit, diese Achse der Kriminaljustiz) von Ärzten in seinen wesent- 
lichsten Elementen bekämpft worden, um ihn zu einer voUständ^en 
Selbsttäuschung zu stempeln 1" Im Grunde konnten, wie Ideler wit- 
teilt, diese Angriffe auf „das wichtigste Bollwerk der gesellschaft- 
lichen Ordnung zum Schutz gegen die Verheerungen zügelloser 
Leidenschaften" ebensowenig einen bleibenden Erfolg haben, als die 
ganz, ähnlichen Stürme auf die positive Eeligion, auf die monarchische 
Staatsverfassung und überhaupt auf alle Institutionen, welche die 
Grundpfeiler einer sittlichen Zivilisation und einer organisch fort- 
schreitenden und freien Volksentwicklung ' bilden. 

Man kann aber selbst allen solchen destruktiven Tendenzen 
insoferne einen bedingten Wert beimessen, meint Ideler, als sie 
^die ersten irren Eegungen des aus dem bisherigen Schlummer 
erwachenden, noch halbträumenden Selbstbewußtseins sind, welches 
sich über alle gemeinsamen Angelegenheiten, über die großen Lebens- 
fragen der Zivilisation und Gesittung erst „allmählig besinnen kann, 
um die Notwendigkeit einer fast überall versäumten Ee- 
form, ja in vieler Beziehung einer Instauratio ab imis fundamentis 
zu erkennen und danach zu handeln". 

Aber auch das schlechteste, grausamste Gesetz ist nach I de 1er 
die feste Grundlage der Staatsverfassung, die notwendige Bedingung 
der Existenz aller sozialen Verhältnisse, und muß daher solange 
in unbedingter Gültigkeit bleiben, bis es durch ein besseres ersetzt 
wird. Selbst im Namen der Menschlichkeit, der Vernunft und 
Sittlichkeit dürfe es nicht übertreten werden. Der Eichter dürfe 
daher über die Folgen der Gesetzesanwendung nicht klügeln, er 
ist ein willenloses Werkzeug einer höheren Autorität, welche die 



^) Dr. Joseph Galls Besuche in den merkwürdigen Gefängnissen 
von Preußen und Sachsen 1805, Deutz. Vgl. auch Baer: „Der Ver- 
brecher in anthropologischer Hinsicht." S. 412, Anm. 2 (Anhang). 

^) C. C. Marc: jjDie Geisteskrankheiten in Beziehung zur Rechts- 
pflege;'' deutsch bearbeitet und mit Anmerkungen begleitet von Prof. 
Karl Wilhelm Ideler; ein Handbuch für Gerichtsärzte und Juristen. 
Berlin 1843, I. Bd., S. 54. 
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alleinige Verantwortung für den Ausgang dieses unbedingten Gehor- 
sams trägt. ^) 

Allein auch Ideler hat seine Zukunftsideale! 

Wenn das Strafrecht als eine „praktische Moral" und psy- 
chologisch „naturgemäße Erziehung" von allen gehässigen Neben- 
bedeutungen gereinigt sein und seiner wesentlichen Bedeutung nach 
als Seelenheilkunde auftreten wird, dann wird die weite Kluft ver- 
schwinden, welche bei der jetzigen Sachlage die Gefängnisse von 
den Irrenheilanstalten trennt. Wenn dann beide, durch dieselben 
Prinzipien begründet und in demselben „Geiste des Erbarmens 
gegen die in Leidenschaften verirrten Gemüter" geleitet, nahe an- 
einander grenzen werden, ja in gewissen Fällen sich gegenseitig 
werden unterstützen können; dann werde es nicht mehr notwendig 
sein, „Haare zu spalten und Atome zu wägen," um zu entscheiden, 
ob ein Individuum „ein Verbrecher oder ein Wahnsinniger" sei.^) 

Ideler hatte diese „ersten irren Eegungen des erwachenden 
Selbstbewußtsein", wie er sie nannte, jedoch unterschätzt. 

Der Kampf gegen die Zurechnungsfähigkeit als die „Achse 
der Kriminaljustiz" dauerte fort, insbesonders nachdem die in der 
Offensive kämpfende Partei aus dem Lager der Kriminalanthropo- 
logen eine nennenswerte Verstärkung erhalten hatte. 

Auf die Bedenken, worauf sich das Eecht „zu strafen" denn 
gründen werde, wenn man die Zurechnungsfähigkeit leugne, auf 
die Frage, ob es keine Inkonsequenz sei, wenn man einerseits die 
„ünverantwortlichkeit" proklamiere und dabei anderseits doch strafe, 
antwortet Lombroso:^) „Gibt es eine Notwendigkeit des Ver- 
brechens, so gibt es auch eine Notwendigkeit der Abwehr des Ver- 
brechens, folglich der Strafe, welche sich nach dem Grade der Be- 
sorgnis richten muß, den das betreffende Individuum einflößt." Man 
könne sich fragen, ob es aus Bosheit oder aus organischer Notwen- 
digkeit geschieht, wenn die wilden Tiere den Menschen zerreißen, 
aber trotz dieser Bedenken werde es niemandem einfallen, sich ohne 
weiteres anfallen zu lassen. 



^) Ideler a. a. 0., S. 121. 

2) I de 1er a. a. O., Einleitung LX/LXL 

^) Lombroso: „Der Verbrecher in anthropologischer, ärztlicher 
und juristischer Beziehung;" deutsch von Fraenkel, Hamburg 1887, 
II. Bd., S. 259, und „Die Ursachen und Bekämpfung des Verbrechens" ; 
deutsch von Kur e IIa und Jen t seh, S. 314 u. ff. und S. 339 u. ff. 
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Mit welchem Eechte, wenn nicht jenem der Abwehr, schließe 
man denn die Geisteskranken ein? 

Ebenso wie der Gutsherr das Kecht hat, den Sturzbach, der 
seine Felder überschwemmt, abzudämmen, ebenso kann die Gesell- 
schaftsgewalt ohne Skrupeln und Zögern die Übeltäter ihrer Frei- 
heit berauben, „denn jeder Mensch ist für widerrechtliche 
Handlungen, die er begeht, sozial verantwortlich 
„allein weil*^ und „solange" er in der Gesellschaft 
lebt^^i) 

Wohl betont Lombroso: „Das Verbrechen müsse aber wie 
eine Krankheit mit einem dem Individuum angepaßten Ver- 
fahren bekämpft werden. Was würde man z. B. von einem Arzte 
halten, der an der Tür des Krankensaales zu den ihm vorgeführten 
Kranken sagen würde: „Lungenentzündung? Ehabarbersirup auf 
vierzehn Tage ! Typhus? Ehabarbersirup auf vier Wochen!" — und 
der sie nach Ablauf dieser Zeit entließe, gleichviel ob geheilt oder 
nicht?" 

„Um solche Absurditäten zu vermeiden," müsse die Strafdauer 
unbestimmt sein und eine gewisse Vielgestaltigkeit besitzen, ent- 
sprechend dem Grundsatze Ciceros: „A natura hominis discenda 
est natura juris;" sie sei verschieden zu gestalten, je nachdem es 
sich um eine Verbrechernatur, einen Leidenschafts- oder 
einen Gelegenheitsverbrecher handelt. 

So wie einst zwischen Medizinern, Philosophen und Theologen 
„um den Geisteskranken", so entbrannte jetzt zwischen Medizinern 
und Juristen der Streit der Fakultäten um den Verbrecher; denn 
Lombroso erklärte, „die nötigen Maßnahmen seien nicht vom 
Juristen, sondern vom Kriminalanthropologen abzugrenzen." 

In ähnlicher Weise bekämpft auch Kraepelin^) den Begriff 
der kriminalistischen Zurechnungsfähigkeit als einen künstlichen 
und willkürlichen. 

Er nötige in der Praxis dort scharfe Grenzen zu ziehen, wo 
solche in der Tat nicht existieren. Die Aufstellung verschiedener 
Entwicklungsgrade der Zürechnungsfähigkeit aber trage zwar den 
gegebenen Verhältnissen mehr Eechnung, würde aber die Eechts- 

^) Lombroso: „Neue Fortschritte in den Verbrecherstudien ; " 
deutsch von Merlan, S. 316u. ff. Vgl. auch Ferri: „Das Verbrechen 
als soziale Erscheinung;" deutsch von Kurella, S. 274 u. ff. 

^) Kraepelin: „Die Abschaffung des Strafmaßes. " Stuttgart 1880. 
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praxis durch die Emfohrung undefinierbarer und in einander ver- 
schwimmender Begriffe in ihrer schneidigen Schärfe, deren sie vom 
Standpunkte der herrschenden Theorien aus bedürfe, nur beein- 
trächtigen. 

Wenn auch keineswegs in Abrede gestellt werden könne, daß 
es für die Beurteilung einer gemeinschädlichen Tat nicht gleich- 
gültig sei, ob dieselbe von einem „Kinde", einem „Geisteskranken" 
oder von einem „gesunden Erwachsenen" begangen werde, so bleibe 
diese Tat in jedem Falle nur gemeinschädlich. Die Gesellschaft 
werde daher gegen die Urheber der gemeinschädlichen Tat reagieren 
und sich vor denselben zu schützen suchen müssen. 

Im Widerspruche mit der allbekannten Tatsache, daß die 
gleiche Strafe auf verschiedenartige Individualitäten ganz verschieden 
wirke — si duo patiuntur idem, non est idem — glaube der Kichter 
unserer Zeit durch möglichst gleichmäßige Abmessung des Strafaqui- 
valents bei gleichem Tatbestande den einzelnen Verbrechern gleiches 
Übel zu bereiten, ohne dabei zu bedenken, daß der eine vielleicht 
durch die Verurteilung zum Selbstmorde getrieben wird, während 
ein anderer das Zuchthaus als ein willkommenes Asyl betrachtet, 
welches ihm für einige Zeit über die Misere des Daseins hinweghilft. 

Kraepel in bemüht sich die Kehrseite der zeitlich begrenzten 
Strafe etwas näher zu beleuchten. Es sei bekannt, daß das gefahr- 
lichste Kontingent unserer Strafanstaltsbevölkerung die sogenannten 
Gewohnheitsverbrecher seien. Mit banger Befürchtung sehe der 
Direktor der Entlassung solcher Individuen entgegen. Die Gefahren 
dieser Entlassung stehen ihm klar vor Augen und doch könne er 
sie nicht hindern. „Die Strafzeit ist vorbei, das Gerechtigkeitsgefühl 
ist befriedigt, also wird ruhig das Kaubtier wieder auf das Publi- 
kum losgelassen, bis es den angestrengten Bemühungen der Polizei 
mit Hilfe des ad hoc zusammengestellten „Verbrecheralbums" gelingt, 
den gefährlichen Verbrecher N. N., der bereits so und so oft rück- 
fällig geworden ist, wiederum auf einige Jahre, so lange es gerade 
das neue Keat verlangt, dingfest zu machen." Um die menschliche 
Gesellschaft vor allen ihr von einem Exzedenten drohenden weiteren 
Schädigungen irgendwelcher Art zu schützen, müßte demnach von 
Kraepelins Standpunkte aus eine Freiheitsentziehung in Anwendung 
gebracht werden, welche genau so lange, aber auch nur so 
lange zu dauern hätte, als von dem betreflfenden Individuum noch 
irgendwelche Gefahr drohte. 
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Die Begriffe des Verbrechens und der Strafe, wie sie die Ver- 
geltungstheorie erzeugt hat, müßten also durchaus verschwinden,, 
denn auf ihnen basiere die „unselige Idee" des Strafmaßes, die im 
unlösbaren Widerspruche zu der Besserungstendenz stehe. 

Durch die Entfernung des Strafmaßes entfalle 
aber eben jene grundsätzliche Verschiedenheit in der 
Behandlung zurechnungsfähiger und nicht zurech- 
nungsfähiger Individuen, und jeder einzelne würde ohne 
irgendwelche andere Eücksichten so behandelt werden, wie es für 
seine Eigenart am passendsten scheint, um ihn wieder für das 
Leben in der menschlichen Gemeinschaft fähig und brauchbar zu 
machen. Dagegen solle mit der schroffen, durch nichts, als durch 
willkürliche Abstraktionen gerechtfertigten Scheidung der Mensch- 
heit in große Kategorien und mit deren verhängnisvollen Kon- 
sequenzen unerschrocken und definitiv gebrochen werden. Der „vage 
Begriff der kriminalistischen Zurechnungfähigkeit" solle als Grenz- 
marke schwinden und einzig „die disziplinarische Zurechnungsfähig- 
keit" als allgemeine Grundlage für die pädagogische Behandlung ge- 
meinschädlicher Exzedenten akzeptiert werden. 

Allen den Schwierigkeiten, welche die Begriffsbestimmung der 
Zurechnungsfähigkeit und des freien Willens, wie die Anwendung 
dieser Begriffe auf die Praxis der herrschenden Strafrechtspflege be- 
reitet, will die von Kraepelin verteidigte Theorie zunächst durch die 
„einfache Maßregel" der Abschaffung des Strafmaßes und 
die daran geknüpfte individualisierende Behandlung aller Arten 
gemeinschädlicher Individuen begegnen. 

Dem Gutachten des Kriminalpsychologen werde nicht mehr 
die Bedeutung eines Entlastungszeugnisses zukommen, sondern das- 
selbe werde lediglich über den ferneren Verbleib des für gemein- 
geföhrlich Befundenen zu entscheiden haben, ohne dabei „Straf- 
losigkeit" im heutigen Sinne zu erwirken. 

Kurz zusammengefaßt ergibt sich als Quintessenz des von. 
Kraepelin verteidigten Systemes einmal die Forderung einer ein- 
heitlichen Kategorisierung aller derjenigen Individuen, welche die 
Bedingungen für das glückliche Bestehen der menschlichen Gesell- 
schaft verletzen, unter dem Gesichtspunkte der Gemeingefährlichkeit,, 
zweitens aber das Streben nach einer individualisierenden Behandlung 
der einzelnen mit der Tendenz, dieselben wieder zu brauchbaren oder 
mindestens unschädlichen Mitgliedern der Gemeinschaft zu machen.. 
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Gleiche Anschauungen wie Kraepelin haben z. B. auch 
Aschaffenburg ^), ForeP) und andere Irrenärzte ausgesprochen. 

In Österreich fand diese Theorie einen Vertreter in Professor 
Benedikt»). 

Derselbe erwähnte in einem auf dem letzten kriminalanthro- 
pologischen Kongresse in Amsterdam gehaltenen Vortrage, sein Er- 
folg gründe sich darauf, daß er im Sinne von Kant und Skoda 
sich unpräjudizierlicher Ausdrücke bedient und die Metaphysik imi- 
gangen habe. Er spreche nicht von Strafe, sondern von „Ausschaltung 
der Verbrecher aus der Gesellschaft" oder ihrer „Besserung", er 
spreche nicht von „Schuld", sondern von Beweisen einer „Verletzung 
•der sozialen Gesetze", er spreche nicht von „Unzurechnungsfähigkeit", 
sondern von einem „kranken", „perversen", überhaupt „abnormen 
Zustande des Angeklagten" und infolgedessen nur von der „Form 
-der sozialen Verteidigung mit Hilfe der Irrenanstalten oder mit Hilfe 
der Gefängnisse". 

Zu ähnlichen Kesultaten gelangt auch der berühmte Straf- 
rechtslehrer Liszt*). 

Die von ihm in der Eröffnungssitzung des Münchner Psycho- 
logenkongresses und auch seither aufgestellten Thesen lauten: 

1. Ein allgemein gültiges Merkmal der Zurechnungsfähigkeit 
ist bisher nicht gefunden worden. 

2. Es kann ein solches Merkmal auch gar nicht geben, da 
Oeistesgesundheit und Geisteskrankheit durch ungezählte Zwischen- 
stufen ineinander gehen. 

3. Ein solches Merkmal kann entbehrt werden, sobald die 
scharfe Entgegenstellung von Strafe und Sicherungsmaßregel auf- 
gegeben wird. 

Liszt behauptet, daß er das Werturteil (für gute wie für 
schlimme Taten) ganz ebenso dem Kind wie dem Erwachsenen, dem 

^) Prof. Dr. G. Aschaffenburg: „ Das Verbrechen und seine Be- 
tämpfung;" Heidelberg 1903. 

^) Forel: Vorwort zu KöUe. 

®) Bericht des Kriminalanthropologenkongresses in Amsterdam. 
(Benedikt: „Die Wiener kriminalanthropologische Schule.") Vgl. auch 
„Neue Freie Presse" Nr. 14521 v. 26. Januar 1905, S. 21 ff. Benedikt: 
„Die verminderte Zurechnungsfähigkeit." 

^) Liszt: Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, XVII, 70, 
XVin, 229, XXI, 121, XXIII, 203; Mitteilungen der intern, kr. Ver- 
-einigung IV, 129 etc., femer „Strafr. Aufsätze u. Vorträge", Berlin 1905. 
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(xeisteskranken wie dem Geistesgesiinden gegenüber vollziehe, wo- 
durch zwar nicht der Begriff der Zurechnung, wohl aber jener der 
Zurechnungsfähigkeit als eines die Menschen in zwei Klassen teilenden 
Unterscheidungsmerkmales entfalle; denn einem jeden Menschen 
werde der für das gesellschaftliche Zusammenleben bedeutsame Er- 
folg seines Handelns zugerechnet. 

Der Kampf gegen das Verbrechen werde weiter geführt werden, 
kräftiger, umfassender und zielbewußter als bisher. ^Wir werden," 
führt Liszt aus, „es in seiner tiefsten Wurzel, in den gesellschaft- 
lichen Verhältnissen, denen es entstammt, zu treffen suchen. Wir 
werden auch den einzelnen Verbrecher selbst fassen, ohne jede 
falsche Schwäche, abschreckend, bessernd, unschädlich machend — 
wie es gerade sein muß. Mit unserem sozialen Unwerturteil über 
den Mann und seine Tat werden wir nicht zurückhalten. Aber das 
Brandmal werden wir ihm nicht mehr auf die Stirne brennen. Das 
Mitleid werden wir auch dem Unverbesserlichen nicht versagen, den 
wir zur Wahrung gemeinsamer gesellschaftlicher Interessen für den 
Best seines Erdenwallens von dem Angesicht seiner Mitmenschen 
abschließen. Mag dann immer noch das Zuchthaus von dem Asyl 
für die rettungslosen und zugleich gemeingefährlichen Kranken 
äußerlich geschieden werden — derselbe Geist wird dort wie hier 
lebendig walten: der Geist wohlwollender Milde, fürsorgender Pflege. 
Die Begriffe „Schuld*^ und „Sühne" mögen in den Schöpfungen 
unserer Dichter weiter leben wie bisher; strenger Kritik der geläu- 
terten wissenschaftlichen Erkenntnis vermögen sie nicht Stand zu 
halten. Damit tritt auch der Begriff der Strafe zurück hinter der 
heilenden Besserung und der sichernden Verwahrung. Die begriffliche 
Scheidewand zwischen Verbrechen und Wahnsinn weicht und fällt 
' — und mit ihr die starre Herrschaft des juristischen Begriffs der 
-strafrechtlichen Zurechnungsfähigkeit. " 

Von fachlicher Seite wurde jedoch gegen Liszt in scharfer 
Weise Stellung genommen. 

Lammasch ^) bezeichnet diese „Vorschläge als Himmel stür- 
mende Neuerungen" und erklärt, daß alle jene, welchen das Straf- 
recht nicht bloß brutale Eepression sei, sondern die in demselben 



^) Lammasch: „Die Aufgaben der Strafrechtspflege" in der 
Lisztschen Zeitschrift f. d. ges. Strafrechts w. IX, 423 u. XV, 663 und 
in der Schweiz. Zeitschr. f. Strafrecht X. Bd., ferner „Kriminalpolitische 
«tudien" Gerichtssaal Bd. XLIV, S. 319. 
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eine der wichtigsten ethischen und kulturellen Mächte erblicken, 
sich bei aller sonstigen Verschiedenheit ihrer Anschauungen gegen 
denjenigen vereinigen müßten, der das, was ihrer Überzeugung nach, 
das Wesen und den tiefsten Inhalt des Strafrechtes ausmacht, der 
akademischen Jugend, den künftigen Richtern des deutschen Kultur- 
gebietes, als einen leeren Wahn hinstellt. 

Lammasch ^) nennt es daher ein Zeichen richtigen legislativen 
Taktes, daß die österreichische Eegierung diese „Zeit der Gährung'* 
für die parlamentarische Beratung des vom Justizminister G-rafen 
Schönbom amendierten Glaserschen Strafgesetzentwurfes nicht für 
geeignet hielt und denselben zurückzog. 

Ebenso haben Zucker^), Loeffler^) und Hoegel^) in Öster- 
reich die Lisztschen Anschauungen bekämpft. 

Auch der erwartete neu einzubringende Entwurf eines öster- 
reichischen Strafgesetzes wird in obiger Eichtung eine Annäherung 
zwischen den Juristen und den Psychiatern kaum herbeiführen. 

Weder die Abschaffung der „Zurechnungsfähigkeit", noch 
die des „Strafmaßes", weder die Einführung eines den ganzen 
übrigen Strafkodex überflüssig machenden „Wunderparagraphen", wie 
Hoegel ihn nennt, daß jeder Gemeingefährliche solange als nötig un- 
schädlich zu machen sei, noch auch die Einführung des Begriffes 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit ^) haben die Psychiater vom 
neuen Strafgesetzentwurfe zu erwarten. 

Ob die Fassung der Strafausschließungsgründe in demselben 
eine glücklichere sein wird, als im bestehenden Strafgesetze, ist eine 
Frage der Zukunft. 

III. 

Die Gegenwart macht aber inzwischen ihre Eechte geltend I 
Mag auch der Versuch des St. G. B., „in § 2, lit a), &), c) und 
vielleicht auch g), Kriterien der exkulpierenden Geisteskrankheiten 
im Anschlüsse an die zur Zeit der Kodifikation herrschende Ter- 
minologie aufzustellen durch die Entwickelung der Psychiatrie 



^) Lammasch: „Ziele der Strafrechtsreform in Osterreich." AUg, 
österr. Ger.-Zeitg. 1904, Nr. 36—38. 
^) Zucker: „Gerichtssaal." 

^) Lisztsche Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtsw. XVIII, 242 u. ff. 
^) Hoegel: „Straffälligkeit und Strafzumessung." 
^) ^gl- Türkei: „Die kriminellen Geisteskranken." S. 49 u. ff. 
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als selbständiger Wissenschaft vollständig überholt worden sein, unser 
St. G. B. ist — dies darf nicht vergessen werden — noch in 
Wirksamkeit, der § 2 besteht noch unverändert zu Becht. 

Die Juristen erklären, es sei nicht Aufgabe des Sachverständigen, 
psychiatrischen Lehrmeinungen zum Durchbruche zu verhelfen, die 
sich mit dem Gesetze nicht vereinbaren lassen. Der Sachverständige 
habe nach Darlegung seiner Wahrnehmungen und des psychiatrischen 
Bildes die an ihn im Sinne des § 2, lit. a), h) oder c) gerichteten 
Fragen so gut zu beantworten, als er eben könne. ^). 

Soll der Psychiater aber die Frage des Eichters verstehen, so 
muß er wohl auch den Wortlaut und den Geist der Gesetzesstelle 
erfaßt haben. 

Der Psychiater ist also — mag die „Unterstellung unter das 
Gesetz" Aufgabe des Eichters oder des Sachverständigen sein — 
genötigt, den über ein Jahrhundert alten und doch immer noch 
strittigen Problemen der gänzlichen Beraubung des Gebrauches der 
Vernunft, der abwechselnden Sinnenverrückung und der Sinnen- 
verwirrung seine Aufmerksamkeit zu schenken. 

Die erste Frage, welche sich uns bei Lektüre des § 2 unseres 
Strafgesetzes sofort aufdrängt, ist: Welche Zustände des Seelenlebens 
hat das Gesetz im Auge, „wenn es von einem Täter spricht, der des 
Gebrauches der Vernunft ganz beraubt ist." Diese Frage ist jetzt 
^ine der aktuellsten in foro, seitdem sich die Fälle von Unzucht 
wider die Natur, — eine verläßliche Statistik der letzten Jahre stand 
mir nicht zugebote, — wenigstens scheinbar so gehäuft hatten. 

Am 16. Mai 1903 hat der oberste Gerichtshof und 
Kassationshof das Urteil des Landesgerichtes Wien, mit welchem 
Josef E. und Ernst E. von der Anklage nach § 129, lit. 6) St. G. 
freigesprochen wurden, bestätigt und die Verwerfung der Nichtigkeits- 
beschwerde der Staatsanwaltschaft begründet wie folgt: 

„Aus den Feststellungen des ersten Eichters, sowie aus 
dem Gutachten der Sachverständigen ergibt sich, daß die An- 
geklagten in gewisser Eichtun g, nämlich bezüglich des 
ganzen Gebietes des Geschlechtslebens, des Gebrauches der 
Vernunft beraubt sind. Da es sich im vorliegenden Falle 
um eine Teilerscheinung eines allgemeinen Erkrankungsprozesses 
handelt, hat das Erkenntnisgericht den Strafausschlie- 



^) Vgl. H e g e 1 : „Gesch. des Österr. Strafrechtes. " 1 . Heft, S. 181 . 

Türkei, Fsycblatrisch-kriininalistische Probleme. q 
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ßungsgrund des §2, lit. a) St. G., zu Gunsten der Angeklagten 
angenommen. Das Gesetz wurde daher auf den festgestellten 
Tatbestand richtig angewendet" 

Am 11. April 1904 hat der oberste Gerichtshof und 
Kassationshof gleichfalls anläßlich eines Falles nach § 129, lit. b) 
St. G. ausgesprochen: 

Die Anschauung, daß nach § 2, lit. a) unseres 
St G. B. die Unzurechnungsfähigkeit nicht nur in 
einer gänzlichen, sondern auch in einer teilweisen 
Beraubung des Vernunftgebrauches ihren Grund 
haben könne, sobald hiedurch ein vernünftiges, auf 
Willensfreiheit beruhendes Funktionieren wenig- 
stens in einer bestimmtenBichtung ausgeschlossen 
wird, ist eine rechtsirrtümliche; denn die Bestimmungen 
des § 2, lit a), b) und c) St. G., nach ihrem Wortlaute und ihrem 
Zusammenhange aufgefaßt, eigeben, daß es sich in dem Falle 
des § 2, lit. d) und b) St G., um eine, dem Grade nach 
gänzliche, absolute Vernunftlosigkeit handelt, wäh- 
rend im Falle des § 2, lit c) St. G., der Täter der Vernunft 
zwar nicht beraubt, deren Funktion jedoch vorübergehend ein- 
gestellt und das Bewußtsein des Handelnden insoweit getrübt 
ist, daß die Einsicht in die Außenwelt aufgehoben ist In den 
beiden Fällen des § 2, lit d) und b) St G., ist die Auf- 
hebung des Vernunftgebrauches eine völlige, gänz- 
liche, dort aber eine fortdauernde, hier eine inter- 
mittierende. Das unterscheidende Merkmal bildet bloß das 
zeitliche, Moment, und daraus erhellt, daß das Wort „ganz" 
im § 2, lit a) St G. (im Gegensatz zu „abwechselnd" im § 2, 
lit b) St G.), der Z eit und dem Grade nach zu verstehen ist. 
Aus diesen beiden einander widersprechenden Entscheidungen 
geht klar hervor, daß es sich bei diesen divergierenden Anschauungen 
wesentlich um die Interpretation des Wörtchens „ganz" im § 2 lit a) 
unseres Strafgesetzbuches handelte. Wenn nun über die Bedeutung 
des Wortlautes eines Gesetzes nach einem Jahrhunderte noch Zweifel 
bestehen, so beweist dies, das die bestehende Literatur die Kontro- 
versen in genügender Weise zu lösen nicht imstande war. 

In welcher Weise heute von einem oder dem ai^deren Autor 
diese Gesetzesstelle interpretiert wird, käme daher erst in zweiter 
Linie in Betracht "Wichtiger ist es, vorerst festzustellen, welche 
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Anschauungen und Absichten die Eedaktoren unseres Strafgesetzes 
ex 1803 hatten, und erscheint es sohin gewiß am geeignetesten, 
den Weg der geschichtlichen Forschung zu betreten und statt in 
unserem eigenen Geiste die Zeiten sich bespiegeln zu lassen, uns 
vorurteilsfrei in den Geist der Zeiten zu versetzen. 

Es genügt zu diesem Zwecke bis zum Beginne des 17. Jahr- 
hundertes zurückzugehen; denn die „Neue peinliche Land- 
gerichtsordnung in Österreich unter der Enns" Fer- 
dinand IIL vom 30. Dezember 1656 bildet sozusagen einen „Mark- 
stein in der österreichischen Strafrechtsgeschichte". ^) 

Dieselbe erwähnt im Art. 44 als Umstände „so die Strafe eines 
oder des anderen Verbrechens zwar nicht aufheben, jedoch. . .lindem" : 

sub § 3 die Melancholey oder große Traurigkeit eines 
Menschen vor und bei der That; 

sub § 4 die Unsinnigkeit und bemerkt in §4: „Zwar kann 
ein völlig unsinniger Mensch gar nicht gestraft werden, jedoch wenn 
ei gewisse Abwechslungen hat, und der Eichter anstünde, zu welcher 
Zeit es geschehen wäre, soll er den gelinderen Weg erwählen;" 

sub § 5 die große Einfalt, sonderlich bei Taub- und Stummen; 

sub § 6 das gar hohe Alter etc. etc.; 

sub § 7 eines Thäters Jugend und dabei verspührender Un- 
verstand. 

Im Kapitel über die „Gotteslästerung" heißt es (Anderter 
Theil, 59. Artikel: Erleichternde Umstände) sub 3: „Die- 
jenigen, so keinen oder weniger Verstand haben, sollen allein nach 
dem, als ihr Alter und Verstand mit sich bringt gestraft werden." 

Die Landgerichtsordnung Ferdinand III. unterscheidet also 
bereits ganz deutlich zwischen 1. „völliger Unsinnigkeit", 
-2. „Abwechslungen," 3. „Melancholey — großer Traur^keit — 
Unsinnigkeit — Einfalt — geringerem Verstände etc. 

Die Landgerichtsordnung für Österreich unter der Enns wurde 
vorbildlich für die „Neue peinliche Halsgerichtsordnung 
für das Königreich Böhmen, Markgrafenthum Mähren 
und Herzogthum Schlesien" Josef L vom 16. Juli 1707.^) 

^) Im Drucke erschienen bei Kümer 1678, bei Kaliwoda in Wien; 
auch im Codex Austxiacus abgedruckt. 

^) Siehe Hoegel: „Geschichte des österreichischen Straf rechtes." 
Wahlberg: „Ges. kl. Schriften," 11, 115 ff. und Domin-Petrus- 
flievecz: „ Rechtsgeschichte, " S. 38 u. ff. 

c* 
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In derselben wird als Voraussetzung der Straflosigkeit bestimmt^ 
daß „der menschliche Verstand vollständig benommen" sei. 

Als „Milderungsumstände" (Art. 17) werden unter anderem 
angeführt : 

o^ „Die Melancholie, obzwar dieselbe den menschlichen 
Verstand nicht völlig benimmt, dann in solchemFalle 
gar keine Strafe statt hat, wenn selbe durch Medicos und 
Wundärzte probiert sein würde." 

h) Die gar groß 3 Einfalt in dsn Fällen, welche nicht durch 
das natürliche Gesetz selbst verboten sind. 

Ausführlich beschäftigt sich diese Halsgerichtsordnung, welche 
an anderer Stelle zwischen „Aberwitzigen", „Blödsinnigen", „Taub- 
stummen" und „Rasenden" unterscheidet, mit dem Geisteszustände 
des Täters bei Besprechung des Selbstmordes (Art. 19, § 17). 

Es wird differenziert „ob dieselbe Person, so sich ein Leid 
angethan / bei gesunder Vernunft oder in einer das Gemüth ver« 
wirrenden Krankheit / Melancholey / gar immer währenden / oder 
zur Zeiten bezeigten Verrückung gewesen" sei, ob der Selbstmörder 
„je und allezeit bei gesunder Vernunft war" oder ob die „Verwun- 
dung oder Entleibung aus Abgang des voUkommentlich brauchbaren 
Verstandes" geschehen sei. 

Schon in der Halsgerichtsordnung Josef I. begegnen, wir also 
den heute noch beinahe wörtlich gleichlautenden terminis technicis : 
„Völlige Benehmung des Verstandes," „Abgang des voUkomment- 
lich brauchbaren Verstandes," „gesunde Vernunft" und „zu Zeiten 
bezeigte Verrückung". 

Zu größerer Eechtseinheit kam es erst während der Regierungs« 
zeit der Kaiserin Maria Theresia. 

Das Kundmachungspatent zur Theresiana spricht sich aus* 
führlich über die Gründe aus, die die Kaiserin bewogen haben, 
dieses Gesetz zu erlassen. Als wichtigster Grund für die Reform 
wird hervorgehoben, „weilen fast in jedwedem Unserer Erblanden 
ein anderes sowohl in der Verfahrungsart, als in der Bestraffung 
der Verbrechen grossen Teils unterschieden — peinliches Recht ein- 
geführet ist, und nach Verschiedenheit Unserer Landen, teils nach 
der Carolinisch — teils nach der Ferdinandinisch — teils nach der 
Leopoldinisch, teils nach der Josephinischen Halsgerichtsordnung,, 
und einher Orten nach Ihren alten Landesgesetzen, und endlich in 
Vorfällen, wo das Landesgesetz dunkel, oder mangelhaft ist, nach 
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dem Eömerrecht fürgegangen wird; welch so grosse Ungleichheit der 
Länderrechten sowohl Uns selbst, als Unseren Hofstellen bishero 
um so beschwerlicher hat fallen müssen, da Wir, und Unsere Hof- 
stellen andurch in die Notwendigkeit versetzt worden, bei jeder nach 
Hof eingelangten Criminal-Vorfallenheit nach Unterschied des Landes 
ein ander- und anderes Eecht vor Augen zu haben; wo doch im 
Gegenspiel nichts natürlicher, billiger, und ordentlicher, auch Justiz 
— beförderlicher sein kann, als dass zwischen verbrüderten Erblanden 
unter einem nämlichen Landesfürsten ein gleiches Eecht festgestellet 
• . .werde." 

Die Theresiana — richtig Constitutio Criminalis Theresiana 
oder Nemesis Theresiana — ist, wie aus der Bestimmung des § 5, 
Art. 3, hervorgeht, auf der Lehre von der Willensfreiheit auf- 
gebaut. ^) 

Art. 3 bestinamt über die Strafausschließungsgründe : „Wo weder 
ein böser Vorsatz, weder eine Schuld unterläuft, da ist auch kein 
Verbrechen, folglich keine Strafe; es kann daher ein bloßer Zufall 
unter die Verbrechen nicht gezählt werden. Eines Verbrechens können 
sich alle und jede ohne Unterschied des Standes und Geschlechtes 
schuldig machen, welche den Gebrauch der Vernunft und 
freien Willen haben; dahingegen jene, welchen es an einem 
oder anderen ermangelt, eines Verbrechens unßlh^ sind. Was 
demnach vom unvernünftigen Vieh, von unsinnigen^) und an- 



^) Vgl. Wahlberg: ^Bruchstücke der Genesis der Theresiana," 
Ges. K. Sehr. II, 115; Domin: „Neuere österreichische Rechtsgeschichte," 
S. 52 ff. ; Ma aß bürg: „Zur Entstehung der theresianischen Halsgerichts- 
ordnung ;" Kwiatkowski: „Die Constitutio Criminalis Theresiana" 
und Hoegel: „Geschichte des österreichischen Strafrechtes," S. 65. 

Die amtl. Ausgabe der Theresiana erschien bei Joh. Edl. v. Trattner, 
Wien 1769. 

^) Der Terminus technicus „unsinnig" läßt sich historisch ziem- 
lich früh nachweisen. So heißt es im Sachsenspiegel (Homeyer) III, 
-3 „Over rechten doren unde over sinnelosen man ne sal man ok 
nicht richten". Dieselbe Bestimmung enthält der Verm. Sachsen- 
spiegel IV, 14, 5 und der Schwabenspiegel (Casberg) 2, 57. 
Ebenso sprechen die Goslarer Statuten S. 47, Z. 28 von „en dore 
oder en sinnelos minsche". Auch die C. C. C. (Carolina) erwähnt 
(Art. 150 und 179) den Fall, daß jemand, der ein Verbrechen 
begangen hat, der „jugent oder anderer Gebrechlicheyt halben wissent- 
lich seine synn nit hett". Vgl. auch das über die Landgerichts - 
Ordnung Ferdinand m. im Texte Gesagte. 
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deren der Vernunft beraubten Leuten oder aus nicht wi- 
dersetzlicher Gewalt geschieht, wird für kein Verbrechen 
geachtet. Wie weit aber das Alter, Trunkenheit, Schlaf, Unwissen- 
heit, Irrtum und andere dergleichen Umstände zu Behinderung oder 
Verminderung der Strafe dem Täter zustatten kommen, wird im 
Art. 11 erklärt werden." 

Dieser von den mildernden Umständen handelnde Art. 11 ent- 
hält auch solche Umstände, „welcher wegen die Strafe auch in 
etwelchen Fällen gänzlich zu erlassen ist." „Vor allem aber ist zu 
beobachten, ob nicht ein Gebrechen, und Abgang an Vernunft und 
Sinnen unterwalte." 

„Wo eine völlige Gemüt hsverrückung vorhanden ist, als 
bei Toll- und Unsinnigen, kann der Täter gar nicht gestraft werden. 
Wenn jedoch derselbe gewisse Abwechslungen hätte und der 
Eichter anstünde, zu welcher Zeit die Tat geschehen, soll er den 
gelinderen Weg erwählen."^) 

§ 4. Bei einer vorfindend gar großen Tummheit, Blödsinnigkeit 
und Einfalt, womit keine gänzliche Vernunftlosigkeit^) verknüpft ist, 



Der Codex Theresia nus (vgl. die nächsten Anmerkungen) 
spricht II, 11 (24 — 36) von einem vor zugestoßener Unsinnig- 
keit noch bei gesunder Vernunft errichteten letzten Willen und 
in, 2 (7 — -18): „hiegegen sind nach verlorenem Verstände alle 
nachherigeü während der Sinnlosigkeit vornehmenden Handlun- 
gen ungiltig." n, 11 (24 — 36) „jene, denen es an gesunder Ver- 
nunft gebricht, als da sind Blödsinnige oder Unsinnige, 

Easende etc." II, 11 (122) Blödsinnige, Unsinnige, Aberwitzige 
und thörichte Leute. 

^) Im Codex Theresianus (dem Vorläufer unseres allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches) heißt es III, 2 (11): „Wenn jedoch ein sol- 
cher zugestoßener Wahnwitz oder Blödsinnigkeit nicht beständig 
anhält, sondern abwechselnd ist und zu Zeiten den Gebrauch 
des Verstandes gestattet," II, 11 (24 — 36): „Käme aber vor, daß 
die Blödsinnigkeit oder Verwirrung der Sinne nicht be- 
harrlich, sondern mit dem Gebrauche der gesunden Ver- 
nunft abwechselnd gewesen sei und der Erblasser vernünftige 
Zwischenstunden" oder TI, 11 (122): „heitere, vernünftige Zwi- 
schenstunden" hat, so. . . etc. 

^) Im Codex Theresianus heißt es im Kapitel XXI, 1, 34 
u. ff. („von Verbrechen"): „Eines Verbrechens ist nur jener fähig, der 
xlen Gebrauch seines Verstandes hat.... Jene daher, welchen 
der Gebrauch der Vernunft und W i 1 1 e n s schon von Natur oder 
durch Zufall gebricht, können weder Verbrechen begehen noch weniger 
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sonderlich bei Taub- und Stummen ist die Strafe nach Beschaffen- 
heit einer etwann gleich wohl mit unterlaufenen Bosheit abzumessen. 
In allen solchen Fällen aber, wo ein Gebrechen an der Vernunft 
erscheint, wenn solches nicht ehedem offenkundig wäre, soll die 
wahre Beschaffenheit der Sache: ob nämlich die Sinnlosigkeit, 
Tummheit und Einfalt nicht etwann verstellt sei, oder in welchem 
Grade sich dieselbe befinde, durch beeidigte oder zu diesem Ende 
eigens zu beeidende Aerzte erforscht werden." 

§ 5. „In zufälliger Vernunftschwächung, so durch Bausch 
oder Sinnesverwirrung geschieht, ist in acht zu nehmen: 

Erstlich: Ob dem Täter die Berauschung oder Sinnesverwir- 
rung ohne alle seine Schuld zugestoßen, z. B Solchen Falles 

hat der verwirrt gemachte wegen der in einer gänzlichen Sinn- 
beraubung verübten Tat keiner Strafe zu unterliegen; wäre jedoch 
derselbe nicht gänzlich von Sinnen gekonamen, sondern sich noch 
genug gegenwärtig gewesen, so ist nach Maß der Umstände wider 
denselben eine willkürliche Strafe zu verhängen 

Andertens: Die Berauschung, obschon auf fremdes Zutrinken 
undj Zureden, aus ungezwungenem freien Willen geschehen, und 
hieraus eine völlige Sinnberaubung entstanden wäre 

Drittens: In allen jenen Fällen, wo der Bausch den Gebrauch 
der Vernunft [nicht gänzlich benommen, sondern der Täter seiner 
Tuns oder Lassens sich wohl bewusst gewesen, eine Straflinderung 
ebenfalls kein statt zu geben ist " 



hieraus verbunden werden. Als da sind Kinder, Blödsinnige, Wahnwitzige, 
Mondsüchtige, Schlafgäuger und dergleichen, wenn sie in wirklichem 
Wahnwitze, Blödsinnigkeit oder Schlafen jemandem einen Schaden zufügen. " 
Diese Stelle zeigt übrigens auch, daß die Begriffe „Gebrauch 
des Verstandes" und „Gebrauch der Vernunft" als gleichbedeutend ver* 
wendet wurden. Dies ergibt sich auch aus folgenden Redewendungen 
Codex Theresianus I. T. 6 (603): „wenn aber der Blödsinnige zur 
Vernunft gelangt", D, 24 (25 — 29): „jene, welche den Gebrauch 
des Verstandes nicht haben, als Aberwitzige, Blödsinnige u. Kinder", 
II, 11 (24 — 36): „an Mangel des Willens können jene, denen es an 
gesunder Vernunft gebricht, nicht letztwillig testieren, als da sind 
Blödsinnige oder Unsinnige, Rasende, Aberwitzige und thörichte Leute", 
II, 11 (122 u, ff.) „Blödsinnige, Unsinnige, Aberwitzige und thörichte 
Leute, welche des Gebrauches der gesunden Vernunft be- 
raubt sind, können keine Zeugen sein, es wäre denn..... e$ 

erhellte nachher aus ihrer Aussage, daß sie zur Zeit der Beiwohnung bei 
Tollem Verstände waren. " 
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§ 6. „Über die Milderungsursachen gehört auch das gar junge ^ 

oder gar hohe Alter, jedoch mit nachstehender Mäßigung, daß \ 

1 2 3 4. Bei dem hohen Alter nicht soviel auf die l 

Anzahl der Jahre, als die Beschaffenheit des Leibes und des Ver- i 

Standes zu sehen Gebräche es aber an Gremütskräften, so ist 

die Strafe nach dem Verhalt der Einfalt, Unverstandes oder Blöd- 
sinnigkeit abzumessen, zu lindem oder nachzusehen...." 

§ 9. „Wo es am nachdenklich sinnlichen Gebrauch oder am 
Willen ermangelt, kann mit den ordentlichen Strafen nicht vor- 
gegangen werden. Es können danach: l 

Erstlich: Wegen Unwirksamkeit der Vernunft schla- 
fende und mondsüchtige, wenn selbe im Schlafe und ihrer Nacht- 
wandlung ein Uebel anrichten, nicht bestraft werden ; ausser insoweit 
etwa einige ihre Schuld in Unterlassung der gehörigen Abhilfs- und 
Vorsichtsmitteln vorhergegangen wäre etc.'' 

(Mit Kücksicht auf die im Folgenden noch näher zu bespre- 
chenden Entwicklungsstadien des Strafausschließungsgrundes der 
„Beraubung des Gebrauches der Vernunft" muß die Aufmerksamkeit 
auf die Formulierung „von imsinnigen und anderen der Vernunft 
beraubten Leute" (im Art. 3) gelenkt werden.) 

Die Theresiana unterscheidet also scharf zwischen „völliger 
Gemüthsverrückung wie bei Toll und Unsinnigen", „gänzlicher bezw. 
völliger Sinnesberaubung", „Beraubung der Vernunft", „Beraubung 
des Gebrauches der Vernunft einerseits — und Dummheit, Blöd- 
sinn, Einfalt oder Bausch, mit welchen keine gänzliche Vernunft- 
losigkeit verbunden ist, anderseits." Sie unterscheidet weiters zwi- 
schen der „Beraubung des Gebrauches der Vernunft", den sogenannten 
;,Abwechslungen", „dem Kausche und der Sinnesverwirrung" und 
der sogenannten „Unwirksamkeit der Vernunft". 

Am 1. Dezember 1781 ordnete Kaiser Josef an, es sei so bald 
als möglich mit der Ausarbeitung eines neuen Criminal Codex vor- • 
zugehen. 

Es arbeitete sohin Keess, Hofrat der obersten Justizstelle, den 
Entwurf des ersten, den ganzen materiellen Verbrechensteil umfas- 
senden Abschnittes des Kriminalrechtes aus, welcher von der Kom- 
pilationskommission in sechs Sitzungen vom 1. bis 26. Februar 
1783 beraten, sohin von Keess neuerdings ausgearbeitet, endlich 
— wie H e g e 1 berichtet — von Keess gemeinschaftlich mit S o n- 
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nenfels einer stilistischen Verbesserang unterzogen und am 12, März 
1783 dem Kaiser vorgelegt wurde. ^) 

Mit Patent vom 13. Jänner 1787 erfolgte endlich die Kund- 
machung des Gesetzes. 

Im Entwürfe K e e s s hatte der § 5 gelautet : 
„Der Abgang des freien Willens soll von Zumutung eines 
Kriminalverbrechens nur in folgenden Fällen zur Entschuldigung 
dienen : 

a) Wenn der Täter unsinnig oder des Gebrauches der 
Vernunft gänzlich beraubt ist; 

h) wenn bei einer abwechselnden Sinnesverrückung die 
Tat während der fürdauernden Verrückung begangen worden; 

c) wenn dem Täter eine wahrhafte, nicht verstellte Dumm- 
heit, Blödsinnigkeit oder Einfalt in solchem Grade eigen ist, 
die der Vernunftlosigkeit gleicht; 

d) wenn die üebeltat in einer dem Täter zufällig, ohne 
Schuld oder böser Absicht zugestossenen Berauschung oder 
Sinnesverwirrung, in welcher er sich seiner Handlungen nicht 
bewusst gewesen; 

e) oder in der ersten Kindheit, das ist vor Erreichung des 
siebeuten Jahres des Alters; 

/) oder im Schlafe oder der Nachtwandlung verübt worden ; 

g) wenn die gesetzwidrige Untemehinung oder Unterlassung 
aus einer nicht widerstehlichen Gewalt erfolgt ist; 

h) wenn ein Irrtum solchergestalt unterläuft, dass dem Irren- 
den der Irrung halber keine Schuld beigemessen werden kann und 
er in Voraussetzung des Irrtums auf erlaubte Art gehandelt hätte.** 

Trotzdem der Referent K e e s s erklärte, die Bestimmung lit. c) 



^) Hoegel hat sich bei Verfassung seiner Geschichte des österr. 
Strafrechtes der überaus mühsamen und schwierigen Arbeit unterzogen, 
alle auf die Geschichte des Straf rechtes bezughabenden Urkunden, Pro- 
tokolle, Entwürfe etc. im Archive des Justizministeriums durchzusehen. 
Ein rechtshistorisches Thema bearbeitend, war ich gerade im BegriflFe, 
mich wenigstens zum Teile derselben Arbeit zu unterziehen, als H o e g e 1 s 
vortreffliches Buch (I. Heft) erschien. Ich habe nun an der Hand des 
Hoegel sehen Buches meine Archivstudien fortgesetzt und in den Text 
manche Details aufgenommen, die Hoegel als für seine Zwecke neben- 
sächlich weggelassen hat. Bisher ist es mir aber nicht gelungen, die Akten 
zu finden, aus welchen Hoegel ersehen hat, daß Sonnenfels gemein- 
schaftlich mit Keess dessen Entwurf verbessert hat. Vgl. auch die 
nächste Anmerkung. 
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jjWenn dem Thäter eine wahrhaft, nicht verstellte Dummheit, Blöd- 
sinnigkeit oder Einfalt in solchem Grade eigen ist, die der Ver- 
nunftlosigkeit gleicht" sei unbedenklich und von der Seite dienlich, 
als andurch der Kriminalrichter der Erinnerung zugeführt wird, 
wienach er mit mehrerem Ernste darauf zu dringen habe, ob nicht 
etwa eine Verstellung unterlaufen sei, sprachen sich alle Stimmen 
dafür aus, daß diese Bestimmung (vgl- Art. 11, § 4 der Nemesis 
Theresiana) als Wiederholung eines bereits in lit. a) geregelten 
Falles wegbleiben solle. Auch wurde beschlossen, daß „von den 
Nachtwandlern keine Erwähnung geschehen solle, da die Begriffe 
hievon sehr zweideutig sind und also in einem Gesetze, bei welchem 
sich der reinsten Begriffe der Philosophie beflissen werden muß, 
hievon eine Erwähnung zu machen nicht schicklich ist; besonders 
da die Thäter der allfälligen Nachtwanderung schon in dem Aus- 
drucke der Thaten, die im Schlafe verübt werden, begriffen sind." 

Auf Grund der Beratungen der Kompilationskommission wurde 
dieser Paragraph sohin beschlossen, „wie der § 5 des neuen Entwurfes 
ausweist", und zwar: 

„§ 5. Der Abgang freien Willens soll von der Zumutung 
eines Kriminalverbrechens in folgenden Fällen zur Entschuldigung 
dienen: 

a) Wenn der Täter unsinnig oder des Gebrauches der 
Vernunft gänzlich beraubt ist; 

h) wenn bei einer abwechselnden Sinnenverrückung die 
Tat während der fürdauernden Verrückung begangen worden; 

c) wenn die Uebeltat in einer dem Täter zufällig ohne 
Schuld oder böse Absicht zugestossenen Berauschung; oder 

d) in einer Sinnenverwirrung, in welcher er sich seiner 
Handlungen nicht bewusst gewesen; oder 

c) in der ersten Kindheit, das ist vor Erreichung des siebenten 
Jahres des Alters; oder 

f) im Schlafe verübt worden; 

g) wenn die gesetzwidrige Unternehmung aus einer nicht 
widerstehlichen Gewalt erfolgt ist; 

h) wenn ein Irrtum solchergestalten unterlaufen ist, dass demr 
Irrenden der Irrung halber keine Schuld beigemessen werden kann 
und er, wenn der Irrtum nicht vorgegangen wäre, auf erlaubte Art 
gehandelt hätte." 

Nach Ho e gel bestanden die schließlich von Sonnenfels 
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vorgenommenen Änderungen, insoweit dieselben für den Psychiater 
von Interesse sind, in folgendem: 

Im Eingang Beifügung des Artikels „des" zu „freien Willens" ; 

in a) Streichung des Wortes „oder"^); 

in h) Stilisierung „wenn bei abwechselnder Sinnesverwirrung 
die Tat begangen worden, da die Verrückung dauerte"; 

in c) Stilisierung „wenn die Tat in einer zufälligen, ohne 
Schuld oder böse Absicht zugestoßenen Berauschung"; 

in d) Ersatz des Wortes „er" durch „der Täter". 

Der Wortlaut des § 5 lautete im Josephinischen Gre- 
setzbuche nachdem nach Einlangen der Berichte der Länder- 
kommissionen noch einige Änderungen vorgenommen worden waren : 

§ 5. „Der Abgang des freien Willens spricht von der Anschul- 
digung eines Kriminalverbrechens in folgenden Fällen los: 

a) Wenn der Täter unsinnig, des Gebrauches der Ver- 
nunft gänzlich beraubt ist^); 

^) Nachdem es mir wichtig schien zu konstatieren, warum Son- 
nenfels der Stilisierung „unsinnig oder des Gebrauches" den Wort-» 
laut „unsinnig, des Gebrauches. .. .beraubt" vorgezogen hat, ich aber 
die betreffenden Akten nicht auffinden konnte, habe ich Herrn Ober- 
staatsanwalt Hoegel um diesbezügliche Auskunft ersucht. Derselbe teilte 
mir mit, daß er bloß die ohne Angabe von Gründen erfolgte Ver- 
besserung vorgefunden habe. 

^) Da, wie im Texte berichtet werden wird, in späteren Entwürfen 
das Wort „unsinnig" als überflüssig weggelassen wurde, erscheint es 
mir nicht notwendig, die Kontroversen zu erörtern, in welchem Verhält- 
nisse die Begriffe „unsinnig" und „des Gebrauches. . .beraubt" zueinander 
stehen, bezw. wie der Passus „unsinnig, des Gebrauches der Vernunft 
beraubt" zu verstehen sei. (Vgl. übrigens die Bestimmung der „Theregiana" 
und des ersten Keess'schen Entwurfes.) 

Es wäre nur zu erwähnen, daß ich im Archive des Justizministeriums 
den Entwurf einer „lateinischen Übersetzung des Strafgesetzbuches, 
I. Teil" V. Jahre 1785 gefunden habe, welcher lautet: 

„Libera voluntatis defectus a criminalis delicti imputatione in se- 
quentibus liberat casibus: a) si delinquens mente captus fuerit, om- 
nique plane rationis usu destitutus ; 6) si a mente capto, cui 
lucida sunt intervalla actio durante furore fuerit comissa etc." (Sinnen- 
verwirrung ist mit „vehemens sensuum perturbatio" übersetzt.) 

Merkwürdigerweise lautet ein Entwurf einer italienischen Über- 
setzung (gleichfalls aus dem Jahre 1785) wie folgt: 

„La mancanza di libera volunta toglie l'imputabilitä d'un delitto 
criminale nei sequenti casi: a) Se l'autore dell' azione ^ mente catto 
o fia privo intieramente dell uso della ragione." 
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h) wenn bei abwechselnder Sinnenverrückung die Tat in 
der Zeit begangen wird, da die Verrückung dauerte; 

c) wenn die Übeltat in einer Berauschung, die sich zu- 
Mlig, ohne eine auf das Verbrechen gerichtete Absicht, zu- 
gezogen worden, oder sonst in einer Sinnenverwirrung verübt 
worden, in welcher der Täter seiner Handlung sich nicht be- 
wußt gewesen; 

d) im Kindesalter, das ist vor Erfüllung des 12. Jahres; 

e) wenn bei der gesetzwidrigen Unternehmung ein Zwang, 
eine unwiderstehliche Gewalt vorhanden war; 

f) wenn ein Irrtum mitunterlaufen ist, wobei dem Irrenden 
wegen der Irrung selbst keine Schuld beigemessen werden kann, 
und er ohne Dazwischenkunft des Irrtums auf erlaubte Art gehandelt 
haben würde.'* 

In dem Josephinischen Strafgesetze kommt, wie auch Hoegel, 
der ausgezeichnete Kenner der Geschichte unseres Strafrechtes, aus- 
drücklich hervorhebt, der Gedanke scharf zum Ausdrucke, daß die 
Gründe des Ausschlusses der Zurechnung „Gründe des Abganges des 
freien Willens" sind, der gegenüber dem bösen Vorsatze sich als 
der engere Begriff darstellte ; denn der § 2 des Josephinischen Straf- 
gesetzes erklärte: „zu einem Kriminalverbrechen gehört böser 
Vorsatz undfreierWille." Die Strafausschließungsgründe aber 
wurden als Fälle des Abganges des freien Willens be- 
zeichnet. 

An das Josefinische Strafgesetzbuch, welches sich bald als 
reformbedürftig erwies, schloß sich ein am 12. Januar 1793 der 
Kommission vorgelegter Entwurf des Vizepräsidenten des nieder- 
österreichischen Appellationsgerichtes Matthias v. Haan an, welcher 
mit der Abfassung eines „Entwurfes über die Verbrechen" betraut 
worden war. 

Der § 5 dieses Entwurfes, der mit den Worten beginnt: 
„Auch in folgenden Fällen hat der Begriff eines Verbrechens nicht 
Platz", war mit § 5 des Josephinischen Strafgesetzes wörtlich über- 
einstimmend. 

Bei der Beratung dieses Entwurfes (12. Januar 1793) wurde im 
§ 5 lit. a) („Wenn der Täter unsinnig, des Gebrauches der Vernunft 
gänzlich beraubt ist") das Wort „unsinnig" als überflüssig gestrichen. 

Haan legte nun einen zweiten, dem Ergebnisse der Beschlüsse 
entsprechenden Entwurf am 4. Januar 1794 vor, welcher im § 8 
bestimmte : 
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„Hingegen wird das Übel nicht zum Verbrechen gerechnet, wenn es 

a) aus Unwissenheit, Nachlässigkeit oder Zufall entstanden ist. ^) 

b) wenn der Täter des Gebrauches der Vernunft ganz 
beraubt ist; 

c) wenn die Tat bei abwechselnder Sinnenverrückung in. 
der Zeit, da die Verrückung dauerte, oder 

d) in einer zufällig ohne Absicht auf das Verbrechen sich 
zugezogenen Berauschung oder sonst in einer Sinnenverwirrung^ 
in welcher der Täter seiner Handlung sich nicht bewusst gewesen^ 
begangen worden; 

e) wenn der Täter das 14. Lebensjahr noch nicht zurück- 
gelegt hat ; 

f) wenn hei der Tat ein Zwang durch unwiderstehliche Ge* 
walt vorhanden war; 

g) wenn ein Irrtum mitunterlaufen ist, wobei dem Irrenden 
wegen der Irrung selbst keine Schuld beigemessen werden kann und 
er ohne Dazwischenkunft des Irrtums auf erlauhte Art gehandelt 
haben würde." 

Im Archive des Justizministeriums habe ich eine Auf- 
zeichnung Haans nicht finden können, aus welcher hervorgienge^ 
warum er die Stilisierung ^des Grebrauches der Vernunft ganz, 
(statt gänzlich) beraubt" wählte und auch Hoegel scheint ein 
derartiges Schriftstück nicht gefunden zu haben. Während der Ent- 
wurf sonst zahlreiche Korrekturen aufweist, aus denen sich auf eine 
angestrengte Denkarbeit schließen läßt, finden sich bei § 8 lit. a) 
dieses zweiten Entwurfes keine derartigen Korrekturen und es scheint 
Haan „gänzlich" und „ganz" als gleichbedeutende Worte an- 
gesehen und gebraucht zu haben. 

Dieser zweite Entwurf wurde vom 4. Jänner bis 15. März 1794 
beraten. 

Der dem a. u. Vortrage vom 12. April 1794 zur AUerh.. 
Schlußfassung beigelegte Entwurf spricht weiters auf Grund der Be- 
schlüsse vom 4. Jänner 1794, abgesehen von anderen hier nicht in 
Betracht kommenden Abweichungen im § 8 lit. d) von einer „v o 11 e n*' 
Berauschung oder „anderen" Sinnen Verwirrung. 

Es wurde nun dieser Entwurf zufolge AUerh. Entschließung^ 
vom 2. Juli 1794 versendet und die Berichte der sogenannten Länder- 
kommissionen eingeholt. 



^) Diese Bestimmung bildete im ersten Haan 'sehen Entwurf 
einen selbständigen Paragraph (§4). 
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Zu § 8 (mm § 3) war in zwei Länderkommissionen der all- 
gemeine Zusatz beantragt worden: „Wofern die hier angeführten 
Umstände in minderem Maße einträten, so soll nach des Kichters 
vernünftigem Ermessen eine mindere kriminalpolitische Strafe oder 
eine politische Vorkehrung Platz greifen."^) 



^) Laut der Protokolle der Länderkommissionen (Kärnten) hktte der 
«tändische Repräsentant v. Rainer ad § 8 lit. a), b), c), d) und f) 
beantragt "überdies folgenden Beisatz der Textierung zu machen „ : „Weil 
aber außer diesen Fällen die Abstufungen der Moralität sehr verschieden 
^ind, folglich sich Fälle ergeben können, daß, obschon der zur ordent- 
lichen Strafe oder auch wohl zu einem Kriminalsverbrechen erforderliche 
ßpontaneitätsgrad nicht vorhanden ist, doch aber so viel Bosheit eintritt, 
daß die begangene Übeltat nicht unbestraft belassen werden kann, so 
wird es dem vernünftigen Ermessen des Richters überlassen, in solchen 
Fällen mit einer minderen kriminellen oder politischen Strafe zu ver- 
fahren. " 

Ohne diesen Beisatz, glaubte der Herr Repräsentant, müßte eine 
Kindsmörderin, die den zu einem Kriminalverbrechen erforderlichen Ver- 
nunftgrad nicht hatte, geradezu entlassen werden, ohne eine für Wahn- 
witzige fast üblich gewesene Züchtigung auszuhalten. „Diesen Beysatz 
erachtete auch der Herr Referent umso noth wendiger zu seyn", als in dem 
politischen Strafgesetze nirgends verordnet sei, daß bei einem zum 
Kriminalverbrechen nicht hinreichenden Vernunftgrad der Übeltäter 
politisch bestraft werden soll. 

Wider diesen ad § 8 von dem ständischen Herrn Repräsentanten 
gemachten Antrag hat der Herr Appellationsgerichtsrepräsentant v. Pit- 
reich erinnert: „In diesem § 8 wird von jenen Fällen gehandelt, in 
welchen aus gänzlichem Mangel der Freyheit gar keine Zu- 
rechnung Platz greift. „Wo die Freiheit ganz zu mangeln 
jangenommen wird," läßt sich also über die verschieden ein- 
tretenden G-r ade der Freyheit nichts reden. Den Besorgnissen 
und Wünschen der Herrn Stände ist aber auch schon in anderen Orten 
dieses Gesetzentwurfes zuvorgekommen worden, da jene Hauptumstände, 
w^elche auf den höheren oder minderen Grad der Moralität wirken, schon 
unter den Linderungs- und Beschwerungsums tänden aufgeführt seien und 
für die eintretenden minderen Umstände ja ohnehin dem richterlichen 
arbitrio immer im Strafgrade Raum gelassen sei. Man ist ganz damit ein- 
verstanden, daß dieses arbitrium nicht ganz beseitigt werden könne, aber 
auch die Herren Stände werden nach ihrer Einsicht erkennen, daß diesem 
arbitrio doch gewisse Grenzen gesetzt werden müssen, wenn das Gesetz 
eine Wirkung haben soll. Diese Festsetzung geschieht durch die Be- 
stimmung der Strafgrade und das arbitrium hat inner denselben statt. 
Wäre die Kindsmörderin in dem angezogenen Beispiele 
wirklich eine Närrin, war der Irrtum auf das ganze Han* 
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Zeiller aber äußerte sich: „Dieser vage Zusatz würde nicht 
nur der richterlichen Willkür ein weites Feld eröffnen, sondern 
stünde hier auch an ganz unrechtem Platze. Denn was in 
ähnlichen Fällen für eine Umsicht eintreten soll, deutet der § 14 
an und es bestimmen dieses die schon vorhandenen politischen Ver- 
ordnungen. Wie sich aber der Eichter zu benehmen habe, wenn die 
Tat bei einem minderen Grade der Einsicht und der Moralität unter- 
nonmaen wird, kommt nicht nur bei den einzelnen Arten der Ver- 
brechen, sondern auch in einem eigenen, nämlich in dem 25. Ka- 
pitel vor." 

Als Westgalizien durch die 3. Teilung Polens (1795) an 
Österreich gefallen war und sich das Bedürfnis geltend machte, 
daselbst eine geordnete Gesetzgebung zu schaffen, wurde der Entwurf 
mittlerweile mit wenigen Änderungen mit Patent vom 17. Juni 1796, 
J, G. S. Nr. 301, für Westgalizien eingeführt (sogenanntes West- 
galizisches Strafgesetzbuch). 

Bei den Beratungen über den zweiten Teil des Strafgesetzes 
(„Polizeiübertretungen") wurde „ein neuer Paragraph wegen 
Wahnsinnigen, Narren und irrenden Kjiaben darum nicht erforderlich 
gehalten, weil bei den Verbrechen schon davon gehandelt worden 
und der Schluß, daß denen, welchen nicht einmal Verbrechen zu- 
gerechnet werden, um so weniger schwere Polizeiübertretungen zu- 
gerechnet werden können, bei Eichtern von gesundem Verstände 
keiner besonderen Aussage bedürfe". 

Am 3. September 1803 langte die Allerh. Sanktion des Straf- 
gesetzes ein.^) 



dein eingeflossen, so ist sie keiner Zurechnung und also auch 
keiner Züchtigungsverhängung fähig. War in der Hand^ 
lung noch ein Vernunft gebrauch, so ist sie in der Vorsehung 
dieses Paragraphen nicht begriffen. Wäre ihre Vernunft nur ge- 
schwächt, so ist dafür der Linderungsumstand schon gesetzlich vor- 
gesehen. 

Dieser Gegenerinnerung des Herrn v. Pitreich sind sämtliche 
übrigen Herren Eepräsentanten beigetreten. 

^) Die im Archive des Justizministeriums im Manuskripte befind- 
liche, auch im Drucke erschienene italienische Übersetzung des § 2 lit. 
a) und b) lautete: 

„Quando il Reo fosse interamente privo deir uso della regione." 

„Quando il fatto sia statto comesse in istato di alienazione di 
mente sebben anche L'Autore visia altemativamente affetto" etc. etc. 
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Nicht unerwähnt kann es aber bleiben, daß in Sonnenfels' 
Eeferate „über die Verbindung der Polizeistrafe mit dem Strafkodex 
über Verbrechen" (sogenannte Einleitung zum Strafgesetze von 
Sonnenfels, das beiden Teilen des Strafgesetzbuches Gremeinsame 
darstellend, vorgetragen in der Sitzung vom 31. Juli 1797, Eats- 
protokoll ex 1797, S. 628—642) der § 9 lit. b) mit dem Wortlaute 
„wenn der Handelnde des Q-ebrauches der Vernunft gänzlich beraubt 
war" zitiert erscheint, woraus vielleicht nicht ohne Berechtigung 
desgleichen geschlossen werden kann, daß die Wörter „gänzlich^ 
und „ganz" als gleichbedeutend angesehen worden sind. 

In neuerer Zeit wird schließlich nachdrücklichst betont, daß 
die Kedaktoren des österreichischen Strafgesetzes ex 1803, trotzdem 
in diesem Strafgesetze vom „freien Willen" expressiv verbis nicht 
die Eede ist, überzeugte Indeterministen waren. 

Daß im Strafgesetze vom Jahre 1803 der terminus „freier 
Wille" nicht mehr vorkommt, erklärt sich nämlich auf folgende 
Weise. 

Laut der Protokolle der Länderkommissionen hatte in Meder- 
österreich Herr. v. Pichelstein geraten, im Texte des § 6 des 
Entwurfes den Ausdruck „freier Wille" vor den Ausdruck „böser 
Vorsatz" zu setzen, damit die logische Ordnung beobachtet werde, 
weil ja der „Vorsatz" erst auf die Ausübung des Willens folge und 
nur eine Modifikation des Willens sei. 

Auch Z eiliger erklärte, er ziehe — da der böse Vorsatz die 
freie Willkür schon in sich schließe, — die Stilisierung vor: „Zu 
einem Verbrechen wird freie Willkür und böser Vorsatz erfordert." 
Dagegen bemerkte Oberstlandrichter v. Haan, daß die viel um- 
strittenen Worte „und freier Wille" vielmehr ganz hinwegbleiben 
könnten, weil sie schon unter dem bösen Vorsatze begriffen wären 
etc. Da sich Zeil 1er damit einverstanden erklärte, wurden sohin 
die Worte „und freier Wille" weggelassen.^) 

Mit Eücksicht auf den Umstand, daß das St. Gr. vom Jahre 1803 
im Laufe der Jahre durch zahlreiche Novellen strafrechtlichen In- 



^) Vgl. auch Z e i 1 1 e r : „Vorbereitungen zur neuesten österreichischen 
Gesetzkunde im Straf- und Civil- Justitz -Fache", Wien 1810, I. Bd.^ 
S. 102 u. ff.: 3(,Das Josephinische Gesetz forderte zu einem Verbrechen 
(Criminal- Verbrechen), nebst dem bösen Vorsatz auch freyen Willen. 
Zu geschweigen, daß böser Vorsatz die (freye) Willkühr schon voraus- 
setzt, so kann" etc. etc. 
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haltes ergänzt worden war, faßte man den Plan, die strafrechtlichen 
Bestimmungen zusammenzufassen und das St. G. vom Jahre 1803, 
welches de facto in vielen Punkten bereits abgeändert war, zu 
revidieren. 

Tatsächlich wurde bereits in den Zwanziger- Jahren von Zeiller 
ein revidiertes Strafgesetz der Hofkommission in Justizsachen vor- 
gelegt. 

Die Entwürfe wurden der Hofkommission in Gresetzgebungs- 
sachen übermittelt. Mit 28. Jänner 1830 wurde die Beratung an- 
geordnet, der auch der „zu diesem Behufe nach Wien ernannte" Pro- 
fessor Jenuli beigezogen wurde. Derselbe war in der Kommission 
zur Beratung der Verbrechen Keferent, in jener zur Beratung der 
Übertretungen Beisitzer; in dieser war Graf Kaunitz Eeferent. 
Die Beratungen schlössen mit 25. April 1848 ab. 

Dieser Zeill ersehe Entwurf bestimmt im ersten Hauptstücke 
des ersten Teiles („von Verbrechen überhaupt"): 

§ 1: „Zu einem Verbrechen wird erfordert, daß Jemand eine 
in dem ersten Teile dieses Strafgesetzes für ein Verbrechen erklärte 
Handlung aus bösem Vorsatze, das ist in der» Absicht, das damit 
verbundene Übel zu bewirken, begangen hat". 

§ 2: „Die Handlung oder Unterlassung wird aus Mangel des 
bösen Vorsatzes nicht als Verbrechen angerechnet: 

d) wenn der Täter des Gebrauches der Vernunft ganz 
beraubt ist; 

h) wenn die Tat bei abwechselnder Sinnesverwirrung zu 
der Zeit, da diese oder die bedenklichen Folgen derselben noch 
fortdauern ; 

c) in einer ohne Absicht auf das Verbrechen zugezogenen 
vollen Berauschung, oder in einem Zustande begangen worden, 
worin der Täter die Folgen seiner Handlung richtig zu be- 
urteilen, oder deren Strafbarkeit einzusehen nicht im Stande war ; 

rf) wenn der Täter noch unmündig ist, das ist, das vierzehnte 
Jahr noch nicht zurückgelegt hat; 

e) wenn die Handlung aus einem unwiderstehlichen 
Zwange, aus einer sogleich leicht ausführbaren, für das Leben 
oder die Gesundheit sehr gefährlichen Bedrohung, ferner in dem 
äußersten, anders unabwendbaren Notstande (§§ 311, 326) oder 
in gerechter Notwehr (§ 212) verübt worden ist; 

Türkei, Fsycbiatrigch-kriminalistische Probleme» A 
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/") wenn ein solcher Irrtum mit unterlief, der ein Verbrechen 
in der Handlung nicht erkennen ließ ; 

y) wenn das Übel aus Zufall, Nachlässigkeit oder Unwissenheit 
der Folgen der Handlung entstanden ist." 

Als Milderungsumstände werden in diesem Entwürfe angeführt: 

a) „wenn der Täter in einem Alter unter zwanzig Jahren, 
oder demselben nahe ist ; wenn er schwach an Verstand, oder seine 
Erziehung sehr vernachlässigt worden ist" etc. etc. 

In den Anmerkungen zu diesem Entwürfe bemerkt Zeiller 
zu § 2: 

ad lit. h): „Der Zusatz von den fortdauernden bedenklichen 
Folgen scheint mir nötig ; denn auch in den ersten Momenten einer 
scheinbaren hellen Zwischenzeit tritt sehr leicht, besonders in einer 
Gemütsbewegung, der Wahnsinn wieder ein. Hierüber müssen aber 
dann freilich oft die Ärzte entscheiden." 

ad c)i „Der letzte Zusatz umfaßt auch Schlafende, Nacht- 
wandler, Ununterrichtete, taubstumm Geborene und Verstandes- 
schwache in hohem Alter." 

In der Sitzung der Hofkommission zur Eevision des 
Strafgesetzbuches vom 25. Februar 1829 erklärte Eeferent 
Professor Je null, daß er nicht mit allen von Zeiller vor- 
geschlagenen Modifikationen einverstanden sei, und bemerkte, die 
Entschuldigungsgründe wären wie folgt zu textieren: 

lit. l): „Wenn er des Gebrauches der Vernunft über- 
haupt ganz beraubt ist;" 

lit. c) : „wenn die Tat bei abwechselnder Geisteszerrüttung 
zur Zeit der Wirksamkeit des Übels (begangen worden ist)." 
Vorläufig unterzog der Eeferent die Vorfrage der Beratung, 
„ob nicht die verschiedenen Hauptarten der Geisteszerrüttung unter 
den Entschuldigungsumständen insbesondere aufgezählt werden sollten, 
wie es in dem St. G. B. Bayerns und in dem Entwürfe für Hannover 
geschehen ist?" 

„Man wollte nämlich durch eine solche Aufzählung den Ärzten 
und Psychologen, welche in jedem, insbesondere größeren Verbrecher 
ein unzurechnungsfähiges Automat sehen, den Weg abschneiden, 
das Gebiet der Geisteszerrüttung zum Ziele der Entschuldigung der 
Verbrecher willkürlich auszudehnen. Diesem für die Eechtspflege so 
nachteiligen Unwesen wollte man nun durch eine solche positive 
Aufzählung ein Ende machen. Allein bisher sind Ärzte und Psy- 
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chologen über die Klassifikation der Geisteszerrüttungen nicht einig 
und da die Gesetzgebung in diesem Punkte nur bei den Sach- 
kundigen die Basis suchen muß, so ist es bei dieser Uneinigkeit 
nicht rätlich, eine Aufzählung zu wagen, worin zu viel oder zu 
wenig enthalten sein könnte. Keferent stimmt daher nicht für die 
Aufzählung, worin ihm auch über geschehene Umfrage alle Stimmen 
beipflichteten" (Protokoll vom 25. Februar 1829). 

In Hinsicht des ad h) des bestehenden St. G. B. vom Hofrate 
y. Zeiller gemachten Zusatzes, „oder die bedenklichen Folgen der- 
selben (der Sinnenverrückung)" glaubte Eeferent denselben aus- 
zulassen, „weil, solange die Geisteszerrüttung fortdauert, die Ent- 
schuldigung in dieser liegt, sobald dieselbe aber vorüber ist, nur 
ein Milderungsumstand vorhanden sein kann." 

Über geschehene Umfrage waren sämtliche Stimmen, sowohl 
in Ansehung des Zusatzes, als auch des Inhaltes beider Ansätze mit 
dem Eeferenten einverstanden; nur wurden auf Vorschlag des Hof- 
rates V. Locella beide vom Eeferenten ad b) und c) beantragten 
Punkte zusammengefaßt, und „nach dieser Ansicht" vom Vorsitzenden 
der Beschluß gefaßt, die Stelle habe zu lauten: 

b) „Wenn er entweder fortwährend oder zur Zeit der 
Unternehmung oder Unterlassung des Gebrauches der Vernunft 
beraubt ist." 

Den weiteren, nach dieser Zusammenfassung dritten Ent- 
schuldigungsgrund schlägt Eeferent vor zu textieren wie folgt: 

„Wenn die Tat in einer ohne Absicht auf das Verbrechen 
zugezogenen vollen Berauschung oder in einer anderen Sinnen- 
verwirrung, in welcher der Täter sich seiner Handlung nicht 
bewußt war, begangen worden ist." 

Hiezu bemerkt Eeferent, daß dieser Antrag mit dem im 
bestehenden Gesetze ad d) vorkommenden Texte gleichlautend sei, 
und er keinen Grund finde,] hievon irgendeine Veränderung vor- 
zunehmen. Insbesondere sei der Beisatz des Zeil 1er sehen Ent- 
wurfes „oder in einem Zustande, worin der Täter die Folgen seiner 
Handlung richtig zu beurteilen, oder deren Strafbarkeit einzusehen, 
nicht imstande war", bei diesem Entschuldigungsgrunde hinweg- 
zulassen, weil dadurch für Verbrechen, die in der Leidenschaft ver- 
übt werden, ein Freibrief erteilt würde, imd weil die wahren auf 
diesen Punkt sich beziehenden Entschuldigungsgründe durch den 
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gesetzlichen, mit dem angetragenen gleichlautenden Text vollständig 
erschöpft und gegen alle Mißdeutung verwahrt werden. 

Da diese Ansicht sämtliche Stimmen teilten, so erfolgte der 
einhellige Beschluß: 

ad c) „wenn die Tat in einer ohne Absicht auf das Verbrechen 
zugezogenen vollen Berauschung oder anderen Sinnenverwirrung, in 
welcher der Täter seiner Handlung nicht bewusst war, begangen 
worden ist;" 

Die Eeform wurde nach den Ereignissen des Jahres 1848, und 
zwar im Januar 1850 neu aufgenommen. 

Im Januar 1850 wurde ein Entwurf Hy es aus dem Jahre 1849 
vorgelegt. Dieser stellt sich vorwiegend als eine Ergänzung und 
Verbesserung des alten Strafgesetzes vom Jahre 1803 durch Auf- 
nähme der mittlerweile erflossenen neuen Strafbestimmungen und 
Berücksichtigung der bis dahin erflossenen, das Strafgesetz er- 
läuternden Hofdekrete dar. 

Nachdem Hye diesen Entwurf in mehrfachen Auflagen („zehn. 
Fassungen") verbessert hatte, wurde derselbe als „Strafgesetz über 
Verbrechen, Vergehen und Übertretungen vom 27. Mai 1852 
(K. G. Bl. 117)" publiziert.!) 

Im Archive des Justizministeriums finden sich nur wenige von 
Hye herrührende Aufzeichnungen über die „Gründe der verschiedenen. 
Fassungen". Wohl aber findet man wichtige Aufklärungen über die 
ratio legis in Hyes Kommentar zum Strafgesetzbuche. ^) 



!) In der italienischen Ausgabe des Österreich. Strafgesetzbuches 
vom 27. Mai 1852 (vgl. z. B. : „II Codice Penale Generale", heraus- 
gegeben von Matteo Boscarolli, Innsbruck, Wagners Verlag) lautet 
der § 2 wie folgt: 

„Quindi non h da imputarsi a crimine Tazione od omissione: 
a) quando Tautore h totalmente privo dell* uso della ragione ; 6) quanda 
egli sia soggetto a ricorrenti alienazioni mentali, ed abbia commesso il 
fatto nel tempo in cui durava Talienazione ; o c) lo abbia commesso in 

istato di piena ubbriachezza, od in instato di altro turbamenta 

di sensi, in cui non era conscio della propria azione." 

*) Hye: „Das österreichische Strafgesetz über Verbrechen, Ver- 
gehen und Übertretungen", Wien 1855 und „Des Österr. Strafgesetze* 
allgemeiner Teil", Wien 1855. 
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IV. 

Wir sind nunmehr auf Grund der Ergebnisse der obigen rechts- 
historischen Untersuchungen eher in der Lage, die Anschauungen, 
welche vor und um 1803 in Betreff dieser Probleme die herrschenden 
waren, zu rekonstruieren: 

1. Wenn wir die Ergebnisse dieser historischen Untersuchung 
betrachten, so finden wir, daß einerseits in allen den besprochenen 
Entwürfen und Gesetzen der Kreis derjenigen Personen, welchen 
ein Strafausschließungsgrund zugute kommen soll, genau begrenzt, 
anderseits die Differenzierung durchweg3 nach denselben Prinzipien 
vorgenommen erscheint. 

Die Perdinandea spricht von „einem völlig unsinnigen 
Menschen", der nicht gestraft werden kann, die Josephinische 
Halsgerichtsordnung für Böhmen erwähnt die Geisteskrankheit 
nur insoferne als Strafausschließungsgrund, als sie den menschlichen 
Verstand völlig benimmt, während sie, insoweit sie denselben nicht 
völlig benimmt, bloß als Milderungsgrund in Betracht kommt. 

Die Theresiana straft nicht als Verbrechen, „was von Un- 
sinnigen und anderen der Vernunft beraubten Leuten getan wird"; 
sie straft den Täter dann nicht, wenn „eine völlige Gemüts- 
veppückung wie bei Toll- und Unsinnigen vorhanden ist" und 
unterscheidet auch beim Eausche und bei der Sinnenverwirrung ganz 
genau, ob es sich um eine gänzliche Berauschung handelte, ob der 
Gebrauch der Vernunft gänzlich benommen war oder nicht. 

Der Entwurf Kees spricht von einem Täter, der unsinnig 
oder des Gebrauches der Vernunft gänzlieh beraubt ist, und bezeichnet 
den Zustand der Unsinnigkeit und der gänzlichen Vernunftberaubung 
in lit c) als „Vemunftlosigkeit". 

Das Josephinische Strafgesetz verlangt, daß der Täter 
unsinn^, des Gebrauches der Vernunft gänzlich beraubt ist. An das 
Josephinische Strafgesetz schließt sich der erste Haansche 
Entwurf wörtlich an und, wie bereits an anderer Stelle bemerkt 
wurde, hat Haan bei der Abfassung seines zweiten Entwurfes, in 
welchem der betreffende Passus lautete : „Unsinn^, des Gebrauches 
der Vernunft ganz beraubt" nichts anderes im Auge gehabt, als 
das, was er im ersten Entwürfe mit den Worten „gänzlieh beraubt" 
zum Ausdruck bringen wollte. Aus den Akten über die Beratungen 
2um Strafgesetze vom Jahre 1803 geht weiters deutlich hervor, 
daß der Strafausschließungsgrund nach den Intentionen der Eedak- 
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toren dort nicht hätte Anwendung finden sollen, wo die „angeführten 
Umstände in minderem Grade eintreten", daß vielmehr, wenn die 
Tat bei einem minderen Grade der Einsicht verübt wurde, wenn „in 
der Handlung noch ein Vemunftgebrauch" vorhanden gewesen,, 
wenn „die Vernunft nur geschwächt" gewesen sei, bloß von einer 
Strafmilderung die Eede sein könne. 

Es hätte angesichts aller dieser obangeführten Momente auch 
nicht zweifelhaft sein können, was der Gesetzgeber gemeint habe,, 
wenn es im § 2 lit. a) des Strafgesetzes bloß geheißen hätte : „des 
Gebrauches der Vernimft beraubt". 

Das Wort „beraubt" bringt die „Privation", das „Abhanden- 
kommen", das „Fehlen" schon deutlich genug zum Ausdrucke. Ob 
der Ausdruck „gänzliche Beraubung" einfach aus den älteren Gesetz- 
gebungswerken herübergenommen worden ist, oder ob die Eedaktoren 
unseres Strafgesetzes vom Jahre 1803 von übermäßiger Vorsicht geleitet 
waren, als sie der Textierung „des Gebrauches der Vernunft beraubt"^ 
wie wir sie später im bürgerlichen Gesetzbuche finden, die 
Formulierung „des Gebrauches der Vernunft ganz beraubt" vor- 
zogen oder ob sie schließlich der Meinung waren, daß der Wortlaut 
„des Gebrauches der Vernunft beraubt" das privative Moment noch 
nicht genügend zum Ausdruck brächte, läßt sich heute nicht mehr 
konstatieren, zweifellos aber ist, daß die Eedaktoren des Strafgesetze» 
im § 2 lit. a) von einer gänzlichen, d. h. völligen Vemunf tlosigkeit 
sprechen wollten. Diesen privativen Charakter bringen übrigens auch 
die italienischen Übersetzungen des Strafgesetzes von 1803 und 1852 
ganz unzweideutig zum Ausdruck, indem sie von einem Täter sprechen, 
der „intieramente", bezw. „totalmente" des Gebrauches der Vernunft 
beraubt sei. 

Der k. k. Apellationsrat Dr. Josef Kitka^) erklärt 1834 in 
einem wenig bekannten Aufsatze „über Geisteskrankheiten und andere 
die Zurechnungsfähigkeit ausschließende Zustände", daß das Wörtchen 
„ganz" im § 2 lit. a) des St. G. B. andeuten soll, daß auch 
dumme, einfältige, alberne Menschen zwar des Gebrauches der 
Vernunft beraubt, jedoch desselben nicht ganz beraubt und daher, wenn 
sie Verbrechen begehen, zurechnungsfähig seien, obschon ihre Straf- 

^) Zeitschrift für Österreich. Rechtsgelehrsamkeit (Kudler-Fränzl) 
Wien 1839, IL Bd., S. 133 u. ff.: Kitka: „Über Geisteskrankheiten 
(Seelen Stimmungen) und andere, die Zurechnungsfähigkeit ausschließende 
Zustände, zur Erleichterung der Criminal -Rechtspflege." 
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barkeit geringer sei, als die eines solchen Täters, der des Vemunft- 
gebrauches ganz mächtig ist. 

Auch unser bürgerliches Gesetzbuch spricht im Anschlüsse an 
das preußische Landrecht im § 21 in ganz charakteristischer Weise 
von Easenden, Wahnsinnigen und Blödsinnigen, welche des Ge- 
brauches ihrer Vernunft gänzlich beraubt (maius) oder wenigstens 
unvermögend sind, die Folgen ihrer Handlungen einzusehen (minus). ^) *) 

Bei der in den Jahren 1817 — 1848 geplanten Eeform des 
Strafgesetzes wollte — wie es scheint — der Keferent Je null das 
privative Moment in noch unzweideutigerer Weise zum Ausdrucke 
bringen, um den Ärzten, welche in jedem größeren Verbrecher „ein 
unzurechnungsfähiges Automat erblicken", und „oft weithergeholte 
Entschuldigungsgründe vorbringen", das Handwerk zu legen. Er sprach 
daher von einem Täter, der „des Gebrauches der Vernunft über- 
haupt ganz beraubt ist". 

2. Wenn wir also daran festhalten, daß die Redaktoren des 

Strafgesetzes vom Jahre 1803 „eine Beraubung der Vernunft", ein 
„Abhandenkommen der Vernunft", „ein Verlorengehen der Vernunft", 
„eine Vemunftlosigkeit" im Auge hatten, finden wir es, ganz 
erklärlich, daß die schon in älteren Gesetzgebungswerken behandelte 
Frage wieder auftauchte, ob man einen Menschen, der lichte Zwischen- 
räume hat, der in Zwischenräumen den Vemunftgebrauch hat, zu 
denjenigen Leuten rechnen könne, welche des Gebrauches der 
Vernunft beraubt oder ganz beraubt sind. Kann man, so stellte 
man sich die Frage, einen derartigen Menschen, wenn auch nur 
quoad tempus furoris, in die Kategorie der des Gebrauches der 
Vernunft gänzlich Beraubten zählen? Ist ein solcher Mensch des 
Gebrauches der Vernunft ganz beraubt? 

^) Das preußische Landrecht vom Jahre 1794 enthält in 
seinem I. Teile im 1. Titel („Von Personen und deren Rechten über- 
- haupt") unter der Ul)erschrift : „Unterschied der Seelenkräfte," in den 
§§ 27 u. ff. nachstehende Bestimmungen : 

§ 27 . „Rasende und Wahnsinnige heißen diejenigen, welche des 

Gebrauches ihrer Vernunft gänzlich beraubt sind." 
§ 28 . „Menschen, welchen das Vermögen, die Folgen ihrer Hand- 
lungen zu überlegen, ermangelt, werden blödsinnig genannt." 
§ 29 . „Rasende und Wahnsinnige werden, in Ansehung der von: 
dem Unterschiede des Alters abhängenden Rechte, den Kindern^ 
Blödsinnige aber den Unmündigen gleich geachtet." 
^) Vgl. jedoch diesbezüglich auch Zeiller's Kommentar zum All- 
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuche. (§ 21.) 
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Diese Frage erscheint in Übereinstimmung mit den älteren 
Gesetzgebungswerken dadurch erledigt, daß in einer separaten 
Bestimmung nämlich im §2 lit. b) des St. Gr. B. von Leuten 
die Bede ist, welche an „abwechselnder Sinnenverriickung'^ leiden 
und erklärt wird, daß denselben die „abwechselnde Sinnenverrückung" 
als Strafausschließungsgrund zugute kommen soll, wenn sie im Zu- 
stande der Verrückung ein Verbrechen begangen hätten.^) 

Ziehen wir aus dem Gesagten nunmehr die logische Konsequenz ! 
Aus dem Umstände, daß für Leute, welche an abwechselnder Sinnen- 
verrückung leiden, eine eigene Gesetzesbestimmung eingeführt ist, 
ergibt sich, daß die Bestinmiung des § 2 lit. aj des St. G. B. nur 
bei solchen Leuten zur Anwendung gebracht werden soll, welche 
des Gebrauches der Vernunft beraubt sind und derartige Unter- 
brechungen oder Abwechslungen nicht haben, also bei Leuten, die 
nicht bloß gänzlich, sondern auch perpetuierlich der Vernunft 
beraubt sind. Sie bilden den Gegensatz zu Menschen, welche „fort- 
während den Gebrauch der Vernunft haben'^, wie wir in den Mate- 
rialien zum büi^erlichen Gesetzbuche (ad § 616) lesen können. 

Ergibt sich aus dem Sinne des Wortes „ganz" im § 2 lit. aJ 
des St. G. B., daß von einer „intensiv-völligen" Beraubung die 
Rede ist, so läßt sich bei Betrachtung des § 2 lit. a) als Ganzes 
insbesondere bei Vergleichung des § 2 lit. a) mit der Vorschrift 
des § 2 lit. b) und cj nicht zweifeln, daß im § 2 lit. a) von Leuten 
die Rede ist, welche sowohl vollständig als auch ununterbrochen, 
sowohl „intensiv-völlig'^ als auch der Dauer nach „perpetuierlich" 
(Hye) vemunftlos sind. 

3. Ich halte es daher für eine irrtümliche Anschauung, wenn 
Janka^) behauptet, daß das Wort „ganz" im § 2 lit. a) des St. G. B. 



^) Nach Kitka jedoch wäre die Absicht des Gesetzgebers bei 
Abfassung des § 2 lit. b) bloß gewesen, deutlich auszusprechen, „daß die 
Zurechnung dann stattfinde, wenn die Tat bei abwechselnder Sin- 
nenverrückung zu der Zeit, da die Verrückung nicht vorhanden war, 
begangen worden sei." Kitka meint, ein anderer Sinn könne der Gre- 
setzesstelle lit. b) nicht unterlegt werden, besonders da „dieselbe schon 
in der Vorschrift unter lit. a) des § 2 implicite enthalten sei". Die 
Vorschrift des § 2 lit. b) sei daher nur „zur Lösung des allfälligen 
Zweifels gegeben worden", ob in lichten Zwischenräumen die Zurech- 
nung stattfinde. 

^) Karl Janka: „Das österreichische Strafrecht, " Wien, 3. Aufl. 
1894. 
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nicht dem Umfange nach, sondern im Gegensatze zu der lit. h) 
desselben Paragraphes der Zeit nach verstanden sein will, oder wenn 
Finger^) lehrt, daß das Gesetz, welches verlangt, der Täter müsse 
des Gebrauches der Vernunft „ganz" beraubt sein, hiemit nur die 
dauernde Erkrankung in Gegensatz bringen wolle zur abwechselnden 
Sinnen verrückung. Ebensowenig teile ich Hyes Ansicht, daß der 
Gesetzgeber in dieser Stelle voraussetzt, daß man des Vernunft- 
gebrauches ohne Unterscheidung j,ganz" beraubt sei, was nur 
dann c-er Fall sei, wenn derselbe sowohl „intensiv-völlig" als auch 
in Beziehung auf die Dauer „perpetuierlich" außer Tätig- 
keit sei. 

Daß § 2 lit. a) nicht bloß eine völlige Vernunftsberaubung 
sondern auch einen dauernden Zustand im Auge hat, ist 
richtig, letzteres ergibt sich aber nicht aus dem Wörtchen „ganz", 
sondern einfach aus der im Gesetze enthaltenen Gegenüberstellung 
der Vemunftlosigkeit des § 2 lit. a) und der Vernunftlosigkeit des 
§ 2 lit. 6), welch letztere eben nicht dauernd, sondern durch lichte 
Zwischenräume unterbrochen ist. Die „Blödsinnigkeit", welche der 
§ 2 lit. 6^ im Auge hat, ist, wie der Codex Theresianus erwähnt, 
«ben keine „beharrliche", sondern „mit dem Gebrauche der 
gesunden Vernunft ab wechselnd" (II, 11, 24 — 36); die Personen, welche 
an abwechselnder Sinnenverrückung leiden, haben nur den „zeitlichen 
Gebrauch ihres vollen Verstandes". 

Es ist übrigens eine müßige Streitfrage, ob in dem Worte 
„ganz" außer dem Momente des „intensiv-völligen" noch das 
Moment des „dauernd perpetuierlichen" in entwickeltem oder rudi- 
mentärem Zustande vorhanden sei, denn es handelt sich ja in der 
Praxis nicht um die Interpretation des Wortes „ganz" im § 2 lit. aj 
des St. G. B., sondern um die Interpretation dieser Bestimmung als 
Ganzes, und die Vorschrift des § 2 lit. a) des St. G. B. hat aller- 
dings sowohl eine intensiv-völlige als der Dauer nach perpetuier- 
liche Beraubung des Vevnunftgebrauches im Auge. 

4. Es ist die Vernunft, der Geist des Menschen, sagt 
Esquirol, der jeden für seine Handlungen verantwortlich macht, 
und der Verlust der Vernunft spricht jeden von Verbrechen frei. 
„Die Vernunft", sagt ein Psychologe des vorigen Jahrhunderts, „ist 



^) Finger: „Das Strafrecht" (Kompendien des österr. Rechtes), 
I. Bd., 2. Aufl. 1902. 
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der Inbegriff aller Eigenschaften der menschlichen Seele, in welcher 
die Einheit alles Denkens, Könnens, WoUens inbegriffen ist." 

Es wurde versucht, scharfsinnig zu unterscheiden zwischen 
Vernunft und Verstand, zwischen Vernunft, Verstand, Urteilskraft, Wille 
etc. Derlei Untersuchungen mögen nun für den Philosophen von großem 
Interesse sein, für den Kriminalisten, der den § 2 des St. Gr. B. kom- 
mentieren will, haben sie wenig oder gar keine Bedeutung. 

Aus den historischen Ausführungen ging hervor, daß der ter- 
minus technicus „Beraubung der Vernunft" oder „Beraubung des 
Gebrauches der Vernunft" weit hinter das Jahr 1803 zurückreicht. 

Den . Vorgängern des Strafgesetzes vom Jahre 1803 lagen aber 
gewiß keine tiefsinnigen philosophischen Distinktionen zu gründe. 
Wie aber aus der historischen Darstellung gleichfalls hervorgeht, 
wurde seit Jahren in der österr. Gesetzgebung von „Vernunft" und 
„Verstand" abwechselnd in gleicher Bedeutung gesprochen. Der Be- 
raubung der Vernunft steht in unserem Strafgesetze nicht die 
Schwäche der Vernunft, sondern die Schwäche des Verstandes ala 
Milderungsgrund gegenüber, in unserem allg. bürgerlichen Gesetz- 
buche wird im § 21 von Leuten, die des Gebrauches der Vernunft 
gänzlich beraubt sind, im § 176 von Leuten, die den Gebrauch der 
Vernunft verlieren, im § 310 von Personen, die den Gebrauch der 
Vernunft nicht haben, im § 567 von Leuten, die den Gebrauch des 
Verstandes verloren haben, im § 283 von Wahnsinnigen, die den 
Gebrauch der Vernunft erhalten, im § 616 von erlangtem Verstandes- 
gebrauche gesprochen. 

In unserer Sprache ist ein populärer Sinn des Wortes „Ver- 
nunft als Gegensatz von Wahnsinn gebräuchlich", bemerkt treffend 
I de 1er, und ebenso richtig erklärt Hye^) in seinem Kommentare 
zum Strafgesetze, daß im Zusammenhange mit allen folgenden 
Absätzen der Ausdruck „Vernunft" im § 2 lit ä) nicht im 
Sprachgebrauche der Philosophen, sondern in jenem vulgären Sinne 
aufgefaßt werden müsse, wonach man Vernunft synonym mit „Ver- 
stand" nimmt, und unter der einen wie unter dem anderen „die 
Vorstellungskraft oder das Erkenntnisvermögen des Menschen über- 
haupt oder in weitester Bedeutung versteht, d. i. das Vermögen, 
sich selbst und die Gegenstände außer sich zu erkennen, den Zusammen- 



^) Hye: „Des österreichischen Strafgesetzes allgemeiner Theil,**^ 
Wien 1855. 
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hang der Dinge einzusehen, die sinnlichen Wahrnehmungen sich 
anschauend vorzustellen und zu reproduzieren, das Allgemeine aus 
dem Besonderen abzuleiten, Begriffe zu bilden, zu urteilen und zu 
schließen". 

5. Es ist sehr zu bezweifeln, daß die Kedaktoren des Straf- 
gesetzes vom Jahre 1803 etwas Bestimmtes im Auge hatten, als- 
sie von der „Beraubung des Grebrauches der Vernunft" und 
nicht einfach von einer „Beraubung der Vernunft" sprachen. 
Auch spricht die Wahrscheinlichkeit dafür, daß aus den älteren 
Gesetzgebungswerken dieser daselbst bereits verwendete Terminus 
technicus herübergenommen wurde. Bei den Vorarbeiten zum allge- 
meinen bürgerlichen Gesetzbuche scheint allerdings der Gedanke 
aufgetaucht zu sein, vielleicht im Anschlüsse an die Bestimmungen 
des preußischen Landrechtes eine derartige Unterscheidung ein- 
zuführen. Der von der Kev. Hof-Kom. gemachte Vorschlag, den 
betreffenden Paragraphen (heute a. b. G. B. § 48) zu textieren: 
„Käsende, Wahnsinnige, welche der Vernunft gänzlich beraubt,. 
Blödsinnige, die von der Vernunft Gebrauch zumachennicht 
fähig sind", scheint jedoch keinen Anklang gefunden zu haben. Die 
Gesetzgebung der damaligen Zeit verwendet vielmehr, wie aus den 
oben zitierten Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches hervorgeht, fast immer den Ausdruck „des Gebrauches der 
Vernunft beraubt". Auch aus den zitierten Bestimmungen der älteren 
strafrechtlichen und zivilrechtlichen Gesetzgebungswerke geht deut- 
lich hervor, daß selbst dort, wo beide Ausdrücke abwechselnd ver- 
wendet werden (z. B. in der Theresiana), es sich lediglich um zu- 
fällige Unterschiede in der stilistischen Ausdrucksweise, aber nicht 
um Wesensunterschiede gehandelt hat und daß die Begriffe „des 
Gebrauches der Vernunft beraubt" und „der Vernunft beraubt" als 
inhaltlich gleichbedeutend betrachtet wurden. 

Daß unser Strafgesetzbuch die Stilisierung: „des Gebrauches 
der Vernunft beraubt", als die richtigere vorzog, erklärt Kitka 
damit, daß es „vernunftlose Menschen" nicht gebe; denn selbst in 
dem Geisteskranken, in dem ohne alle Erziehung und außer aller 
Gemeinschaft mit Menschen Aufgewachsenen * seien die erwähnten 
Erkenntnisvermögen noch immer vorhanden, was bei einem Tiere, 
im Gegensatze zu dem Menschen, nie der Fall sei, und worin eben 
der wesentliche Unterschied zwischen beiden bestehe. In einem 
solchen Menschen schlummern nur diese Vermögen (als Anlagen), 
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•daher sage das Gesetz ganz richtig: „wenn der Thäter des Ge- 
hrauches der Vernunft (also nicht der Vernunft selbst) ganz be- 
raubt ist." — 

Auch N e y ^) meint, es könne nie die Frage sein, ob bei einem 
Jtfenschen Vernunft oder die Anlage zur Vernunft vorhanden sei 
oder nicht, denn diese sei bei jedem Menschen ein charakteristisches 
Merkmal seiner Gattung, sondern es könne sich, wie es auch das Ge- 
setz zum Ausdruck bringe, nur darum handeln, ob der Mensch von 
der Vernunft, d. i. von der Fähigkeit der Erfassung des sittlichen 
Verhältnisses in diesem Falle Gebrauch machen konnte. 

6. Der Ausdruck: „Beraubung des Gebrauches der 
Vernunft" umfaßte nach der Anschauung der damaligen Zeit so- 
wohl angeborene als auch erworbene psychische Defektzustände. 
Im Codex Theresianus wird (XXI, 1. 34 flf.) von Leuten ge- 
sprochen, welchen „der Gebrauch der Vernunft und Willens schon 
von Natur oder durch Zufall gebricht (III, 2—18), von Leuten, 
welche „den Gebrauch der Vernunft durch einen Zufall verloren" 
haben, welchen (11, 11. 24 — 36) die „Unsinnigkeit" „zugestoßen" ist. 

7. Wurde in den bisherigen Ausführungen der Anschauung 
nachdrücklichst Ausdruck gegeben, daß im § 2 lit. d) unseres Straf- 
gesetzes von einer auch der Dauer nach „perpetuierlichen" Beraubung 
des Gebrauches der Vernunft die Eede ist, so muß, um Mißverständnisse 
zu vermeiden, doch darauf hingewiesen werden, daß man sich in der 
damaligen Zeit unter einer der Dauer nach „perpetuierlichen" Berau- 
bung des Gebrauches der Vernunft keineswegs einen lebenslänglichen 
Verlust des Vernunftgebrauches vorstellte. Im Strafgesetzbuche vom 
Jahre 1803 wird im § 445 des I. Teiles von „Verrückten" gesprochen, 
die wieder zur Vernunft gelangen, in den Entwürfen und Vorakten 
zum allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche wird von „verrückten 
Personen" gesprochen, welche „den Gebrauch der Vernunft wieder 
erhalten", von „Sinnlosen" (vgl. die Materialien zum heutigen § 616), 
die „zum fortwährenden Gebrauch der Vernunft gelangen". Auch 
im endgültigen Texte des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches ist 
im § 283 von Wahn- oder Blödsinnigen die Eede, welche den Gebrauch 
der Vernunft erhalten haben, und im § 616 geschieht Erwähnung von 
Personen, die den Verstandesgebrauch erlangt haben. 



^) Ney: „Systematisches Handbuch d. gerichts-arzneilichen Wissen- 
Bchaft," Wien 1845. 
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8. Eine Person, die den Gebrauch ihres Verstandes verloren 
hat, die des Gebrauches der Vernunft beraubt ist, sieht nach den 
Anschauungen der damaligen Zeit folgenden d^ei Eventualitäten ent- 
gegen: ihr Zustand kann entweder unverändert bleiben, oder sie 
kann den Gebrauch ihres Verstandes wieder dauernd erlangen 
(sie kann zum „fortwährenden Gebrauche der Vernunft" gelangen), 
oder aber endlich sie kann bloß „in den zeitlichen Gebrauch 
des vollen Verstandes gelangen" (Codex Theresianus). In den Mate- 
rialien zum allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche (ad § 567 a. b^ 
G. B.) heißt es: „Erhält eine verrückte Person den Gebrauch der 

Vernunft oder wenigstens helle Zwischenräume " Eine 

solche Person, die bloß „in den zeitlichen Gebrauch des vollen Ver- 
standes, und nicht zum fortwährenden Gebrauch der Vernunft"^ 
gelangt, leidet eben nach den Anschauungen der damaligen Zeit 
an abwechselnder Sinnenverrückung.^) Die diagnostische 
Bezeichnung „Sinnenverrückung", d. h. der neue Name, darf uns. 
nicht irreführen. Die Eedaktoren hatten in einem wie in dem anderen 
Falle eine gänzliche Vernunftlosigkeit im Auge und nannten den 
Zustand — je nachdem der „Wahnwitz oder die Blödsinnigkeit be- 
ständig anhält" oder „abwechselnd ist" und „zuzeiten den Gebrauch 
des Verstandes gestattet" — das eine Mal „Beraubung des Vernunft- 
gebrauches", das andere Mal „Sinnen verrückung". Bezeichnend spricht, 
die Theresiana von „völliger Gemütsverrückung" wie bei einem tolU 
und unsinnigen Täter, erwähnt jedoch sofort die Eventualität, daßv 
dieselbe gewisse „Abwechslungen" hätte. 

Die Sinnenverrückung (seil, die Verrückung der fünf gesunden 
Sinne, d. h. der Zustand des seiner Sinne „Mcht-mächtigsein's") ^) des. 
§ 2 lit. b) ist also mit der Beraubung der Vernunft des § 2 lit. a) 
qualitativ, d. h. was die Intensität des Zustandes betrifft, identisch ^ 
ihrem klinischen Verlaufe nach sind die psychopatischen Zustände 
des §2 lit. a) und des § 2 lit. b) des St. G. B. jedoch verschieden^ 

^) Die Streitfrage, wann es sich um eine „Intermission" und 
wann es sich um eine „Remission" handelte, war eine viel diskutierte. 

^) Vgl. § 399 des St. G. B. v. 1803 (X. Hauptstück „von der 
rechtlichen Kraft der Beweise") : „Das Geständnis muß aber folgende 
Eigenschaften haben : b) daß er solches in einem Zustande gethan, da 
er seiner Sinne vollkommen mächtig war," und § 445: „Wenn jedoch 
der zu einer Strafe Verurtheilte verrückt . . . wäre, hat die Kund-^ 
machung und Vollziehung so lange zu unterbleiben, bis der Verrückte, 
wieder zur Vernunft gelangt." 
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Deutlieh kam diese Anschauung in dem legislatorisch allerdings 
nicht zur Veiivelidung gelangten Entwürfe zum Strafgesetze von 
Mandelli und Hamann vom 27. Nov. 1799 (unveröifentlichte 
Privatarbeit — Archiv des Justizministeriums) zum Ausdrucke. 

Die betreffende Stelle lautete : „Freier Wille setzt den Grebrauch 
des Verstandes und die Wahl, unter eben denselben Umständen zu 
handeln oder nicht zu handeln, voraus. Daher sind ein Verbrechen 
ÄU begehen unfähig a) die Wahnsinnigen, ausgenommen in 
den heiteren Zwischenstunden, 6) die, welche, ohne eigent- 
lich wahnsinnig zu sein, dennoch von einer solchen vorübergehenden 
Sinnenverwirrung befallen sind, daß sie in dem Zeitpunkte ihrer 
Handlung oder Unterlassung deren Folgen durchaus nicht einsehen 
konnten, c) die Betrunkenen, wenn sie ihrer Sinne ganz beraubt und 
in diesen Zustand bloß zufällig... geraten sind. 

In diesem' Entwürfe ist der Strafausschließungsgrund des § 2 
lit. a) unseres St. G. B. und der des § 2 lit. V) in die Bestimmung : 
„Wahnsinnige, ausgenonmaen in den heiteren Zwischenstunden" zu- 
sammengefaßt. 

Auch dem Entwürfe der Hofkommission in Gesetzessachen zur 
Eevision des Strafgesetzbuches, welcher den Zeil 1er sehen Entwurf 
•dahin modifizierte, daß der betreffende Passus zu lauten habe: 
„Wenn er entweder fortwährend oder zur Zeit der Unternehmung 
oder Unterlassung des Gebrauches der Vernunft beraubt ist", lag 
derselbe Gedanke zugrunde, daß die Vemunftberaubung und die 
abwechselnde Sinnenverrückung qualitativ identisch und als Straf- 
-ausschließungsgründe daher in eine gemeinsame Bestimmung zu- 
sammengefaßt werden können. 

Ebenso bestimmte das österr. Strafgesetzbuch über Gefölls- 
übertretungen vom 11. Juli 1835 im 1. Absatz des § 15: 
„Gesetzwidr^e Handlungen oder Unterlassungen können als Gefälls- 
übertretungen nicht zugerechnet werden: 1. Demjenigen, der fort- 
während oder zur Zeit der Begehung der Übertretung des Gebrauches 
•der Vernunft gänzlich beraubt ist." 

9. Wesentlich verschieden von der Beraubung des Vernunft- 
gebrauches und von der abwechselnden SinnenveiTückung faßten 
die Kedaktoren des Strafgesetzes die Sinnenverwirrung auf. 
•Schon dieTheresiana nennt den Bausch und die Sinnenverwirrung, 
und zwar im Gegensatze zur „völligen Gemütsverrückung", zur 
:„ Unsinnigkeit", zur „Beraubung der Vernunft" etc. bloß eine „Ver- 
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nun ft Schwächung", spricht aber allerdings in nicht ganz kon- 
sequenter Weise gleich darauf von gänzlicher Sinnenberaubung und 
Yon der Eventualität, daß durch den Bausch der Täter des Ge- 
brauches der Vernunft ganz benommen sei. In welchem Verhältnisse 
sich die Eedaktoren unseres Strafgesetzes den Strafausschließungs- 
grund des § 2 lit. c) zu den Strafausschließungsgründen des § 2 
lit. a) und b) gedacht haben, geht aus folgenden ^historischen 
Episoden" klar hervor. In bezug auf die Volltrunkenheit lag der 
Antrag einer Länderkommission vor, die „volle Berauschung zu 
streichen, weil sie schon unter dem Umstand der Verstandesberaii- 
hung begriffen werde". Zeiller äußerte sich jedoch diesbezüglich: 
„Die volle Berauschung ist von dem Wahnsinne in der Art der Ent- 
stehung, in der Dauer und in der Verantwortlichkeit unterschieden, 
sie muß hier einen vom Wahnsinn abgesonderten Platz haben." 

Der § 2 lit. c) verlangt auch nicht, daß der Täter des Ge- 
brauches der Vernunft beraubt sei, sondern er verlangt bloß, daß 
•er sich seiner Handlungen (infolge der Sinnenverwirrung) nicht 
bewußt ist, ein Unterschied, der in der damaligen Zeit gerne 
^gemacht wurde und für die Intentionen der Gesetzgeber gewiß 
charakteristisch ist.^) ^) 

V. 

Haben wir im vorigen Abschnitte die Anschauungen zu rekon- 
struieren versucht, welche um 1803 bezüglich der in Bede stehenden- 
Probleme herrschten, so müssen wir nun forschen, ob diese Anschau- 



^) So lautete der § 3 des Militär Strafgesetzbuches im Entwürfe 
(1. Theil, 1. Abschnitt, Wien 1841. Hof- und Staatsdruckerei) sub lit. b): 
„Wenn er entweder fortwährend oder zur Zeit der Unternehmung oder 
Unterlassung des Gebrauches der Vernunft oder des Bewußt- 
•fieins beraubt ist." Die Motive hiezu (Archiv des Justizministeriums) 
besagen : „Der Absatz b) dieses Entwurfes enthält die Absätze a) und b) 
des geltenden Strafgesetzbuches und die den Abgang des Bewußtseins 
betreffenden Stellen aus dessen Absätze c) in einem Absätze vereinigt, 
wodurch . . . der Gesetzestext vereinfacht wird, ohne daß in der An- 
wendung ein anderes Eesultat der Zurechnung daraus entstünde." 

^) Der dem heutigen § 134 der St. P. 0. analoge § 363 des 
'St. G. B. V. Jahre 1803, I. Teil, lautete: „Wird die Beantwortung mit 
einer auffallenden Sinnenverwirrung gegeben, so hat das Criminal- 
.gericht den Verhafteten von zwey Ärzten und Wundärzten untersuchen 
... zu lassen, ob sie die anscheinende Verwirrung für einen 
wahren Anfall oder für Verstellung halten." 
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ungen in den folgenden Jahrzehnten die herrschenden blieben, ferner 
welche Schwierigkeiten sich bei dieser Interpretation des § 2 des 
St. G. B. in der Praxis ergaben und wie sohin die Bestimmungen 
des § 2 lit. d)y 6), c) und g) in der Praxis tatsächlich interpretiert 
wurden. 

Bis in die dreißiger Jahre des vorigen Jahrhunderts lag „das 
Feld der Literatur über die Strafausschließungsgründe § 2 lit. a), 6) 
und c) des Strafgesetzbuches brach", wenigstens beschäftigte sich 
die juristische Literatur, wie Hye im Jahre 1838 klagte,^) mit diesen 
Problemen gar nicht. Die in der Psychiatrie inzwischen aufgetauchten 
Lehren von der mania sine delirio und von den Monomanien, nötigten 
aber auch die Juristen, zu der Frage Stellung zu nehmen, welcha 
psychopathischen Zustände den Menschen des Gebrauches der Vernunft 
berauben, bei demselben eine abwechselnde Sinnenverrückung oder 
eine Sinnenverwirrung erzeugen. 

Als man anfing, sich mit dem § 2 St. G. B. näher zu be- 
schäftigen, erkannten nun ärztliche und rechtskundige Fachmänner 
bald, daß die Textierung desselben eine unglückliche sei. 

Langer^) erklärte „die gesetzlichen Bestimmungen des § 2 
erweisen sich bei genauer Untersuchung als ungenügend". 

Mittermayer ^) bezeichnete die Bestimmung, daß die Zu- 
rechnung aufgehoben sei, wenn die Handlung in einem Zustande 
begangen wurde, in welchem der Täter des Gebrauches der Vernunft 
beraubt war, als eine unpassende und unzulängliche, da bei mannig- 
fachen, die Imputation aufhebenden psychischen Zuständen, so bei der 
Mania sine delirio, der Melancholie, der Amentia partiaHs etc., daa 
Vorhandensein des Vemunftgebrauches in Abrede zu stellen, schwer 
halten dürfte. 

Kitka*) bemerkt, daß das Gesetz es unbestimmt lasse, wann der 
Täter eigentlich des Gebrauches der Vernunft ganz beraubt sei, und sich 

^) Hye: „Zeitschrift für Österreich. Rechtsgelehrsamkeit, " 1838^ 
m. Bd., S. 209 u. ff. (Rezension über Mittermay er). 

^) Langer: „Das Subject der juridischen Gesetze überhaupt von 
ärztlicher Seite" in der Zeitschrift „Der Jurist" (Wildner), Wien 1839, 
I. Bd., S. 349 u. ff. 

') Mittermayer: 1. Der neueste Zustand der Criminalgesetz- 
gebung in Deutschland, Heidelberg 1825. 2. De principio imputationi» 
alienationum mentis in jure criminali recte constituendo, Heidelberg 1838» 
und 3. De alienationibus mentis, Heidelberg 1825. 

*) Kitka: Zeitschrift für österr. Rechtsgelehrsamkeit a. a. 0. 
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auch in eine nähere Bestimmung der Begriffe der einzelnen Geistes- 
krankheiten nicht eingelassen habe. Weder die Ärzte, noch die 
Psychologen, welche die Kompetenz, über die Seelenkrankheiten zu 
urteilen, einander streitig machen, seien in der Bestimmung dieser 
Begriffe einig. Er wirft weiters die Frage auf: „Woher kommt es, 
oder wie ist es erklärbar, daß die Geisteskranken vernünftig denken, 
das Unrecht ihres Handelns sogar einsehen, in ihren Handlungen die 
größte Vorsicht und Planmäßigkeit beurkunden, und die von ihnen 
nicht gebilligten, ihnen als strafbar sich darstellenden Handlungen 
doch unternehmen?" Er findet, daß hierauf nur Folgendes zur Antwort 
dienen könne: Vernunft haben und Herr seines Willens (seiner 
Willensfreiheit) sein, sei ein großer, höchst wichtiger Unterschied. 
Die Fähigkeit, die Moralität einer Handlung zu erkennen, sei daher 
nicht immer mit der Willensfreiheit verbunden, wie dies schon der 
Dichter Ovid mit den Worten: „Video meliora proboqu9, deteriora 
sequor" treffend zum Ausdruck gebracht habe. Nur — meint Kitka 
— dürfe man es mit diesem Spruche Ovids nicht zu weit treiben, 
und nicht jeden, der das Gute einsieht und doch das Schlechte tut, 
für unzurechnungsföhig halten ; denn wohin käme man dann mit den 
Strafgesetzen, — mit der Sicherheit des Staates und der Staatsbürger ! 

Kitka findet nun, daß die allgemeine Textierung unseres 
Strafgesetzbuches „noch keine besonderen Anstände in der Praxis 
gefunden hätte" und daß die Zweifel, die sich allenfalls aus der 
Textierung des § 2 sub a) ergeben könnten, nämlich, daß zwar bis- 
weilen bei einem Geisteskranken der Vernunftgebrauch vorhanden, 
der Täter aber doch nicht zurechnungsfähig sei, durch die nach- 
folgende Textierung sub h) und c) behoben werden dürften. 

Dieser Gedankengang Kitkas wird uns noch verständlicher, 
wenn wir in seinem Aufsatze lesen: „Man kann den Beisatz 
„ganz" auch in dem Sinne: „in jeder Beziehung" auslegen, und 
daraus folgern, daß, wenn der Täter nur in einer oder nur in einigen 
Beziehungen geisteskrank ist (nur eine oder nur einige fixe Ideen hat, 
wie z. B. der Monomaniacus, der Mordmonomaniacus), und ein mit dieser 
partiellen Geisteskrankheit in keüiem Zusammenhange stehendes Ver- 
brechen begeht, der Täter wegen dieses Verbrechens strafbar sei. 
Allein diese Auslegung hat manche wichtige Gründe gegen sich." 

Bei Kitka spielt eben die Erwägung eine große EoUe, 
daß selbst der partiell geisteskranke Täter doch immer „geisteskrank" 
ist, die eine „fixe Idee" wieder andere „fixe Ideen" hervorrufen 

Türkei, Psychiatrisch-kriminalistische Probleme. ^ 
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kann, und daß auf einen Geisteskranken überhaupt die Strafe wegen 
eines Verbrechens kaum in der Art wirken wird, daß er künftighin 
von ähnlichen Verbrechen abgehalten werden könnte, abgesehen 
davon, daß diese Strafe den Zustand der Geisteskrankheit leicht ver- 
schlimmern könnte und daß sich auch die Volksstimme gegen die 
kriminelle Behandlung solcher Unglücklichen erheben würde. 

Aus Kitkas allerdings nicht widerspruchsfreier Darstellung 
scheint sich zu ergeben, daß in der Praxis eine weniger strenge Inter- 
pretation des § 2 lit. d) des St. G. B. Platz gegriffen hatte, dies viel- 
leicht nicht unbeeinflußt durch herrschende psychiatrische Theorien. 

Allgemein herrschte jedoch Klage darüber, daß die Ärzte und 
Psychologen sich über das Wesen und die Klassifikation der Geistes- 
krankheiten selbst nicht einig wären. 

In der um dieselbe Zeit wie Kitkas Arbeit erschienenen 
3. Auflage von Je null s Kriminalrecht (unveränderte Ausgabe der 
2. 1819 erschienenen Auflage) entwickelte Jenull, welcher als 
Eeferent über den Zeillerschen Strafgesetzentwurf im Jahre 1829 
gegen „das der Kechtspflege nachteilige Unwesen, daß die Arzte und 
Psychologen in jedem größeren Verbrecher ein unzurechnungsfähiges 
Automat sehen", Stellung genommen hatte, nachstehende von Kitka 
in manchem abweichende Anschauungen. 

Gänzlich des Gebrauches der Vernunft beraubt und daher nicht 
zurechnungsfähig ist nach seiner Ansicht ein Subjekt, welches weder 
das Gesetz noch das Verhältnis seiner Handlungen zu demselben 
erkennen kann. 

„Der Grund des Mangels des Vernunftgebrauches'^ kann 
nun liegen 1. in Taubstummheit, 2. in Wildheit, 3. in Schwäche 
des Alters, 4. in Geisteszerrüttung überhaupt-. Als solche bezeichnet 
er im allgemeinen diejenigen Zustände der menschlichen Gemüts- 
(Seelen-)kräfte, in welchen ihre naturgemäßen Verrichtungen (das 
richt^e Erkennen, Urteilen, Schließen, oder das mögliche Unter- 
ordnen der Begierden unter die Vernunft) im Zustande des Wachens 
unwillkürlich ausgeschlossen sind, ohne daß eine davon unterscheid- 
bare besondere körperliche Krankheit oder eine Berauschung sich 
als gleichzeitige Ursache derselben nachweisen läßt. 

In Anwendung auf die Rechtspflege und mit besonderer Berück- 
sichtigung des § 2 lit. ä) des Strafrechtes unterscheidet Jenull^) 

^) Jenuli: „Das österr. Criminalrecht. " Wien, 1. Aufl. 1807 ff., 
2. Aufl. 1819 u. ff. 
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3 Hauptarten der Geisteszerrüttung: d) Blödsinn, d. i. die un- 
-willkürliche und gänzliche Untätigkeit, oder doch nicht mehr merk- 
bare Tätigkeit der Seelenkräfte, wobei daher der Vernunftgebrauch 
nicht mehr möglich sei. Davon müssen aber Einfalt und Dumm- 
heit des Täters, wodurch man sehr merkbare Geistesschwächen 
desselben bezeichne, unterschieden werden, h) Verrücktheit 
(Wahnsinn), d. h. jenes Mißverhältnis zwischen Sinnen und Ein- 
bildungskraft, welches den Menschen unwillkürlich verleite, das- 
jenige, was ihm die Einbildungskraft vorspiegelt, mit solcher Pestig- 
'keit für die Vorstellung eines wirklich empfundenen Gegenstandes 
zu halten, daß er die Täuschung nicht aufzuheben vermöge. Phanta- 
sten oder andere Menschen im Zustande des Affektes können zwar 
auch in dergleichen Täuschungen verfallen; aber bei diesen ver- 
lieren sie sich im Zustande der Beruhigxmg, welcher bei ihnen 
ordentlicherweiise wieder zurückkehre. 

c) Tollheit (Manie), d. h. jenes in dem Mißverhältnisse 
des Begehrungsvermögens zu der Vernunft bestehende Unvermögen, 
durch welches letztere gänzlich außer Stand gesetzt sei, den Begierden 
Einhalt zu tun. Insofern mit einem solchen Zustande Verrücktheit 
verbunden sei, leuchte ohnehin ein, daß keine Zurechnung stattfinde. 

Dagegen, erklärt Jenull, könne in den Fällen der reinen 
Tollheit die Entscheidung schwieriger werden. Zwar sei damals 
noch ungezweifelt alle Zurechnung ausgeschlossen, wann der Un- 
glückliche aus Schwäche der Vernunft einer solchen Begehrwut 
unterworfen sei, daß der Vernunfteinspruch überhaupt gänzlich 
unterdrückt sei, weil der Kranke in dieser Lage durch unwider- 
stehliche Gewalt fortgerissen werde. Doch sei auch hier die Warnung 
sehr notwendig, daß man sich hüte, hiemit den sehr ähnlichen, 
4ie Zurechnxmg nicht ausschließenden Fall zu verwechseln, wo die 
Leidenschaft des Täters, ohne Dasein des innem seelenkranken 
Zustandes, durch den Eeiz des Objektes angewachsen, mithin 
4as Mißverhältnis erst ein Kesultat der zurechnungsfähigen Hand- 
lung gewesen sei.^) 

Bei Besprechung des § 2, lit. b) bemerkt J(enull: Bei Geistes- 

^) Jenull bemerkt, daß, wenn man diesen wesentlichen Unter- 
schied übersähe, man der Sinnlichkeit, von welcher dem rechtlichen Zu- 
stande alle Gefahr bevorsteht, einen Freibrief geben würde, infolgedessen 
sie, wenn sie nur genugsam aufgereizet würde, die Gesetze ungestraft 
übertreten dürfte. 
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Störungen, die in Manie und Verrrücktheit bestehen, können heitere 
Zwischenräume (lucida intervalla) eintreffen, in welchen der sonst 
Seelenkranke von den Anfällen seiner Krankheit befreit sei. Die 
Manie könne schon überhaupt von solcher Beschaffenheit sein, daß 
nur gewisse Gegenstände jene ungestümen Begierden erwecken,, 
denen der Seelenkranke unterliegen müsse (lit. a). So z. B. könne 
der zornsüchtige Maniacus in allen Verhältnissen des Lebens, die 
sich auf keinen Gegenstand seiner Leidenschaft beziehen, so ver- 
nünftig und willkürlich handeln, wie andere Menschen, weswegen 
denn auch kein Grund vorhanden sei, ihm jene verbrecherischen' 
Handlungen nicht zu Verbrechen anzurechnen, die aus Begehrungen 
entstehen, welche nicht aus seinem krankhaften Seelenzustande fließen,^) 

Ebenso könne es Seelenkranke geben, die nur in gewissen 

Beziehungen wahnsinnig sind (Particular-Wahnsinn), in allen übrigen 
aber den gewöhnlichen Vernunftgebrauch besitzen. Auch bei diesen 
sei kein Grund vorhanden, ihnen jene verbrecherischen Handlungen 
nicht zuzurechnen, die sie im gesunden Gemütszustande bedacht 
und beschlossen haben.^) — Endlich könne es Seelenkranke geben,. 



^) Hier ist ein Ausgangspunkt der sich im Laufe des 19. Jahr- 
hundertes immer wieder wiederholenden Kontroversen, betreffend die 
„partielle Unzurechnungsfähigkeit", gelegen. 

^) In neuerer Zeit bemerkt jedoch diesbezüglich J a n k a in seinem 
„Österr. Strafrechte" (1. Aufl. 1884, 3. Aufl. 1894): „Unzulässig ist 
es, sofern die Geisteskrankheit dem Umfange nach eine partielle ist^ 
zwischen dem (anscheinend) lichten und dem verstörten Theile des Geistes, 
zu unterscheiden, und nur dann Unzurechnungsfähigkeit anzunehmen, 
wenn die Tat eine Beziehung zu dem irren Theile aufweist. Es können 
Rückwirkungen von dem verfinsterten auf den scheinbar intact geblie^ 
benen Theil vorliegen, die unbestimmbar sind. Die Textfassung des. 
österr. Strafgesetzes (§ 2 a) steht dem nicht entgegen, da die Vernunft 
immer in ihrer Totalität aufzufassen ist und das Erfordernis der Ver- 
nunftlosigkeit nicht auch auf die einzelnen Richtungen derselben bezogen 
werden darf. Vemunftlos ist der Mensch, sobald in dem Ganzen seine» 
Erkenn ens und Denkens ein Leck, ein wunder Fleck ersichtlich ist, und 
nicht erst dann, wenn sein Geist nach keiner Seite hin ein verständigea 
Funktionieren mehr erkennen läßt. (In der That will das Wort „ganz** 
in der lit. d) des § 2 St. G. nicht dem Umfange nach, sondern im 
Gegensatze zu der lit. b) desselben Paragraphen der Zeit nach verstanden 
sein.) Immer aber muss die Alterierung des Geistes eine wesentliche 
sein, während geringfügigere Störungen namentlich bei Depressions- 
zuständen, melancholischen Verstimmungen die Zurechnungsfähigkeit nicht 
ausschließen." (Anders die im folgenden zitierten Entscheidungen des. 
Kassationshofes.) 
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deren Geisteszerrüttung eine allgemeine, durch keine bestimmten 
Objekte oder Beziehungen beschränkte sei, bei denen aber manch- 
mal auf [einige Zeit nicht nur die Zeichen der Verrücktheit ver- 
schwinden, sondern auch Zeichen des ordentlichen Vemunftgebrauches 
(positiv) eintreffen (lucidum intervallum im eigentlichen Sinne des 
Wortes). Es sei leicht begreiflich, daß, wenn ein solcher wechselnder 
seelenkranker Zustand länger angehalten hat, das leidende Subjekt 
auch im heiteren Zwischenräume am Geiste geschwächt sein müsse. 
Allein so lange diese Schwäche sich nicht in eine gänzliche Un- 
tätigkeit der Geisteskräfte (in Blödsinn) auflöste, sei während eines 
heiteren Zwischenraumes das Bedenken und Beschließen des mit 
einem Verbrechen verbundenen Übels, mithin der böse Vorsatz, 
nicht ausgeschlossen, wiewohl mildernde Eücksichten eintreffen 
können.^) 

Aber auch die Bestimmung des § 2, lit. e) des St. G. B. vom 
Jahre 1803 (unwiderstehlicher Zwang), hätten nach Ansicht 
-einiger Autoren in solchen Fällen zur Anwendung gebracht werden 
können, in welchen der psychopathische Zustand die Imputation auf- 
zuheben schien, von einer Beraubung des Vernunftgebrauches aber 
nicht gesprochen werden und auch die Bestimmung des § 2, 
lit. 6) imd c), nicht zur Anwendung gebracht werden könnte. 

Zu den Fällen des § 2, lit. e) des Strafgesetzbuches vom 
Jahre 1803 (unwiderstehlicher Zwang), zählt z. B. Je null: 

1. Den äußersten Notstand, 2. den psychologischen Zwang, 
3. den mechanischen Zwang, 4. die Manie, d. h. „in jenem Falle, wo 
der Maniacus zwar Vemunftgebrauch besitzet, aber wegen seines 
seelenkranken Zustandes außer Stand ist, seinen ungestümen Begierden 
zu widerstehen." 

Mittermayer hatte in seiner Schrift „Straf Zurechnung bei 
Geisteskrankheiten" getadelt, daß das österreichische Gefällsstraf- 
gesetzbuch vom 11. Juli 1835 eine unpassende und unzulängliche 
Textierung der Strafausschließungsgründe enthalte, da es nicht be- 
rücksichtige, daß bei mannigfachen, die Imputation aufhebenden psy- 
chischen Zuständen das Vorhandensein des Vernunftgebrauches nicht 



^) Je null bemerkt hiezu jedoch, daß solche Personen, die „im 
zurechnungsfähigen Zustande eines heiteren Zwischenraumes'* Verbrechen 
Tcrübten, sich „damals, wann Rückfälle in ihren seelenkranken Zustand 
wahrscheinlich zu besorgen sind, mehr für einen Verwahrungsort, als 
für ein Strafhaus zu eignen scheinen". 
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in Abrede zu stellen sei. Hye bemerkte nun diesbezüglich bei Be- 
sprechung dieser Schrift Mittennayers, daß dieses Strafgesetzbuch^ 
welches in seinem § 15 eigentlich nur die lit. a) — e) des § 2 des 
St G. B. von 1803 über Verbrechen in präziser Textierung adoptiert 
hat, dem Vorwurfe, wonach die gerügte Bestimmung zu enge sei,, 
dadurch begegne, daß es in jenem Paragraphe sub 2 auch „Sinnen- 
verwirrung, in welcher der Täter seiner Handlung nicht bewußt 
war", und sub. 3 „unwiderstehlichen Zwang" (ohne 
weitere Unterscheidung, daher mechanischen oder 
psychologischen, äußeren und inneren, sonach unge- 
zweifelt auch wohl den durch Mania sine delirio, Ge- 
lüste der Schwangeren usf. herbeigeführten) als Aus- 
schließungsgründe der Imputation aufstellt. 

Hye, der Eedaktor unseres Strafgesetzbuches vom Jahre 1852, 
betont weiters in seinem Kommentare zum Strafgesetzbuche, es scheine' 
ihm jedes Klassifizieren, Spezifizieren der verschiedenen Seelen- 
zustände in einem positiven Gesetze bedenklich. Dadurch müsse sich 
der Gesetzgeber in das Gewirre wissenschaftlicher Kontroversen 
einlassen und notwendig irgend eine der herrschenden doktrinellen 
Ansichten iu seinem Gesetze gleichsam fixieren, welche die 
fortschreitende Wissenschaft vielleicht schon in nächster Zeit über- 
holen wird, femer sei gar keine taxative Aufzählung und Klassi- 
fikation erschöpfend, jedes demonstrative Aufführen von einzelnen 
Arten und Beispielen aber gefährlich, indem nach der Erfahrung 
minder gewandte Eichter nur zu oft bemüht sind, jeden vorkommen- 
den Fall unter eines dieser Beispiele zu subsumieren, und wo dies 
nicht möglich ist, nur zu leicht den allgemeinen Grundsatz über- 
sehen. Eine solche Beispielsammlung im Gesetze sei jedenfalls 
überflüssig. Wird, fragt Hye, es irgendein positives Gesetz wagen, 
unter jenen Beispielen etwa auch zweifelhafte Seelenstörungen, d. h. 
gerade solche psychische Zustände aufzuzählen, .deren Existenz und 
Formen, deren Klassifikation und Namen schon an sich selbst unter 
den Psychiatern streitig ist oder rücksichtlich welcher wenigstens 
nur zugegeben wird, daß sie vielleicht in dem einen und anderen 
konkreten, nicht aber in jedem Falle die Zurechnung aufheben? 
Hat irgendein Gesetz z. B. unter jene Beispiele etwa die proble- 
matischen Zustände der Mania sine delirio (Tollheit oder Tobsucht 
ohne Verrücktheit), — der Vesania occulta (verborgener Wahn- 
sinn), — des Furor transitorius (vorübergehende Käserei), — das 



Psychiatrisch -kriminalistische Probleme. 57 

Heimweh (Nostalgie), — die Sucht nach der Fremde (Apodemialgie), 

— die Gelüste der Schwangeren, Gebärenden und Wöchnerinnen 
die Pubertät, Hysterie, Anomalie etc. etc. aufgenommen? — — 
In jenen Fällen also, wo Zweifel zu lösen wären, lasse die Exempli- 
fikation den Eichter im Stiche und er müsse dann doch zum all- 
gemeinen Grundsatze des Gesetzes zurückkehren oder eigentlich — 

— dem Urteile der Sachverständigen (Heil- und Seelenärzte) ver- 
trauen! — — Welche Seelenzustände z. B. zum § 2, lit. a) ge- 
hören und ob in concreto der Seelenzustand eines bestimmten Täters 
einer sich objektiv als Verbrechen darstellenden Handlung darunter 
zu subsumieren sei, müsse in allen einzelnen Fällen vorerst der 
Begutachtung der Sachverständigen (Experten) unterzogen werden. 

Nach Hye rechnete man gewöhnlich zu § 2, lit. a): 

1. Den Zustand aller jener Personen, bei welchen die 
Vemunftfähigkeit noch gar nicht zur Entwicklung gelangt ist, 
z. B. den von Kindern in jenem Alter, wo ihnen noch alle 
Unterscheidungskraft (discernement) mangelt, ferner von Wilden, 
die ohne allen Verkehr mit entwickelten Menschen, daher selbst 
ebenfalls ohne alle Entwickelung ihrer Vernünftigkeit, aus- 
schließend dem tierischen Instinkte überlassen sind, von u n u n t e r- 
richteten Taubstummen und Blinden u. dgL; 

2. kindisch hohes Alter unter der gleichen Voraus- 
setzung, wie die Kindheit; 

S.Wahnsinn (vesania), und zwar sowohl den allgemeinen, 
als den partiellen (fixen); 

4. Verrücktheit oder Irrsinn (alienatio mentis) mit 
ihren Spielarten, dem Wahnwitze und der Narrheit; 

5. Blödsinn (habetudo mentis) mit ihrer Spielart, dem 
Stumpfsinne (Idiotismus seu Idiotia). Ob auch schon die 
Dummheit (morosis) und die Albernheit (fatuitas), ob ferner 
Kretins (Trotteln, Fexen, sog. Halbblöde) und Albinos (Kaker- 
laken oder Nachtmenschen) darunter gehören, sei schon wieder 
sehr streitig; 

6. Trübsinn mit Irrsinn (melancholia cum delirio); 
endlich 

7. Tollheit oder Tollsinn (mania) mit ihren verschie- 
denen Äußerungsarten, als da sind: Easerei (furor), Wut (saevitia), 
Tobsucht (insania) usf. 

Was den § 2, lit. V) betrifft, erklärt Hye: Es gebe ver- 
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schiedene krankhafte Seelenzustände, welche wen^stens von mehreren 
Meistern der Wissenschaft mit bestimmten Namen und gewöhnlich 
als unter diese lit. 6) gehörig bezeichnet werden und bemerkt, daß 
man gewöhnlich hieher rechne: 

1. den Partikularwahnsinn (vesania particularis) ; 

2. den verborgenen Wahnsinn (vesania occulta); 

3. die vorübergehende Tollheit (mania transitoria), 
wohin insbesondere auch der furor transitorius gehöre; 

4. die Monomanie, insofeme sie auf einer fixen Idee 
beruhe usf. usf. 

Als die wichtigsten Fälle der Sinnenverwirrung betrachtete 
man nach Hye die Zustände: 

1. des Schlafes, mag es nun der gewöhnliche (gemein- 
hin sog. natürliche) oder durch äußere Einflüsse künstlich 
herbeigeführte (magnetische) Schlaf sein; femer 

2. der Schlaftrunkenheit; 

3. des Somnambulismus, auch Schlafwandeln, Traum- 
wandeln, Schlafwachen, Traumwachen, Mondsucht genannt, 
zumal wenn er durch die eigene organische Kraft des Menschen 
erzeugt sei (Idiosomnambulismus) und nicht künstlich (durch 
Magnetismus) hervorgebracht werde; 

4. des Traumes; 

5. der Trunksucht (Dipsomanie), insoweit sie nicht 
schon in die sog. Vesania ebriosa oder den Säuferwahnsinn 
(delirium tremens) übergehe, in welchem Falle sie wohl unter 
lit. ä) und V) fallen dürfte; 

6. der Sinnestäuschungen (Illusionen) und 

7. der Halluzinationen. 

Von besonderem Interesse sind die Bemerkungen Hyes über 
den unwiderstehlichen "Zwang. Da das Gesetz schlechtweg, 
ohne weitere Unterscheidung, jeden solchen unwiderstehlichen Zwang 
als Aufhebungsgrund der Zurechnung erkläre, so sei es in dieser 
Eichtung auch praktisch gleichgültig, ob derselbe entweder: 

1. ein (sogenannter) innerlicher oder 

2. ein äußerer gewesen sei. 

Man bezeichne mit dem ersteren jene im Innern des Handeln- 
den selbst vorhandene Seelenstörung oder psychische Krankhaftigkeit, 
welche an dem Handelnden wenigstens im Augenblicke einer in 
Frage gezogenen Handlung gänzlichen Mangel an Willkür (Mangel 
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an Freiheit) wahrnehmen läßt. Ohne sich auf die Frage näher ein- 
zulassen, ob denn wirklich solche Seelenkrankheiten vorkommen, wo 
der Mensch, bei vollkommen normaler Tätigkeit des Geistes, einseit^ 
nur einer Störung seines Gemütes (oder Willens) unterliege und 
trotz der erkannten oder von ihm sogar verabscheuten objektiven 
Bösartigkeit seiner Handlung zu derselben von seinem krankhaften 
Gelüste unwiderstehlich hingezogen werde, oder ob nicht vielmehr 
jeder solchen Krankheit der Willenskraft immer zi^leich auch eine 
Störung der Geistesfunktionen zugrunde liege, erklärt Hye, daß 
„über den einen, für den Strafrichter alleinig wichtigen Moment Ein- 
helligkeit unter allen Seelenärzten herrsche, daß in allen Fällen, 
wo derlei, wenn auch einseitig, nur an den Willens- 
funktionen eintretende Seelenstörungen vorhanden 
sind, die Zurechnung wegfalle" und bemerkt, daß hieher 
vorzugsweise gehören: 

1. Die Monomanie, insoferne sie wenigstens zunächst 
nicht auf einer fixen Idee (d. i. auf einer Störung der Geistes- 
kraft), sondern auf einer blinden Gierde nach einem Gegen- 
stande oder nach einer gewissen Tätigkeit, daher auf einer 
Krankhaftigkeit des Willens beruht, mag sie nun in Pyromanie 
(Brandstiftungstrieb), Stehl-, Mord-, Nympho- oder Eroto- 
dämonomanie usf. sich äußern; ferner 

2. die Wut ohne Verrücktheit (mania sine delirio) ; 

3. der Affekt im eigentlichen Sinne, d. i. eine so 
heftige Gemütsbewegung, daß dadurch alle Wirksamkeit des 
Willens- (regelmäßig wohl auch des Erkenntnis-)vermögens 
ausgeschlossen und hienach eine vorübergehende Seelenstörung 
vorhanden ist, wohin insbesondere der krankhafte Jähzorn 
(excandescentia furibunda) gehört; 

4. di« Gelüste der Schwangeren, Gebärenden und 
Wöchnerinnen; 

5. die krankhaften Begierden, die aus der Ent- 
wicklung der Pubertät, aus Hysterie, Anomalie, Krankheiten 
der Gebärmutter u. dgl. sich ergeben sollen; 

6. H e i m w e h (Nostalgie) und Sucht nach derFremde 
(Apodemialgie) ; 

7. die wutähnlichen Begierden bei der Wasser- 
scheu (Hydrophobie), Epilepsie und gewissen Vergiftungen usw. 

Nachdrücklichst betont Hye übr^ens an anderer Stelle, daß es 
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für den Kichter gleichgültig sei, wie man in dem einen und anderen 
Falle den die Zurechnnngsföhigkeit aufhebenden Seelenzustand be- 
nennen mag, da es nur darauf allein ankomme, ob zur Zeit des 
Handelns der Täter sich in einem zurechnungs- oder nichtzurech- 
nungsfahigen Zustande befunden habe. 

Auch Herbst^), welcher sich keineswegs darüber einer Täu- 
schung hingibt, daß es sehr streitig sei, ob solche einseitige Störun- 
gen des Willens bei sonst vorhandener völliger geistiger Gesundheit 
auch nur denkbar seien, und welcher mit seiner Anschauung durchaus 
nicht zurückhält, daß die deutschen Gerichtsärzte in der Annahme 
von Manien des Guten zu viel getan zu haben scheinen und bei 
Würdigung ähnlicher Fälle die äußerste Vorsicht empfohlen werden 
müsse, damit nicht Handlungen bloß deshalb, weil sie sonst ganz 
unerklärlich scheinen, einem unwiderstehlichen Triebe in Eechnung 
gebracht werden, obschon sich für dieselben bei einer tiefer ein- 
gehenden und gründlicheren Prüfung des Seelenzustandes auch ohne 
diese Hypothese ein ganz genügender Erklärungsgrund auffinden 
läßt, spricht von einem inneren Zwang (§21it. ^) in den FäUen 
jener Seelenstörungen, durch welche bei ungeschwächtem Bewußt- 
sein einseitig nur der Wille aflfiziert und unwiderstehlich zur Ver- 
übung einer als unerlaubt erkannten und als solche vielleicht ver- 
abscheuten Handlung hingezogen wird. Er rechnet zu diesen Seelen- 
störungen die Fälle der sogenannten Monomanien (unwiderstehlichen 
Triebe), z. B. die Pyromanie (Brandstiftungstrieb), Mordmonomanie 
usf.; femer Gelüste der Schwangeren; die um die Zeit des Ein- 
tretens der Geschlechtsreife angeblich sich einstellenden krankhaften 
Gelüste u. dgl. 

Besonders in neuester Zeit wurde aber gegen diese von Je null, 
Hye und Herbst vertretene Anschauung, daß psychopathi- 
sche Zustände, welche nicht unter § 2 lit. a), 6) und c) 
fallen, unter Umständen einen Strafausschließungs»- 
grund nach § 2 lit. g) bilden können, Stellung genommen. 

Schon die Theresiana betrachtet nach Ruber ^) „zum Vor- 
handensein der strafausschließenden Wirkung des Art. II, § 8, 9 
durch „Schrecken, Gewalt, Not, Furcht, Befehl" die Tatsache des 

^) Dr. Eduard Herbst: „Handbuch des allgemeinen österreichi- 
schen Strafrechtes*" Wien 1875. 

^) Ruber: „ Criminalistische Fragmente", Allg. österr. Gerichts- 
Zeitung, 53. Jahrg. 1902, Nr. 40 u. ff. 
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Erkennens der Situation durch den Intellekt des Handelnden als 
begrifflich notwendig, wie sich aus der Gegenüberstellung der hervor- 
gehobenen asthenischen Affekte zu dem Abgange der Vernunft und 
Sinne (§ 2), der völligen Gemütsverrückung (§ 3), der gar großen 
Dummheit, Blödsinnigkeit und Einfalt (§ 4), der durch Sinnes- 
verwirrung oder durch Eausch hervorgerufenen zufälligen Vernunft- 
Schwächung (§ 5) und des Mangels des nachdenklich sinnlichen 
Willens (§ 9) ergibt." 

Auch aus den Materialien zum Strafgesetzbuche 
vom Jahre 1803, insbesondere aus den Kommissionsberatungen 
deduziert Kuber, daß der Jenull-Hye-Herbstsche Stand- 
punkt, von der historischen Seite aus nicht haltbar sei. 

Es wird weiters insbesondere von der Generalprokuratur 
darauf hingewiesen, daß als unwiderstehlicher Zwang nur 
die physische Gewalt (vis absoluta) und der sogenannte Not- 
stand gelten könne. 

Was den letzteren betrifft, führt aber Euber aus, daß die 
Motive, die auf die menschlichen Entschließungen einwirken, sämt- 
lich impulsiv sind. Jedes Motiv für sich würde unwiderstehlich wirken. 
Das Begehren, welches aus der Erkenntnis des Guten (d. i. des 
nach unserer Vorstellung uns Nützlichen) oder des Schlechten, (d. i. 
des nach unserer Vorstellung uns Schädlichen) entspringt, könne durch 
andere Motive^ die uns bestürmen, erstickt oder eingeschränkt 
werden. Einem Axiome entsprechend, bestimme das stärkere Motiv 
das schwächere, das Wollen werde danach so bestimmt, daß es dem 
stärkeren Motive folge. Wir teilen dem ausschlaggebenden Motive 
den Charakter des imperativen zu, wenn sich dasselbe mit der Vor- 
stellung verbindet, daß es allen anderen impulsiven Motiven vor- 
gezogen werden müsse. Nun sei denkbar, daß zwei Motive zusammen- 
treffen können, die untereinander in dem Verhältnisse des Stärkeren 
zum Schwächeren stehen, daß sonach ein Konflikt unter ihnen, eine 
Kollision entstehe, die gleichfalls nach demselben Axiome gelöst 
werden müsse. Das hinzugetretene imperative Moment nenne man 

tätig oder leidend Zwang, tätig, sofern es geübt werde, leidend, 

sofern die Ausübung auf das andere wirke. Dem konfliktlosen Handeln 
stehe ein im Konflikt aufeinanderprallender imperativer Motive 
geborenes Handeln gegenüber, das nicht Platz gegriffen hätte, wenn 
das zweite imperative Motiv nicht dazugetreten wäre und nicht die 
Lösung nach dem hervorgehobenen Axiome verlangen würde. Dieser 
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Vorgang habe aber ein vollkommenes Erkennen oder doch zum 
mindesten die Möglichkeit des Erkennens der durch Vorstellung 
objektivierten Situation zur Voraussetzung. Dadurch allein schon 
seien also Zustände ausgeschlossen, die durch dauernde oder momen- 
tane Störung des Bewußtseins des Handelnden, also kurz gesagt, 
durch psychische Erkrankung bewirkt werden. Ein Fiebernder, 
Träumender, Volltrunkener, Geisteskranker, der Monomane, 'der 
Hypnotisierte entbehren allerdings nicht immer psychischer Tätig- 
keiten, auch bei ihnen können Motive wirksam sein, sie können 
denselben folgen, vielleicht sie als vorhanden erkennen, möglicher- 
weise verschiedene Motive gegeneinander abwägen, sogar bedachtsam 
und mit Überlegung vorgehen. Allein sie können nicht vernünftig, 
d. h. nicht selbstbewußt, nicht lebenszweckmäßig,^ nicht mit Er- 
kenntnis der Situation handeln, in welcher sich das Einzelindividuum 
zu der Organisation infolge ihres Bestandes befindet. Sie handeln 
in Unkenntnis ihrer Stellung als Individuen in der 
Gemeinschaft, in der bürgerlichen Gesellschaft, d. h. 
ohne Selbstbewußtsein, während der Begriff der Not- 
lage subjektiv ein Erkennen derselben heische. 



VI. 

Die Generalprokuratur vertritt in der Kegel hinsichtlich der 
besprochenen Streitfragen nachstehende Anschauungen: 

Alles spreche dafür, daß das Wort ganz im § 2 St. G. nicht 
bloß die Bedeutung dauernd, sondern seinem gewöhnlichen Sprach- 
gebrauche gemäß auch die Bedeutung des alle Teile des Geistes- 
lebens Umfassenden habe. Herbst, Kommentar, I. Band, S. 64, 
sage in dieser Beziehung ganz zutreffend: Die Zustände, welche das 
Bewußtsein und mit demselben die Zurechnung des bösen Vorsatzes 
ausschließen, werden nach der gesetzlichen Auffassung (§ 2 St. G.) 
auf drei Kategorien zurückgeführt, nämlich (lit. a) solche, bei denen 
der Vernunftgebrauch gänzlich, und zwar sowohl der Zeit als dem 
Grade nach aufgehoben ist; (lit. i) solche, wo derselbe nur zeit- 
weilig, während dieser Zeit aber gänzlich aufgehoben ist (abwech- 
selnde Sinnenverrückungen) ; endlich (lit. c) solche, wodurch der 
Vernunftgebrauch nicht ganz aufgehoben, sondern nur, und zwar 
bloß vorübergehend geschwächt sei (Sinnen Verwirrung). Im letzteren 
Falle müsse aber auch die Verwirrung soweit gehen, daß der Täter 
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während derselben sich seiner Handlung nicht bewußt wäre. Das 
Gemeinsame aller dieser Formen der Zurechnungsunfäh^keit aber 
sei, daß die Tat bei aufgehobenem Bewußtsein begangen wurde. 
Belangend das Verhältnis der lit. h) zur lit. a) des § 2 St. G. könne, 
immerhin zugegeben werden, daß der Unterschied zwischen den beiden 
Formen der Bewußtseinsaufhebung nur in der Dauer derselben gelegen 
sei; allein deshalb habe das Wort ganz im § 2a) St. G. doch auch 
die natürliche Bedeutung des alles Umfassenden ; auch im Falle des 
§ 2, lit. h) St. G. müsse eben die Sinnenverrückung als gänzliche. 
Aufhebung des Bewußtseins auftreten, wenn sie strafausschließend 
wirken soll; denn nur dann könne von der Unmöglichkeit, das 
Unerlaubte des Tuns zu erkennen und danach das Handeln zu 
bestimmen, gesprochen werden. 

Gemütsbewegung sei gemäß § 46 d) St. G. als schuldmildernd 
in Eechnung zu bringen ; schuldaufhebend wirke sie nicht. Nur gänz- 
liche Suspension des Bewußtseins vermöge nach § 2, lit. h) St. G. 
schuldausschließend zu wirken. Voraussetzung der Unzurechnungs- 
fähigkeit aus dem Grunde vorübergehender Sinnenverrückung oder 
Sinnenverwirrung sei ein psychischer Zustand aufgehobenen Intellekts,, 
die Unvermögenheit, die Tat in ihrem Wesen zu erfassen, eine 
Trübung der Vorstellungen, welche die richtige Einsicht in den Lauf 
der Dinge hemmt und das Bewußtsein umkehrt. Von einem solchen 
Zustande, welcher die Unterscheidung des Guten und Bösen unmög- 
lich mache und die freie Willensbestimmung schlechthin ausschließe,. 
sei z. B. der erregte Affekt wesentlich verschieden; wohl möge er 
ein mächtiger Trieb zur Tat sein, allein die Freiheit des Willens 
und die Erkenntnis der sittlichen Verwerflichkeit der Tat hebe er 

nicht auf. 

Die Generalprokuratur hebt hervor, daß die Experten z. B. 

bezüglich der Konträrsexualen in der Eegel ausdrücklich zugeben, 
das formale Bewußtsein der Unerlaubtheit homosexueller Geschlechts- 
akte gehe denselben nicht ab, ja für derlei Akte an unmündigen 
Personen oder solche, die mit Gewalt durchgesetzt werden, wären 
sie verantwortlich. Eben dies zeige aber zur Evidenz, daß von einem 
gänzlichen Beraubtsein der Vernunft im Sinne des § 2 a) St. G. bei 
ihnen keine Rede sein könne. Eine solche Annahme würde zu 
der Konsequenz führen, daß ein Konträrsexualer, falls er während 
eines der ihm zur Last gelegten Geschlechtsakte an seinem Un- 
zuchtsgenossen einen Diebstahl begangen hätte, wohl für diesen^ 
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nicht aber für den gleichzeitig begangenen ünzuchtsakt verant- 
lYortlich wäre. Eine solche partielle Unzurechnungsfähigkeit, nur 
nach einer bestimmten Seite des Strafrechtes hin, kenne das 
^sterr. Strafgesetz nicht. Seinen Geschlechtstrieb habe ein Konträr- 
sexualer, sobald er in widernatürlicher Form auftrete, pflicht- 
gemäß zu meistern, eventuell seiner Befriedigung gänzlich zu 
entsagen. Standen ihm in dieser Hinsicht weniger Hemmungs- 
vorstellungen zur Seite (wie etwa dem Wilddiebe, der das Wild 
seiner subjektiven Anschauungsweise zufolge für res nullius hält, 
beim Wilddiebstahle), so könne dies nur bei der Strafbemessung 
«einen Einfluß üben. Auch normal veranlagte Individuen kämen in 
Lagen, in denen sie ihren Geschlechtstrieb zügeln müssen. Für 
Homosexuelle ein Privilegium zu schaffen, gehe nicht an; die kon- 
trärsexuale Geschlechtsempfindung möge als krankhafte Veranlagung, 
die den Verstand in gewissen Beziehungen abschwächt und bei 
etwaiger hypersexueller Erregung zu einer heftigen Gemütsbewegung 
führt, nach § 46, al. a) und d) St. G. strafmildernd wirken; einen 
Strafausschließungsgrund aber bilde sie, falls sie nicht mit allgemeiner 
-Geistesgestörtheit einhergehe und aus diesem Grunde dem Bereiche 
des § 2 St. G. anheimfalle, nach unserem derzeit gültigen Straf- 
gesetze nicht. 

Als unwiderstehlicher Zwang im Sinne des § 2 könne nur 
entweder wirklich ausgeübte physische Gewalt oder Notstand (psy- 
chischer Zwang) in Betracht kommen. Der Notstand setze aber eine 
Kollision von Eechten voraus, von welchen das eine nur durch Auf- 
opferung des anderen gerettet werden könne. Das zu rettende Eechts- 
gut müsse zudem das aufgeopferte an Wert namhaft überragen, 
denn immer handle es sich hier um eine bewußte Eechtsverletzung, 
die nur dann als gerechtfertigt angesehen werden könne, wenn durch 
sie eine noch schwerere Einbuße an Eechten vermieden werde. Nur 
dann könne von einem der absoluten Gewalt nahezu gleichstehen- 
den psychischen Zwange gesprochen und er allein könne als „un- 
widerstehlicher" im Sinne des § 2, lit. g) St. G. angesehen 
werden. Dies zeige insbesondere die historische Entwicklung dieses 
Begriffes im österreichischen Strafrechte. Die constitutio criminalis 
Theresiana spreche im § 5 von nicht widerstehlicher Gewalt, die 
Josephina textiere im § 5, al. e) „ein Zwang, eine unwiderstehliche 
Gewalt," erkläre also geradezu den Zwang als unwiderstehliche 
•Gewalt. Den Ausdruck „unwiderstehlicher Zwang" habe erst das 
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Strafgesetz vom Jahre 1803 aufgenommen; die Verhandlungen der 
Oesetzgebungskommission ergäben, daß nichts anderes darunter ver- 
standen werden wollte, als wirkliche unüberwindliche Gewalt oder 
ihr gleichstehender psychologischer Zwang; auch der Kollision der 
Hechte gedenken diese Beratungen. Es verweist weiters die Ge- 
neralprokuratur besonders in letzterer Zeit auf die zitierte Arbeit 
K u b e r s. 

VIL 

Stellt man die in den verschiedenen Entscheidungen des 
obersten Gerichtshofes enthaltenen Bemerkungen zum § 2 in 
systematischer Weise zusammen, so ergeben sich aus denselben 
folgende vom obersten Gerichtshofe vertretenen Grundsätze^) über 
-die Zurechnungsfahigkeit : 

Im allgemeinen: 

1. Das Gesetz stellt [im Gegensatz zu § 2, lit. a) — c) St. G. B.] 
sub lit. d) und g) dieses Paragraphen Strafausschließungsgründe 
auf, die einen normalen Geisteszustand des Täters voraussetzen. 
§ 2, lit. a) und § 2, lit. g) des St. G. B. schließen sich daher aus 
und enthält ein Urteil, welches beide Strafausschließungsgründe zur 
Anwendung bringt, einen Widerspruch. 

2. Alle drei Strafausschließungsgründe des § 2, lit. a), h) und 
-c) haben das Gemeinsame, daß der Täter seine Tat zu erkennen 
nicht in der Lage ist; er weiß nicht, was er tut, und darum fehlt 
es an einem Tatbestandselemente des Dolus, „dem Wissen". 

3. Die Zurechnungsfähigkeit als Hauptbedingung zur Bestrafung 
eines Angeklagten ist eine Tatsache, nämlich jener Zustand der 
Seelenkräfte, welcher den Angeklagten vermögend macht, mit freiem 
Willen zu handeln und die Polgen seiner Handlung einzusehen. 

4. Der Trieb allein aber macht noch nicht willensunfrei. 

5. Nur dann kann auf selten des Angeklagten von „Willens- 
unfreiheit" gesprochen werden, wenn sein psychopathischer Zustand 



^) Diese Grrundsätze sind den Entscheidungen verschiedener Senate 
des obersten Gerichtshofes entnommen. Diese Entscheidungen liegen zeit- 
lich oft durch Jahrzehnte auseinander. Es ist daher leicht erklärlich, 
•daß sich zwischen diesen „Grundsätzen" Widersprüche finden lassen. 
Verfasser glaubte auf dieselben nicht erst ausdrücklich aufmerksam 
jnachen zu müssen. 
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ZU Zwangsvorstellungen und infolge dieser zu Zwangshandlungen 
geführt hat, was jedoch das Vorhandensein einer geistigen Störung 
nach § 2, Ht. d) bis c) St. G. B. voraussetzt. 

6. Der Zustand der sogenannten verminderten Zurechnungs- 
fähigkeit bildet nicht einen der im § 2 des St. G. B. bezeichneten 
Strafausschließungsgründe. Wohl ist die geistige Minderwertigkeit 
ein Defekt, sei es nun am Intellekte oder am sittlichen Gefühle oder 
an der Willenskraft, allein die Strafausschließungsgründe des § 2 
a) — c) St. G. setzen mehr voraus. 

Der Strafausschließungsgrund des § 2, lit. a). 

1. Der § 2, lit. a) hat solche Menschen im Auge, welchen 
überhaupt jegliche Intelligenz mangelt, welchen das Bewußtsein 
ihres Tuns und Lassens zur Gänze mangelt, die also nicht wissen^ 
was sie tun. 

2. Der § 2, lit. a) hat solche Menschen im Auge, welche das Gute 
und Böse infolge ihrer geistigen Umnachtung nicht zu unterscheiden 
vermögen, welche die Strafbarkeit ihres Tuns zu erkennen nicht in 
der Lage sind und die Folgen ihres Tuns nicht einzusehen vermögen. 

3. Voraussetzung des § 2, lit. a) ist eine eigentliche Geistes- 
krankheit, denn nur eine solche, welche auch den Intellekt des 
Täters derart getrübt hat, daß er das Verbotene seines Tuns nicht 
hätte erkennen können, wäre geeignet, den bösen Vorsatz auszu- 
schließen und somit einen Strafausschließungsgrund zu bilden. 

4. Das konträre Sexualempfinden als solches ist, wie aus den 
Gutachten der Sachverständigen sich ergibt, nicht als eine Geistes- 
krankheit im gewöhnlichen Sinne aufzufassen, vielmehr hat der 
Täter die formelle Einsicht in die Strafbarkeit seiner Handlungs- 
weise, diese rein intellektuelle Erkenntnis wird jedoch von seinem 
Geschlechtstriebe verdrängt und er empfindet daher nicht, unrecht 
zu tun. 

5. Es genügt aber nicht, daß der Täter nicht empfindet, un- 
recht zu tun, wenn er die formelle Einsicht in die Strafbarkeit seines 
Handelns hat. 

6. Da die Homosexualität die Intellektsphäre nicht berührt, 
kann sie unter die Strafausschließungsgründe des § 2, lit. a) — c) 
nicht subsumiert werden. 

7. Es bedarf gar nicht eines Eingehens auf die Frage, ob es 
eine partielle Geistesstörung gebe oder nicht, denn § 2 setzt voraus* 
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daß der Täter den Gebrauch der Vernunft überhaupt nicht besitzt ; 
der Strafausschließungsgrund des § 2, lit. a) St G. setzt eine voll- 
ständige Aufhebung des Vernunftgebrauches und eine Einstellui^ 
aller geistigen Funktionen voraus. 

8. Eine Vergleichung der lit. a) mit den nachfolgenden Ab- 
sätzen h) und c) desselben Paragraphes läßt deutlich erkennen, daß 
daselbst nur der alle Gebiete des Geisteslebens umfassenden vollen 
Aufhebung des Vernunftgebrauches schuldausschließende Wirkung 
zuerkannt wird. Das Gemeinsame der im § 2, lit. a), h) und c) 
aufgezählten Strafausschließungsgründe ist, daß die Tat bei auf- 
gehobenem Bewußtsein begangen wird, das Wort „ganz" muß 
daher seiner natürlichen Bedeutung nach auch auf den Umfang 
der Vernunftlosigkeit bezogen werden. 

9. Das Wort „ganz" im § 2, lit. a) bezieht sich nicht nur 
auf die Dauer, sondern auch auf den Umfang und die Intensität 
der Geistesstörung. Es hat die Bedeutung des „Allumfassenden". 

10. Die Bestimmungen des § 2, lit. a), h) und c) St. G., nach 
ihrem Wortlaute und ihrem Zusammenhange aufgefaßt, ergeben, 
daß es sich in dem Falle des § 2, lit. d) und h) St. G. um eine, 
dem Grade nach gänzliche, absolute Vernunftlosigkeit handelt, 
während im Falle des § 2, lit. c) St. G. der Täter der Vernunft 
zwar nicht beraubt, deren Punktion jedoch vorübergehend 
eingestellt und das Bewußtsein des Handelnden insoweit getrübt 
ist, daß die Einsicht in die Außenwelt aufgehoben ist. In den beiden 
Fällen des § 2, lit. a) und b) St. G. ist die Aufhebung des Ver- 
nunftgebrauches eine völlige, gänzliche, dort aber eine fortdauernde, 
hier eine intermittierende. Das unterscheidende Merkmal 
bildet bloß das zeitliche Moment, und daraus erhellt, 
daß das Wort „ganz" im §2, lit. a) St. G. [im Gegensatz 
zu „abwechselnd" im § 2, lit. 6) St. G.] der Zeit und dem 
Grade nach zu verstehen ist.^) 



^) In einigen, allerdings sehr wenigen Fällen hat der oberste Gerichts- 
hof der entgegengesetzten Anschauung Ausdruck gegeben und ausge- 
sprochen : 

1. Nach § 1 des St. G. B. werde zu jedem Verbrechen böser 
Vorsatz gefordert. Da dieser sich aus „Bewußtsein" und „Willen" 
zusammensetzte, so werde er und damit das Verbrechen undenkbar, 
sobald eines der beiden Momente hinwegfalle. 

2. Im Falle des § 2, lit. a) St. G. sei es ein im Handelnden selbst 

Türkei, Psychiatrisch -kriminalistische Probleme. f 
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11. Die konträre Sexualempfindung ist eine krankhafte Ver- 
anlagung, welche den Verstand in gewissen Beziehungen ab- 
schwächt und bei etwaiger hypersexueller Erregung zu heftigen 
Gemütsbewegungen führt, nach § 46 c) und d) St. G. straf- 
mildernd wirken kann, einen Strafausschließungsgrund bedeutet 
sie aber nicht, falls sie nicht mit allgemeiner Geistes- 
gestörtheit einhergeht und aus diesem Grunde dem 
Bereiche des § 2 Si G. anheimfällt. 

Der Strafausschließungsgrund nach § 2, lit. b). 

Der Unterschied zwischen der sub § 2 a) und der sub § 2 6) 
bezeichneten Geistesstörung liegt bloß in der Dauer derselben ; auch 



liegender, innerlicher Faktor, nämlich seine krankhafte psychische 
Veranlagung, welche entweder den Gebrauch des Intellektes oder die 
freie Willonsbestimmung oder beide zugleich ausschließt. Infolge krank- 
hafter Veranlagung können die geistigen Funktionen auch nur nach der 
einen oder anderen Seite ausgeschaltet sein wenn nämlich der 
Angeklagte zwar das Strafbare seines Tuns einsieht, aber in seiner 
Willensfreiheit beeinträchtigt ist. Daß aber auch ein solcher par- 
tieller Defekt als vollständige Beraubung des Vernunft- 
gebrauches im Sinne des § 2, lit. a) St. G. anzusehen sei, 
ergebe folgende Erwägung: 

Der normale Gebrauch der Vernunft werde nur durch das har- 
monische Zusammenwirken gesunden Intellektes (Bewußtseins) und 
freien Willens ermittelt. Werde einer dieser Faktoren infolge geistiger 
Erkrankung in seinen Funktionen gestört und gehemmt, so sei es klar, daß 
von einem Vemunftgebrauche nicht mehr die Rede sein könne. 

Femer läßt sich aus dem Gegensatze zwischen § 2, lit. aj und 
§ 2 lit. 6^ und cj St. Gr. ableiten, daß das Wort „ganz" im §2, lit. aJ 
St. G. sich nur auf die Dauer, nicht aber auf den Umfang der 
Geistesstörung bezieht. Es ist demnach auch derjenige der 
Vernunft ganz beraubt, dessen Greisteszustand eine nor- 
male, richtige Überlegung oder die freie Willens- 
bestimmung bloß in einer bestimmten Richtung, in 
dieser aber dauernd ausschließt. 

Wurde nun z. B. bezüglich eines Angeklagten festgestellt, daß er, 
so oft die Befriedigung des Geschlechtstriebes für ihn in Frage komme, 
hinsichtlich der Art dieser Befriedigung vermöge seiner perversen Anlage in 
seiner freien Willensbestimmung beeinträchtigt sei, wenngleich er das Straf- 
bare seiner Handlungsweise einzusehen vermöge, und hat ihn auf dieser Grund- 
lage das Urteil als des Vemunftgebrauches ganz beraubt angesehen 
und nach § 2, lit. a) St. Gr. straflos gestellt, so könne darin vom obersten 
Gerichtshofe eine unrichtige Gresetzesanwendung nicht gefunden werden. 



Psychiatrisch-kriminalistische Probleme. 69 

lit. V) setzt eine, jedoch nur vorübergehende „gänzliche Auf- 
hebung des Intellekts" voraus, ein sogenanntes transitorisches 
Irresein und Tatbegehung während der Sinnenverrückung. 

Der Strafausschließungsgrund nach § 2, lit. c), 

1. Die Sinnen Verwirrung nach § 2 c) bedeutet die vorüber- 
gehende Aufhebung des Bewußtseins eines sonst geistig nicht ge- 
störten Individuums. 

2. Nur ein das Bewußtsein aufhebender Zustand kann 
den Strafausschließungsgrund nach § 2 c) bilden. 

3. Die Sinnenverwirrung muß als gänzliche Aufhebung des 
Bewußtseins auftreten, soll sie als Strafausschließungsgrund wirken. 
Denn nur dann kann von der Unmöglichkeit, das Unerlaubte des 
Tuns zu erkennen und danach das Handeln zu bestinmien, die 

Kede sein. 

4. Nicht aber genügt ein Seelenzustand der Gemütszerrüttung, 

eine Trübung des Bewußtseins oder Verstandes durch die (z. B. 
durch den Geburtsakt hervorgerufene) physische und psychische De- 
pression. JWeder eine solche Bewußtseinstrübung noch auch der 
(z. B. durch den Geburtsakt) etwa hervorgerufene Affekt vermag 
den Strafausschließungsgrund des § 2 lit. c) zu bilden. 

5. Angst, Überraschung und Verwirrung, insoferne letztere nicht 
zu einer das Bewußtsein aufhebenden, vorübergehenden Sinnenver- 
wirrung sich erhebt, sind wohl schuldmildernde Affekte, aber keine 
Strafausschließungsgründe. 

6. Erinnert sich der Täter seiner Tat und ist er sich aller 
Begleitumstände bewußt, so liegt keine Sinnenverwirrung vor. 

7. Jedermann ist sittlich und rechtlich verpflichtet, seine 
Leidenschaften zu beherrschen und bildet die Leidenschaft als Trieb 
zu einem Verbrechen keinen Strafausschließungsgrund; es wäre denn, 
daß besondere Umstände, wie etwa ein krankhafter Geisteszustand, 
den Antrieb der Leidenschaft zu einem individuell unwiderstehlichen 
gestalten. Eine Erregung, welche sich weder bis zu einer das 
Bewußtsein aufhebenden Sinnenverwirrung (§ 2 lit. c) St. G.) steigert, 
noch die Freiheit des Willens aufhebt (§ 2 lit. g), erscheint nicht 
geeignet, als Strafausschließungsgrund zu wirken. 

Der Strafausschließungsgrund nach § 2 lit. g). 

1. Der Strafausschließungsgrund des § 2 lit. g) unterscheidet 
sich von dem Strafausschließungsgründe des § 2 lit. a) dadurch, daß 
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letzterer einen Verstandesdefekt voraussetzt, während ersterer von 
einem speziellen Willensdefekte handelt. Die Geistesgestörtheit ist 
ein „Intelligenzdefekt**, der unwiderstehliche Zwang ist ein „Willens- 
defekt**. 

2. Nicht jede Willensunfreiheit fallt jedoch unter § 2 lit. g). 

3. § 2 lit. g) setzt einen geistig normalen Zustand des 
Täters voraus. 

4. Das Vorhandensein von Zwangsvorstellungen, die zu Zwangs- 
handlungen führen,, ist eben nur eine Begleiterscheinung des Irre- 
seins, setzt daher eine Geistesstörung nach § 2 lit. a) — c) 
voraus. Mag daher auch bei Perversion des Geschlechtstriebes das 
Vorkonmien von Zwangsvorstellungen und Zwangshandlungen nicht 
schlechthin auszuschließen sein, so könnte dies eben immer nur als 
Folge eines psychopathischen Zustandes in Betracht kommen. Die 
Begriffe geistiger Störung und unwiderstehlichen Zwanges dürfen 
aber nicht konfundiert werden. 

5. Unwiderstehlicher Zwang ist ein streng juristischer Begriff; 
nach § 2 lit. g) St. G. wird die Strafbarkeit einer Tat ausgeschlossen, 
wenn auf ein geistig normales Individuum von außen her ein, 
sei es physischer oder psychischer, Zwang ausgeübt wird, der zwar 
seinen Intellekt unberührt läßt, hingegen die freie 
Willensbestimmung ausschaltet und es hiedurch veranlaßt, 
eine objektiv strafbare Handlung als das kleinere von zwei Übeln 
zu wählen. 

6. Der psychische Zwang ist mit dem sogenannten Notstande 
identisch. Dieser aber setzt eben eine Kollision von Kechten voraus, 
von denen das eine nur durch Aufopferung des anderen gerettet 
werden kann. Zu untersuchen, ob und welches gleichwertige Kechts- 
gut durch die Straftat gerettet werden sollte, steht nur dem Kichter, 
nicht aber dem Experten zu, denn § 2 lit. g) setzt ein geistig 
normales Individuum als handelndes Subjekt voraus. 

7. Das handelnde Subjekt muß, soll von einem Notstandsrechte 
die Kede sein können, sich dessen bewußt sein, daß es ein der 
Gefahr der Verletzung ausgesetztes Kechtsgut nui* dadurch retten 
kann, daß es ein anderes, dasselbe an Wert nicht etwa übersteigendes 
Kechtsgut absichtlich verletzt. 
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vm. 

Wieder drängt sich uns die Frage auf, wie angesichts der 
Stilisierung des § 2 St. G. B. diejenigen psychopathischen Zustände 
zu behandeln sind, welche eine effektive, die Zurechnungsfähigkeit 
des Beschuldigten aufhebende Geistesstörung darstellen, bei welchen 
aber wie z. B. beim Paranoiker nicht von einer im Sinne der 
obigen Ausführungen „gänzlichen Beraubung des Gebrauches der 
Vernunft" gesprochen werden kann? 

Bis zum heutigen Tage wurde diese schwierige Interpretations- 
frage dadurch umgangen, daß in der Praxis nicht der Kichter, sondern 
der Experte die Frage beantwortete, ob der Beschuldigte des Ge- 
brauches der Vernunft gänzlich beraubt sei oder an abwechselnder 
Sinnenverrückung oder an Sinnenverwirrung leide. Die Experten 
aber bezeichneten z. B. einen Paranoiker unbekümmert um die 
oberstgerichtliche Interpretation des § 2 lit. a) St. G. B. als einen 
des Gebrauches der Vernunft ganz Beraubten. 

Die Experten erklären aber insbesonders in letzterer Zeit häufig, 
sich auf diejenigen Antworten beschränken zu wollen, welche sie 
nach § 134 des St. P. 0. geben müssen. Sie werden z. B. bei einem 
Paranoiker die Diagnose „Paranoia" stellen, die Tatsachen zusammen- 
stellen, welche ihnen für die Symptomatologie und Diagnose dieser 
Erkrankung von Belang scheinen, die Bedeutung dieser Tatsachen 
einzeln und im Zusammenhange darstellen, das Wesen der Paranoia 
theoretisch erörtern und den Einfluß dieser Erkrankung auf das 
Vorstellungsleben, die Triebe und Handlungen des Beschuldigten 
zeigen und schließlich sich über den Grad bezw. das Stadium der Er- 
krankung äußern. Eine Kelation dieser Ergebnisse ihrer Untersuchung 
mit dem Strafgesetze werden sie nicht herstellen und es dem Eichter 
überlassen den Strafausschließungsgrund zu wählen, der seiner Meinung 
nach dieser Diagnose entspreche. 

Nehmen wir nun an, dieser Paranoiker sei ein akademischer 
Lehrer, habe am Tage und nach dem Tage eines von ihm gegen 
einen vermeintlichen Verfolger ausgeführten Attentates seine Vor- 
lesungen gehalten, habe das Attentat seit Wochen sorgfältig vor- 
bereitet, erweise sich in der strafgerichtlichen Untersuchung und bei 
der Hauptverhandlung als ein schlagfertiger, gewandter und-^^eist- 
reicher Mann. Nach welchem Absätze des § 2 des St. ßr. B. soll 
der Kichter, dem der Experte nicht aus der Verlegenheit helfen 
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will; diesen Mann, der doch gewiß an einer Geistesstörung leidet^ 
durch welche seine Zurechnungsfälligkeit aufgehoben ist, freisprechen ? 

§ 2 lit. l), c) und g) käme überhaupt nicht in Frage, und 
den § 2 lit a) wird der Kichter sich anzuwenden wahrscheinlick 
scheuen, da ein sein wissenschaftliches Fach beherrschender Lehrer, der 
sich mit Greschick verteidigt und „kein unvernünftiges Wort spricht"^ 
nach des Kichters Anschauungen doch nicht als ein „des Gebrauches 
der Vernunft ganz Beraubter" bezeichnet werden könne. 

Dieses Beispiel zeigt am besten, daß nach dem Wortlaute dea 
Gesetzes eine große Anzahl von effektiv geisteskranken ^) Individuen^ 
die gegenwärt^ nicht bloß nach dem bei uns, sondern auch nach 
dem anderwärts geltenden Gebrauche von der strafrechtlichen Ver- 
antwortung frei erklärt werden, verurteilt werden müßte, während 
der § 2 lit. a) unseres Strafgesetzes nur auf Personen Anwendung 
fände, die sich ohnehin in diesem Zustande selten noch in Freiheit 
befinden und selbst dann nur selten noch kriminell werden. 

Die Psychiater^) erklären bereits nachdrücklichst, „mit dem 
Wortlaute des § 2 sei überhaupt nichts mehr anzufangen", und auch 
die Kriminalisten') leugnen nicht, daß „der Versuch des St. G. B. 
in § 2 a), 6), c) und teilweise auch g)y psychologische Kriterien 
der Geisteskrankheit im Anschlüsse an die zur Zeit der Kodifikation 
herrschende philosophische Terminologie aufzustellen", „durch die 
Entwicklung der Psychiatrie als selbständiger Wissenschaft voll- 
ständig überholt sei". 

Der „animus novandi" ist demnach allseits vorhanden. Hoffent- 
lich folgt nunmehr dem guten Willen bald die Tat. 



^) Um Mißverständnisse zu vermeiden, betone ich ausdrücklich^ 
daß ich die Konträrsexualen, über deren „psychiatrische Qualifikation" 
Einigkeit noch nicht herrscht, bei diesen Erwägungen überhaupt nicht 
in Betracht gezogen habe. 

^) ^gl- Wagner v. Jauregg, a. a. 0. 

^) ^gl- Lammasch, Grundriß des Strafrechts ; 2. Aufl. Leipzig 1 902. 
(„Grundrisse des österreichischen Rechtes" II. Bd. 4. Abteilung.) 
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